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Referentenentwurf

des Bundesministeriums fir Erndhrung und Landwirtschaft

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Anderung des Bundeswaldgesetzes

A. Problem und Ziel

Das Bundeswaldgesetz vom 8. Mai 1975 (BGBI. | S. 1037), das zuletzt durch Artikel 112
des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) geandert worden ist (BWaldG gF),
soll erganzt werden, um insbesondere zentrale Herausforderungen, namentlich die Klima-
und Biodiversitatskrise, in Bezug auf das Waldrecht angemessen zu adressieren und die
Rahmenbedingungen fur die Erhaltung der Walder und vielfaltigen, gesellschaftlich unver-
zichtbaren Okosystemleistungen im Klimawandel an die aktuellen Erfordernisse anzupas-
sen.

B. LOsung

Der vorliegende Gesetzentwurf enthalt die notwendigen Vorschriften, um die vorgenannten
Zielsetzungen zu erreichen.

C. Alternativen
Keine.

Bezlglich der signifikantesten Belastungen durch Regelungsfolgen stellen die getroffenen
Regelungsgestaltungen die im Sinne des Regelungszwecks effizienteste Alternative unter
Berticksichtigung der jeweils am wenigsten belastenden Option dar.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Fur den Bund, die Lander und die Kommunen ist mit Haushaltsausgaben auf3erhalb des
Erflllungsaufwandes nicht zu rechnen. Etwaiger aus der Gesetznovelle entstehender Er-
fullungsaufwand ist vom jeweils betroffenen Einzelplan finanziell und stellenméafig auszu-
gleichen.

E. Erfallungsaufwand

Die nachfolgenden Ausfuhrungen zum Erfullungsaufwand stellen eine N&herungsschét-
zung dar. Dies insbesondere vor dem Hintergrund, dass die geltenden Landeswaldgesetze
zum Teil bereits Vorgaben und Genehmigungsvorbehalte enthalten, zu denen das vorlie-
gende Regelungsvorhaben nunmehr erstmals eine bundeseinheitliche Regelung vorsieht.

Die nachfolgenden Ausfuhrungen sind eine zusammenfassende Darstellung der in der Be-
grindung, Abschnitt A, Kapital VI Nummer 4 vorgenommenen Abschéatzung des Erfullungs-
aufwands (zu Einzelheiten: siehe dort).
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E.1 Erfallungsaufwand far Bargerinnen und Birger

Insgesamt wird der Erfullungsaufwand fur die Blrgerinnen und Bulrger geschéatzt wie folgt
(zur Herleitung: siehe Begriindung, Abschnitt A, Kapital VI Nummer 4 (Erfullungsaufwand)):

Veranderungen des jahrlichen Zeitaufwands (in Stunden): 15.000

Veranderungen des jahrlichen Sachaufwands (in Tsd. Euro):

Einmaliger Zeitaufwand (in Stunden):

Einmaliger Sachaufwand (in Tsd. Euro): 1.000

E.2 Erfallungsaufwand fir die Wirtschaft

Insgesamt wird der Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft geschéatzt wie folgt:

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands (in Tsd. Euro): 1.927
davon Burokratiekosten aus Informationspflichten (in Tsd. Euro): 631

Einmaliger Erfullungsaufwand (in Tsd. Euro): 42.516
davon durch Einmalige Informationspflicht (in Tsd. Euro): 32.400
davon durch Schulungskosten (in Tsd. Euro): 89
davon durch Anpassung von Produkten, Fertigungsprozessen und 27
Beschaffungswegen (in Tsd. Euro):
davon durch Sonstiges (in Tsd. Euro): 10.000

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Insgesamt wird der Erflllungsaufwand fur die Verwaltung geschétzt wie folgt:

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands (in Tsd. Euro):
-36.983
davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): -36.889
davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): -94
Einmaliger Erfullungsaufwand (in Tsd. Euro): 5.148
davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 1.875
davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): 3.273

Bund

Insgesamt ergibt sich fir den Bund ein einmaliger Umstellungsaufwand in Hohe von schat-
zungsweise etwa 1,9 Millionen Euro sowie eine jahrliche Entlastung (negativer Erfillungs-
aufwand) in H6he von schatzungsweise -36,9 Millionen Euro pro Jahr.
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Lander

Insgesamt ergibt sich fir die Lander ein einmaliger Umstellungsaufwand in Héhe von schat-
zungsweise etwa 3,3 Millionen Euro sowie eine jahrliche Entlastung (negativer Erfullungs-
aufwand) in Hohe von schatzungsweise -94 Tausend Euro pro Jahr.

Kommunen

Die Gemeinden und Gemeindeverbanden erhalten durch das geanderte BWaldG keine
neuen Aufgaben oder Zustandigkeiten. Insoweit entstehen ihnen diesbeziglich keine Kos-
ten.

Der einmalige Umstellungsaufwand fur das Forstpersonal waldbesitzender Gemeinden,

sich mit den neuen Regelungen des BWaldG vertraut zu machen, ist bereits unter dem
oben genannten Umstellungsaufwand der Wirtschaft miterfasst.

F. Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau-
cherpreisniveau, werden nicht erwartet.
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Referentenentwurf des Bundesministeriums fir Ernédhrung
und Landwirtschaft

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Anderung des Bundeswaldgeset-
zes

vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Bundeswaldgesetzes

Das Bundeswaldgesetz vom 2. Mai 1975 (BGBI. | S. 1037), das zuletzt durch Artikel
112 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) geandert worden ist, wird wie
folgt gedndert:

1. Die Bezeichnung des Gesetzes wird wie folgt gefasst:

,Gesetz zum Schutz und zur Erhaltung des Waldes und seiner Okosystemleistungen so-
wie zur Forderung der Forstwirtschaft (Bundeswaldgesetz — BWaldG)“.

2. 81 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

,1. denWald, auch in Verantwortung fur kiinftige Generationen, dauerhaft zu erhalten
als

a) Okosystem, wichtige natiirliche Lebensgrundlage, Lebensraum fiir die wild-
lebende Tier- und Pflanzenwelt und naturlicher Kohlenstoffspeicher (Schutz-
funktion),

b) Wirtschaftsfaktor fir Einkommen und Beschaftigung, insbesondere im landli-
chen Raum, und als nachhaltige Rohstoffquelle (Nutzfunktion),

c) Erholungsraum fir die Bevolkerung (Erholungsfunktion).”
3. 8§ 2 wird wie folgt geandert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:
LAls Wald gelten ferner auch im Wald liegende oder mit ihm verbundene gemeldete
naturliche Offenland-Lebensraumtypen der Nummern 2310, 2330, 4010, 4030,
5130, 6210, 6230, 6410, 6430, 6440, 6510, 6520, 7110, 7120, 7140, 7150, 7210,
7230, 8150 und 8160 in Gebieten von gemeinschaftlichem Interesse nach An-
hang | der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der
naturlichen Lebensraume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABI. L 206
vom 22. Juli 1992, S. 7) in der jeweils geltenden Fassung.®

b) Absatz 2 wird folgt geandert:

aa) In Nummer 5 wird am Ende der Punkt durch ein Komma ersetzt.
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bb) Folgende Nummer 6 wird angefligt:
,0. der Landes- und Blndnisverteidigung dienende Flachen, die

a) nach der militarischen Nutzungsplanung als Freigeléandeflachen aus-
gewiesen wurden und die sich nach dieser Ausweisung lediglich
durch natlrliche Sukzession mit Forstpflanzen bestockt haben, oder

b) ganz oder zum Uberwiegenden Teil durch Bauwerke oberirdisch o-
der oberflachennah versiegelt sind, wie Bunker einschlief3lich Bo-
schungsschulter und Béschungsful3.*

8 5 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz 1 werden die Worter ,Vorschriften dieses Kapitels“ durch die Wérter ,88 8
und 9 Absatz 1, 2 und 3 und die 88 10, 11, 12, 13 und 14 Absatz 1 Satz 2, 4 und
5 und Absatz 2“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Worter ,Bestimmungen dieses Kapitels“ durch die Warter
,88 8 und 9 Absatz 1, 2 und 3 und die 88 10, 11, 12, 13 und 14 Absatz 1 Satz 2, 4
und 5 und Absatz 2“ ersetzt.

Nach § 9 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingeflgt:

»(1a)Als Umwandlung im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 gelten nicht MaRnahmen
der Beseitigung von Forstpflanzen zur Pflege und Erhaltung von Flachen, die als Wald
nach § 2 Absatz 1 Satz 3 gelten.”

Nach § 9 werden folgende 88 9a und 9b eingefugt:

»8 9a
Weitere Vorschriften zur Erhaltung des Waldes
(1) DerWald und seine C')kosysterpleistungen sind zu erhalten; Gefahren und Ent-
wicklungen, die den Wald oder seine Okosystemleistungen erheblich beeintrachtigen

oder schadigen kbénnen, sind abzuwehren (allgemeiner Grundsatz).

(2) Die Okosystemleistungen des Waldes umfassen insbesondere die Beitrage
des Waldes fur

1. den Klimaschutz, die Anpassung an den Klimawandel und die Kiihlung der Land-
schaft,

2. die heimische Erzeugung des nachwachsenden Rohstoffs Holz,
3. den Erhalt der heimischen Tier- und Pflanzenwelt,

4. die Erholung der Bevolkerung,

5. den Wasserhaushalt und

6. die Reinhaltung der Luft.
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(3) Die Lander haben dafir Vorsorge zu treffen, dass die Erfordernisse der
Walderhaltung nach Absatz 1 gewahrleistet werden. Eine der Entwicklung oder der Er-
haltung klimaresilienter Walder dienende natirliche Verjingung soll ohne Schutzmalf3-
nahmen ermoglicht werden. Hierzu haben die Lander periodische Vegetationsgutach-
ten zu erstellen oder andere Untersuchungen durchzuftihren.

89b
Pflicht zum Ausgleich

(1) Wird eine Genehmigung nach den 8 9 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 erteilt,
ist der Antragsteller verpflichtet, die nachteiligen Folgen der Umwandlung oder Benut-
zung fur die Erhaltung des Waldes oder seiner Okosystemleistungen durch Maf3nah-
men zum Schutz und zur Erhaltung des Waldes auszugleichen, insbesondere durch
1. Erstaufforstung,

2. Neubewaldung durch natirliche Sukzession oder
3. geeignete Schutz- oder GestaltungsmalRnahmen im Wald
(allgemeiner Grundsatz).

(2) Soweit die nachteiligen Folgen der Umwandlung oder Benutzung fur die Er-
haltung des Waldes oder seiner Okosystemleistungen nicht ausgeglichen werden kon-
nen, ist der Antragsteller verpflichtet, einen finanziellen Ausgleich zu leisten. Die Lan-
der haben die Einzelheiten zu regeln. Dabei kbnnen sie insbesondere die Berechnung
des finanziellen Ausgleichs, das Verfahren seiner Erhebung und die Verwendung der
eingenommenen Mittel regeln.

(3) Ausgleichspflichten im Zusammenhang mit der naturschutzrechtlichen Ein-
griffsregelung im Sinne der 88 13 bis 19 des Bundesnaturschutzgesetzes bleiben un-
berthrt, sind jedoch anrechenbar.”

Nach § 10 wird folgender § 10a eingeflgt:

,8 10a
Weitere Vorschriften zur Erstaufforstung
Die Erstaufforstung soll zu dem Ziel beitragen, klimaresiliente Walder mit tGiberwie-
gend heimischen Forstpflanzen zu begriinden. Die Erstaufforstung kann durch natirli-
che Sukzession, Saat oder Pflanzung erfolgen. Bei der Erstaufforstung durch Saat oder
Pflanzung sind standortgerechte Forstpflanzen zu verwenden.*

Nach § 11 werden folgende 88 11a bis 11d eingefiigt:

.8 11a
Weitere Vorschriften zur Bewirtschaftung des Waldes

(1) Die Wiederaufforstung soll zu dem Ziel beitragen, klimaresiliente Walder mit
Uberwiegend heimischen Forstpflanzen zu begrinden. Bei der Wiederaufforstung
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durch Saat oder Pflanzung sind standortgerechte Forstpflanzen zu verwenden. Von
einer durch Landesrecht vorgesehenen Verpflichtung zur Wiederaufforstung ausge-
nommen sind die in § 2 Absatz 1 Satz 3 genannten Flachen.

(2) Es st verboten, einen Kahlschlag auf einer Flache von mehr als einem Hektar
ohne Genehmigung der zustandigen Behorde vorzunehmen. Satz 1 gilt nicht fir Maf3-
nahmen zur Beseitigung von Forstpflanzen zur Pflege und Erhaltung von Flachen, die
als Wald nach 8 2 Absatz 1 Satz 3 gelten.

811b
Schutz des Waldbodens

(1) Der Waldboden hat fur die Zwecke nach § 1 eine herausgehobene Bedeu-
tung.

(2) Der Waldbesitzer ist verpflichtet, Vorsorge gegen das Entstehen schadlicher
Bodenveranderungen zu treffen, die durch die Nutzung des Grundstiicks auf dem
Grundstuck oder in dessen Einwirkungsbereich hervorgerufen werden kénnen, soweit
dies auch im Hinblick auf den Zweck der Nutzung des Grundsticks verhaltnismaRig
ist. Satz 1 gilt entsprechend fir denjenigen, der Verrichtungen auf einem Waldgrund-
stuck durchfuhrt oder durchfuhren lasst, die zu Ver&nderungen der Bodenbeschaffen-
heit fihren kénnen.

(3) Bei der Waldbewirtschaftung ist der Waldboden so weit wie mdglich zu scho-
nen. Zum Schutz des Waldbodens sollen

1. Dbestands- und bodenschonende Verfahren und Techniken eingesetzt sowie

2. die erforderlichen Fahrbewegungen auf ein hierfir ausgewiesenes Feinerschlie-
Bungsnetz konzentriert werden.

8§ 1lc
Schutz des Wasserhaushalts

(1) Die Wasserspeicher- und die Wasserhaltekapazitat des Waldbodens sollen
erhalten und nach Méglichkeit verbessert werden. Der Oberflachenabfluss von Nieder-
schlagen soll gemindert und der Wasserruckhalt im Wald erhoht werden, sofern dies
erforderlich ist.

(2) Eine Entwasserung des Waldes durch entwassernd wirkende Einrichtungen
und MalRnahmen ist untersagt, sofern

1. diese den Wald oder seine Okosystemleistungen erheblich beeintrachtigen kon-
nen und

2. keine zwingenden Griinde des Allgemeininteresses, wie insbesondere die Sicher-
stellung der Trinkwasserversorgung der Bevolkerung, dem entgegenstehen.

(3) Die fur die Benutzung von Wasser nach 8 9 Wasserhaushaltsgesetz zustan-
digen Behorden, Planungs- und Mal3nahmentrdger haben darauf hinzuwirken, dass
durch die Wasserbenutzung die Schutzgiter und Okosystemleistungen des Waldes
und insbesondere die aufstockenden Waldbestande nicht beeintréchtigt werden.
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§11d
Schutz vor biotischen und abiotischen Schaden
Der Wald und seine Okosystemleistungen sind vor erheblichen Beeintrachtigun-
gen durch biotische und abiotische Einwirkungen zu bewahren. Dabei sollen geeignete

MafRnahmen der Vorbeugung den Vorrang haben.”

In § 12 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,Allgemeinheit” die Worter ,,oder zum
Erhalt oder zur Verbesserung von Okosystemleistungen® eingefugt.

Nach § 13 wird folgender § 13a eingeflgt:

,8 13a
Kurwald und Heilwald
(1) Die Lander kdnnen nach Mal3gabe des Absatzes 2 bestimmen, dass Wald auf
Antrag des Waldbesitzers zu Kurwald oder zu Heilwald erklart werden kann, wenn der

jeweilige Wald geeignet ist, bei Personen, die solche Walder nutzen,

1. eine allgemeine Starkung der gesundheitlichen Widerstandsfahigkeit zu bewirken
und bestimmten Krankheiten vorzubeugen (Kurwald) oder

2. einen Beitrag zur Behandlung bestimmter Krankheiten zu leisten (Heilwald).

(2) Sofern ein Land Regelungen nach Absatz 1 trifft, hat es dabei auch zu bestim-
men, dass in dem zu Kurwald oder Heilwald erklarten Wald anderweitige Nutzungen
beschrankt werden kdnnen, wobei das allgemeine Betretungsrecht nach § 14 Absatz 1
dabei nur in dem Mal3e eingeschréankt werden darf, in dem dies fur die Kur- oder Heil-
behandlung erforderlich ist.*

§ 14 Absatz 1 wird folgt geandert:
a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Das Betreten des Waldes auf natur- und gemeinvertragliche Weise zum Zwecke
der Erholung ist gestattet (allgemeiner Grundsatz).”

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingeflgt:

,ourch die Gestattung des Betretens werden keine zusatzlichen Sorgfalts- oder
Verkehrssicherungspflichten begriindet.”

Nach § 14 werden folgende 88 14a und 14b eingeflgt:

,§ 14a
Anlage und Markierung von Wegen und Routen im Wald

(1) Das Anlegen oder Eroffnen neuer Wege oder Pfade im Wald durch Dritte ist
nur mit Zustimmung des Waldbesitzers zulassig.
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(2) Die erstmalige Ausweisung und Markierung von Wander-, Reit- oder Radwe-
gen, von Sport- oder Lehrpfaden auf bestehenden Wegen bedarf der Genehmigung
der zustandigen Behorde.

(3) Der Waldbesitzer und die zustandige Behdrde kénnen von einem digitalen
Routenanbieter die [ElliSHlE oder Anderung ElEHEEIEIEEESIENEEEIERENE] -
einer bislang weglosen oder pfadlosen Grundflache im Wald [[SlElBEE Hierzu hat der
Antragsteller gegentber dem digitalen Routenanbieter

1. nachzuweisen, dass er berechtigt ist, die Entfernung oder Anderung der digital
ausgewiesenen Route zu verlangen,

2. die fur die raumliche Zuordnung der digital ausgewiesenen Route erforderlichen
Angaben zu tbermitteln und

3. den fir die Entfernung oder Anderung der digital ausgewiesenen Route maRgeb-
lichen Grund zu benennen.

Der digitale Routenanbieter hat einem berechtigten Verlangen nach Satz 1 innerhalb
einer angemessenen Frist nachzukommen. Als weglose oder pfadlose Grundflache im

Wald im Sinne von Satz 1 gelten auch FeinerschlieBungslinien wie Riickegassen sowie
Wildwechsel, Pirschpfade und sonstige Zugange zu jagdlichen Einrichtungen.

8 14b
Waldbrandschutz

(1) Der Waldbesitzer und der Waldbesucher haben im Rahmen ihrer Méglichkei-
ten daflir Sorge zu tragen, dass Waldbrande vermieden werden.

(2) Vorbeugender Waldbrandschutz obliegt auch dem Waldbesitzer. Dabei soll er
in Abhangigkeit vom Waldbrandrisiko Waldbrandrisiken im Rahmen der standortlich,
waldbaulich und forstbetrieblich verfligbaren Moglichkeiten geringhalten und vermin-
dern.

(3) Der Betreiber von einer im oder am Wald liegenden Anlage oder Einrichtung,
wie

1. fur Freizeit-, Gewerbe- oder Lagerungszwecke bestimmte Gebaude mit einer
GroRRe von mehr als dreiBig Kubikmetern Brutto-Rauminhalt,

2. Windkraft-, Energietubertragungs-, Funk- und Telekommunikationsanlagen mit
Masthdéhen von mehr als flinfzig Metern,

3. Transformatorenstationen und Umspannanlagen,

4. Photovoltaik-Freiflachenanlagen,

5. Gaspipelines und zugehdrige Wartungsanlagen,

6. militArische Anlagen sowie zivile Schiel3sportanlagen oder

7. Eisenbahnanlagen sowie Bundes- und Landesstral3en,
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ist verpflichtet, geeignete vorbeugende Malinahmen zum Schutz angrenzender Walder
gegen Brandgefahren zu ergreifen, die von der durch ihn betriebenen Anlage oder Ein-
richtung ausgehen.

(4) Die Lander haben die Informationen zum vorbeugenden Waldbrandschutz
nach einheitlichen Standards zu erfassen und flr Bundeszwecke bereitzustellen.”

§ 17 wird wie folgt gedndert:
a) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a eingeflgt:

,2a. die Abstimmung von Vorhaben zur Erzeugung von Produkten, aul3er Roh-
holz, und zur Bereitstellung waldbezogener Dienstleistungen;*.

b) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 3a eingeflgt:

,3a. Durchfuhrung von MaBnahmen flr die Erhaltung und Verbesserung der
Schutzguter oder der Okosystemleistungen des Waldes;".

In § 28 Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort ,schriftlich® die Worter ,oder elektro-
nisch” eingefugt.

§ 37 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
a) In Nummer 5 wird am Ende der Punkt durch ein Semikolon ersetzt.
b) Folgende Nummer 6 wird angefugt:
,0. die Wahrnehmung von Geschaftsfihrungsaufgaben der Mitglieder.*

Nach § 40 wird folgender § 40a eingeflgt:

,3 40a
Befugnisse der zustandigen Behorde
Die zustandige Behotrde kann Holzeinschlagsmalinahmen verbieten oder be-
schranken, soweit nach grof3flachigen, durch biotische oder abiotische Einwirkungen
verursachten Schaden ein besonderes offentliches Interesse an der Erhaltung von ver-
bliebenen Baumbestanden besteht, weil diese erforderlich sind fur

1. die Erhaltung oder Wiederherstellung von besonders bedeutsamen Schutzgutern
oder Okosystemleistungen des Waldes,

2. die Gewahrleistung einer Wiederbewaldung oder
3. den Erhalt eines ortlich besonders pragenden Landschaftsbildes.

Fir MalRnahmen nach Satz 1 sind vorrangig Waldflachen der 6ffentlichen Hand in An-
spruch zu nehmen.*

In § 41 werden die Absatze 4 und 5 durch die folgenden Absatze 4 bis 8 ersetzt:
»(4) Der Bund beteiligt sich an der finanziellen Forderung der Forstwirtschaft nach

Malgabe des Gesetzes Uber die Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrar-
struktur und des Kustenschutzes” (GAK-Gesetz) in der jeweils geltenden Fassung.
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(5) Staatliche Zuwendungen auf Grund des GAK-Gesetzes kénnen erhalten:

1. forstwirtschaftliche Zusammenschlisse im Sinne dieses Gesetzes und nach § 62
gleichgestellte sonstige Zusammenschlusse in der Forstwirtschaft sowie die nach
Landesrecht gebildeten o6ffentlich-rechtlichen Waldwirtschaftsgenossenschaften
und ahnliche Zusammenschliisse einschlieRlich der Gemeinschaftsforsten, sofern
ihre Aufgabe sich auf die Verbesserung der forstwirtschaftlichen Erzeugung oder
die Forderung des Absatzes von Forsterzeugnissen erstreckt und sie einen we-
sentlichen Wettbewerb auf dem Holzmarkt bestehen lassen;

2. Inhaber land- oder forstwirtschaftlicher Betriebe oder Grundbesitzer, soweit ihre
forstlichen Vorhaben nicht tber forstwirtschaftliche Zusammenschlisse gefordert
werden.

(6) Der Bund kann nach MalRgabe der vom Haushaltsgesetzgeber zur Verfligung
gestellten Mittel die Forstwirtschaft Uber Forderprogramme im Rahmen seiner Zustan-
digkeit unterstitzen, insbesondere fur
1. den Klimaschutz sowie zur Klimaanpassung im Wald und
2. den Biodiversitatserhalt im Wald.

(7) Staatliche Zuwendungen kénnen auch fur Aufwendungen zur Bereitstellung
und Erhaltung von Erholungsleistungen gewahrt werden.

(8) Das allgemeine Verstandnis fur die Zwecke des § 1 ist mit geeigneten Mitteln
zu fordern. Erziehungs-, Bildungs- und Informationstréager klaren auf allen Ebenen tber
die Bedeutung des Waldes, seiner Schutzgiiter und Okosystemleistungen auf und we-
cken das Bewusstsein fur einen verantwortungsvollen Umgang mit dem Wald.*

§ 41a Absatz 6 wird wie folgt gedndert:
a) In Satz 1 wird die Nummer 3 durch folgende Nummern 3 bis 8 ersetzt:
»3. zu Wirkzusammenhangen in Waldtkosystemen,
4. zu Waldbranden,
5. zur Biodiversitat im Wald,
6. zum Schutz des Waldes vor Gefahren und krisenhaften Entwicklungen,
7. zum Zustand der Waldmoore,
8. zur wirtschaftlichen Situation der Forstbetriebe®.
b) Folgender Satz wird angefugt:

.Bel Erhebungen nach Satz 1 kdnnen insbesondere terrestrische Erhebungen, Ab-

fragen bei Personen und anderen Datenquellen wie auch fernerkundliche Verfah-

ren zum Einsatz kommen.*

§ 43 wird wie folgt gefasst:
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,§ 43
BuRgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig
1. ohne Genehmigung nach § 11a Absatz 2 Satz 1 einen Kahlschlag vornimmt,

2. entgegen 8 42 Absatz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder
nicht rechtzeitig erteilt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann im Fall des Absatzes 1 Nummer 1 mit einer Geld-
bul3e bis zu funfzigtausend Euro und in den Ubrigen Féllen mit einer GeldbuRRe bis zu
zwanzigtausend Euro geahndet werden.*

8§ 44 wird wie folgt gefasst:

.S 44
Besondere Gemeinwohlverpflichtung des Staatswaldes

(1) Der Staatswald soll dem Gemeinwohl in besonderem Maf3e dienen. Er ist im
Sinne der Bestimmungen des ersten und zweiten Kapitels vorbildlich zu bewirtschaften.
Er soll in angemessener Weise zur Abwehr und Bewaltigung besonderer, durch bioti-
sche oder abiotische Einwirkungen oder Naturkatastrophen verursachte und Uberort-
lich bedeutsame krisenhafte Situationen oder Entwicklungen im Wald herangezogen
werden, in deren Folge eine erhebliche und langanhaltende oder dauerhafte Beein-
trachtigung des Waldes, seiner Schutzguter oder seiner Okosystemleistungen zu be-
sorgen ist. Ferner soll der Staatswald solchen Aufgaben dienen, die besonders auf-
wandig oder langwierig sind oder die aus anderen Grinden die Leistungsfahigkeit der
anderen Waldbesitzarten tbersteigen, wie den Aufgaben des forstlichen Versuchs- und
Forschungswesens.

(2) Der Staatswald soll in seiner bestehenden Flachenausdehnung mindestens
erhalten werden. Eine Verauf3erung von Staatswald an nicht staatliche Trager darf nur
in begrindeten Ausnahmeféllen erfolgen.

(3) Soweit Staatswald im Alleineigentum des Bundes, der Bundesanstalt fur Im-
mobilienaufgaben oder im Eigentum einer juristischen Person steht, deren Kapitalver-
mdogen sich zu mindestens 50,1 Prozent in der Hand des Bundes oder der Bundesan-
stalt fir Immobilienaufgaben befindet, sollen darin zehn Prozent der Waldflache dau-
erhaft der naturlichen Entwicklung Giberlassen werden. Dabei sollen insbesondere na-
turschutzfachlich bedeutsame alte Waldbestande auf besonders alten Waldstandorten
einbezogen werden.

(4) Im Staatswald sollen in angemessenem Umfang Biotopb&ume erhalten und
ein ausreichender Anteil an stehendem und liegendem Totholz belassen werden. Fer-
ner ist im Staatswald das Ziel zu verfolgen, alle Waldentwicklungsphasen zuzulassen
sowie einen reprasentativen Anteil von Baumen mit einem Alter von mehr als einhun-
dertzwanzig Jahren anzustreben.”

§ 46 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,sind“ die Worter ,und sofern sie Wett-
bewerb fur forstwirtschaftliche Dienstleistungen bestehen lassen® eingefugt.
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b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wodrter ,Energie bis spatestens 31. Dezember 2022
und danach jeweils im Abstand von drei Jahren® durch die Wérter ,Klimaschutz bis
spatestens 31. Dezember 2027 und danach jeweils im Abstand von funf Jahren®

ersetzt.

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ... [einsetzen: Datum des ersten Tages des sechsten auf die
Verkindung folgenden Kalendermonats] in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

Das Bundeswaldgesetz vom 8. Mai 1975 (BGBI. | S. 1037), das zuletzt durch Artikel 112
des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) geadndert worden ist (BWaldG), soll
geandert und zu bestimmten Bereichen erganzt werden.

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die Anderung des BWaldG ist erforderlich, um zentrale Herausforderungen, namentlich die
Klima- und Biodiversitatskrise, in Bezug auf das Waldrecht angemessen zu adressieren
und die Rahmenbedingungen fur die Erhaltung der Walder und ihrer vielfaltigen, gesell-
schaftlich unverzichtbaren Okosystemleistungen einschlieRlich der natirlichen Kohlen-
stoffspeicherfunktion, der waldtypischen Biodiversitat, der Rohstofferzeugung und der Er-
holungsleistung in der Klimakrise zu verbessern.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird das BWaldG mit Blick auf aktuelle Herausforde-
rungen und Erkenntnisse insbesondere der Klimakrise sowie der Biodiversitéatskrise mo-
dernisiert. Hierzu werden die bestehenden Rahmenvorschriften durch nun durch bundes-
einheitliche, unmittelbar geltende Vorschriften erganzt.

— 81 Nummer 1 (Gesetzeszweck) wird modernisiert.

— In 8§ 2 (Wald) werden in den Absatzen 1 und 2 Sonderregelungen zu Flachen getroffen,
die fur den Bund von besonderer Bedeutung sind.

— Mit der Anderung in § 5 (Vorschriften fiir die Landesgesetzgebung) wird klargestellt,
dass die derzeitigen Vorschriften des Zweiten Kapitels des BWaldG auch weiterhin
Rahmenvorschriften fir die Landesgesetzgebung bleiben.

—  § 9 (Erhaltung des Waldes) wird modernisiert und ergénzt um die neuen 88 9a (Weitere
Vorschriften zur Erhaltung des Waldes) und 9b (Pflicht zum Ausgleich).

— 810 (Erstaufforstung) wird erganzt durch den neuen § 10a (Weitere Vorschriften zur
Erstaufforstung).

— 811 (Bewirtschaftung des Waldes) wird ergénzt durch die neuen 88 11a (Weitere Vor-
schriften zur Bewirtschaftung des Waldes), 11b (Schutz des Waldbodens), 11¢ (Schutz
des Wasserhaushalts) und 11d (Schutz vor biotischen und abiotischen Schaden).

— 8§12 (Schutzwald) wird erweitert dahingehend, dass kunftig Schutzwald auch zum Er-
halt oder zur Verbesserung von Okosystemleistungen erklart werden kann.

— Mit § 13a (Kurwald und Heilwald) wird den Landern die Moglichkeit eroffnet, situations-
und bedarfsgerechte Landesregelungen zum Kur- und Heilwald zu treffen.

— 8§14 (Betreten des Waldes) wird dahingehend préazisiert, dass die Gestattung des
Waldbetretens nur ein Betreten umfasst, das auf natur- und gemeinvertragliche Weise
erfolgt. Zudem wird in Anlehnung an 8§ 60 Satz 2 BNatSchG geregelt, dass durch die
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Gestattung des Betretens keine zusatzlichen Sorgfalts- oder Verkehrssicherungspflich-
ten fur den Waldbesitzer begriindet werden.

— Zudem wird 8§ 14 (Betreten des Waldes) ergéanzt durch die neuen 88 14a (Anlage und
Markierung von Wegen und Routen im Wald) und 14b (Waldbrandschutz).

— 817 (Aufgaben der Forstbetriebsgemeinschaft) wird um zwei weitere Aufgaben er-
ganzt.

— 8§28 (Vorsitz in der Verbandsversammlung, Einberufung und Stimmenverhéltnis) wird
modernisiert.

— 8§37 (Begriff und Aufgabe forstwirtschaftlicher Vereinigungen) wird um eine weitere
Aufgabe erganzt.

— Mit § 40a (Befugnisse der zustandigen Behorde) erdffnet der zustandigen Behdrde die
Mdglichkeit, HolzeinschlagsmalRnahmen zu verbieten oder zu beschranken, soweit
nach grof¥flachigen, durch biotische oder abiotische Einwirkungen verursachten Scha-
den ein besonderes offentliches Interesse an der Erhaltung von verbliebenen Baum-
bestanden besteht.

— 8§41 (Foérderung) wird modernisiert und dahingehend erweitert, dass

— auch der Bund die Forstwirtschaft Uiber Férderprogramme unterstitzen kann (Ab-
satz 5),

— staatliche Zuwendungen auch fur Aufwendungen zur Bereitstellung und Erhaltung
von Erholungsleistungen gewéhrt werden kénnen (Absatz 6) und

— das allgemeine Verstandnis fur die Zwecke des 8§ 1 mit geeigneten Mitteln zu for-
dern ist (Absatz 7).

— 8§ 4la (Walderhebungen) wird dahingehend erweitert, dass das BMEL durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates weitere Erhebungen, insbesondere zu
Waldbranden, zur Biodiversitat im Wald, zum Schutz des Waldes vor Gefahren und
krisenhaften Entwicklungen, zum Zustand der Waldmoore sowie zur wirtschaftlichen
Situation der Forstbetriebe vorsehen kann.

— Mit 8 43 (Bul3geldvorschriften) wird die bisher in § 43 vorgesehene Bul3geldregelung
modernisiert und in Bezug auf die Bewehrung von mit dem vorliegenden Anderungs-
gesetz neu geschaffenen bundesrechtlichen Regelungen erweitert.

— 8§44 (Besondere Gemeinwohlverpflichtung des Staatswaldes) wird neu in das BWaldG
eingeflgt.

— 8§46 (Weitere Vorschriften in besonderen Fallen) wird aktualisiert.

M. Alternativen
Keine.

Bezuglich der signifikantesten Belastungen durch Regelungsfolgen (siehe nachfolgend)
stellt die getroffene Regelungsgestaltung die im Sinne des Regelungszwecks effizienteste
Alternative unter Beriicksichtigung der jeweils am wenigsten belastenden Option dar. Dabei
ist zu beachten, dass sich aus dem Zusammenwirken diverser Neuregelungen auch rele-
vante Entlastungen ergeben kdnnen (siehe Abschnitt Erflllungsaufwand).
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Vorgabe zum vertraut machen mit neuen bundesrechtlichen Bestimmungen in Hoéhe.
von einmalig 32,4 Millionen Euro fur die Wirtschaft (s. Tabelle, Ziffer 4.2.2): Das im Jahr
1975 beschlossene BWaldG gF wird gedndert und an einigen Stellen durch weitere
Vorschriften erganzt. Die neuen bundesrechtlichen Bestimmungen, mit denen sich die
Wirtschaft vertraut machen muss, beschranken sich jedoch auf das fir eine sachge-
rechte Regelung erforderliche Mindestmaf3. Im Ubrigen kann der Normadressat selbst
wahlen, auf welchem Weg und wie intensiv er sich mit den neuen bundesrechtlichen
Bestimmungen vertraut machen méchte (am wenigsten belastende Option).

Vorgabe zum Ergreifen von Mafinahmen zum Schutz der umliegenden Walder gegen
Brandgefahren (8 14b Absatz 3 BWaldG): Hier kann perspektivisch ein einmaliger Um-
stellungsaufwand fur die Wirtschaft in Héhe von 10 Millionen Euro (siehe Tabelle, Ziffer
4.2.4) sowie von 1,9 Millionen flr den Bund (siehe Tabelle, Ziffer 4.3.12) und 2,5 Milli-
onen fur die Lander (siehe Tabelle, Ziffer 4.3.13) entstehen. Zudem ist hier ein jahrli-
cher Erfullungsaufwand in H6he von etwa 1,8 Millionen Euro fir die Wirtschaft sowie
von 1,3 Millionen fur den Bund und 0,5 Millionen fir die Lander geschatzt.

Die bei § 14b Absatz 3 BWaldG vorgesehenen vorbeugenden MalRnahmen zum
Schutz angrenzender Walder gegen Brandgefahren sind im Hinblick auf das Rege-
lungsziel sowie auch zur Vorbeugung und Abwehr der von einem Waldbrand ausge-
henden Gefahren fur die Allgemeinheit alternativios. Die hier dargestellten Aufwéande
sind dabei Orientierungswerte. Die tatsachlich entstehenden Kosten sind zum heutigen
Kenntnisstand nicht konkreter feststellbar. Im Ubrigen istim Rahmen der Genehmigung
einer solchen Anlage oder Einrichtung in der Regel ohnehin bereits ein Brandschutz-
konzept zu erstellen, welches vorbeugende und abwehrende Maflinahmen umfasst und
welches Uber den technischen Anlagenschutz hinausgeht. Insofern ist davon auszuge-
hen, dass ein groRer Teil der hier vorgesehenen vorbeugenden Mallhahmen bereits
realisiert ist und der tatsachliche Erflllungsaufwand fiir die Normadressaten daher
deutlich geringer ausfallt als in der hier vorliegenden Néherungsschatzung ermittelt.
Auch hier ist die Vorgabe so gewahlt, dass den Normadressaten Spielraum dahinge-
hend bleibt, wie sie diese Vorgabe konkret und unter Beachtung der hierbei fur sie am
wenigsten belastenden Option umsetzen.

Die bei § 9a Absatz 3 Satz 3 BWaldG vorgesehenen periodischen Vegetationsgutach-
ten sind im Hinblick auf das Regelungsziel alternativios, denn die Waldverjiingung ist
fir die Erhaltung des Waldes und seine Okosystemleistungen von zentraler Bedeu-
tung. Dabei ist die Waldverjingung vielfaltigen moglichen Beeintrachtigungen ausge-
setzt, die sich ortlich erheblich unterscheiden kénnen. Bei der Waldverjingung auftre-
tende Fehlentwicklungen oder Beeintrachtigungen, wie z. B. eine Entmischung durch
selektiven Verlust bestimmter Gehdlzarten, eine Ausbreitung invasiver Pflanzenarten,
Bodenerosion, Abbau der Humusdecke, Verluste an Kohlenstoff oder Nahrelementen,
werden u. U. langfristig manifestiert und lassen sich — sofern eine rechtzeitige Gegen-
steuerung ausbleibt — kaum noch oder allenfalls nur sehr langfristig korrigieren.

Periodische Vegetationsgutachten erlauben, besitziibergreifend den Zustand der
Waldverjingung sowie relevante Fehlentwicklungen oder Beeintrdchtigungen zeitnah
zu erkennen. Periodische Vegetationsgutachten sind dabei nur auf den fir eine Wald-
verjingung vorgesehenen Waldflachen erforderlich und kdnnen auch stichprobenartig
erfolgen; eine jahrliche Vollerhebung ist im BWaldG nicht vorgegeben (siehe unten).
Zudem wird den Landern ausdricklich freigestellt, hierflr ggf. auch andere Untersu-
chungen durchzufithren. Im Ubrigen bestimmen die Lander den Erfullungsaufwand
z. B. Uber die konkrete Ausgestaltung der jeweiligen Verfahren, die Auswahl der Un-
tersuchungsflachen, der Erhebungsintensitat und der Wiederholungsabstande mal3-
geblich selbst. So gibt § 9a Absatz 3 Satz 3 BWaldG weder ein konkretes Verfahren,
noch eine Vollerhebung und auch keinen jahrlichen Erhebungsturnus vor. ,Periodisch”
steht hier fir einen von der zustandigen Behorde je nach den ortlichen Gegebenheiten
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und Erfordernissen zu bestimmenden Wiederholungsturnus. Somit besteht fur die Lan-
der ausreichend Spielraum, wie sie diese Vorgabe konkret und unter Beachtung der
hierbei furr sie am wenigsten belastenden Option umsetzen. Im Ubrigen ist es auch hier
so, dass derartige Vegetationsgutachten in vielen Landern bereits landesrechtlich an-
geordnet sind oder im Rahmen untergesetzlicher Regelungen durchgefiihrt werden.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz fir Artikel 1 ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1,
Nummer 17, Nummer 18, Nummer 20, Nummer 24 und Nummer 29 GG.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Das Gesetz steht im Einklang mit dem Recht der Europaischen Union.

Der Anwendungsbereich vélkerrechtlicher Vertrage, die die Bundesrepublik Deutschland
abgeschlossen hat, wird durch diesen Entwurf nicht berthrt.

VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die vorgesehenen Rechtsénderungen zielen darauf, das BWaldG angesichts aktueller Er-
fordernisse zu modernisieren. Dabei wurde u. a. auch geprift, inwieweit bestehende Rege-
lungen des geltenden BWaldG ggf. vereinfacht oder aufgehoben werden kénnen. Im Er-
gebnis haben sich die geltenden, teilweise als Rahmenvorschriften fir die Landesgesetz-
gebung gestalteten Regelungen jedoch als langjahrig etabliert, bewahrt und fachlich unver-
zichtbar erwiesen. Auf Grund aktueller Entwicklungen und Erfordernisse besteht vielmehr
die Notwendigkeit, im BWaldG bestehende Regelungslicken nunmehr durch bundesein-
heitliche Regelungen zu schlieBen. Weitergehende Regelungen der Lander in den jeweili-
gen Bereichen sollen dabei unbertihrt bleiben. Damit werden bundeseinheitliche Mindest-
anforderungen gesetzt, zugleich aber auch auf Landerebene passgenaue und effiziente
Ldsungen ermoglicht. Damit tragt der Gesetzesentwurf zur Rechts— und Verwaltungsver-
einfachung bei.

Im Ubrigen werden Ausnahmeregelung getroffen, die in Bezug auf die Erhaltung und Pflege
von europaisch geschitzten FFH-Offenlandlebensraumtypen eine deutliche Entbirokrati-
sierung bei der Umsetzung der europaischen Naturschutzrichtlinie Natura 2000 bewirken.
Durch den Entfall von bisher erforderlichen Verwaltungsverfahren werden sowohl die fur
die Erhaltung dieser Lebensraumtypen verantwortlichen Waldbesitzer oder Trager (z. B.
Lander oder Naturschutzeinrichtungen) als auch die fur den Wald sowie die fir den Natur-
schutz zustandigen Genehmigungsbehérden mafgeblich entlastet (siehe Abschnitt Erfll-
lungsaufwand, Tabelle, Ziffern 4.2.3, 4.3.1 bis 4.3.4 und 4.3.6 bis 4.3.8).

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Eine Nachhaltigkeitsprifung nach § 44 Absatz 1 Satz 4 der Gemeinsamen Geschéftsord-
nung der Bundesministerien (GGO) ist erfolgt. Die vorliegenden Regelungen sind im Sinne
der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie dauerhatft tragfahig, da durch die dauerhafte Erhal-
tung des Waldes und seiner Okosystemleistungen ein wesentlicher Beitrag zur langfristigen
Erreichung der nachhaltigen Entwicklungsziele geleistet wird.

Insbesondere die Erreichung der Ziele der Nachhaltigkeitsindikatoren
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— 6 (sauberes Wasser und Sanitareinrichtungen),
— 12 (nachhaltige/r Konsum und Produktion),

— 13 (MalRnahmen zum Klimaschutz) und

— 15 (Leben an Land)

wird durch die Regelung geférdert. Ferner wird dem Prinzip einer nachhaltigen Entwicklung
Nummer 3 (natirliche Lebensgrundlagen erhalten) Rechnung getragen, da die Regelung
darauf abzielt, Wald dauerhaft zu erhalten und eine nachhaltige Waldbewirtschaftung for-
dert.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Nach geltender Rechtslage sind die zur Durchfihrung dieses Gesetzes erforderlichen Ver-
waltungs- und Behdrdenstrukturen bereits vorhanden. Nennenswerte Mehrbelastungen fur
die offentlichen Haushalte von Bund, Landern und Kommunen aufRerhalb des unter Ziffer 4
dargestellten Erfullungsaufwandes sind durch dieses Gesetz nicht zu erwarten. Etwaige
aus der Gesetznovelle entstehende Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand sind vom
jeweils betroffenen Einzelplan finanziell und stellenmafig auszugleichen.

4. Erfullungsaufwand

Die nachfolgenden Ausfuhrungen zum Erfullungsaufwand stellen eine N&herungsschét-
zung dar. Dies inshesondere vor dem Hintergrund, dass mehrere der nunmehr bundeseitig
erganzten Regelungen zum Teil bereits in geltenden Landeswaldgesetzen durch entspre-
chende Vorgaben adressiert werden. Insofern kann der tatsédchliche Erfullungsaufwand je
nach bestehender Landesregelung auch geringer ausfallen.

Erfullungsaufwand fur Burgerinnen und Burger

Veranderung des jahrli- . .
, : . chen Aufwands e Einmaliger Aufwand
5 aragraph; echenweg S R echenweg -T= : - -
vor Bezeichnung | jahrliche Aufwand- el lEnEr Al einmaliger  Auf- SNEIGEF Sl
gabe der Voraabe sanderun Zeitauf- Sachkos- wand Zeitauf- Sachkos-
9 g wand  (in | ten (in Tsd. wand (in | ten (in Tsd.
Stunden) | Euro) Stunden) | Euro)
§ 14b Ab-
satz 3 Satz 1
Nummer 1
BWaldG; Be-
treiber von An-
lagen/ Einrich-
tungen mis- .
ZeitA.: 5.000 * SachK.: 1.000 *
4.1.1 | sen vorbeu- 180 Minuten/60; 15.000 0 1.000 Euro: 0 1.000
gende MafR3-
nahmen zum
Schutz an-
grenzender
Walder gegen
Brandgefahren
ergreifen
Summe
(in Stunden bzw. Tsd. Euro) LS00 0 0 1.000
Anzahl der Vorgaben | 1

Burgerinnen und Birger sind insbesondere beriihrt von den erganzenden Bestimmungen
zum Betreten (8§ 14 BWaldG) sowie zur Vorsorge gegen Waldbréande (8 14b Absatz 1). Fir
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den Waldbesucher entsteht hier jedoch kein Erflllungsaufwand, da die hier neu vorgese-
henen Bestimmungen im Wesentlichen so oder ahnlich dem geltenden Recht der Lander
entsprechen.

Fur Burgerinnen und Birger, die im oder am Wald liegende Freizeitgebaude mit einem
Brutto-Rauminhalt von mehr als 30 Kubikmetern besitzen, kann jedoch nach § 14b Absatz 3
Satz 1 Nummer 1 BWaldG) Erfullungsaufwand entstehen. Die Zahl derartiger Gebaude
wird bundesweit auf rund 5.000 geschatzt.

— FUr eine Naherungsschatzung des Umstellungsaufwandes (z. B. Minimalausstattung
mit Loéschgeraten wie Feuerpatsche, Feuerldscher und Regenwassertank) wird davon
ausgegangen, dass sich ein (einmaliger) Nachristbedarf fir 20 Prozent der dieser Ge-
baude (hier: ca. 1.000) mit einem mittleren Investitionsbedarf von durchschnittlich etwa
1.000 Euro pro Gebaude ergeben kann, was einem (einmaligen) Umstellungsaufwand
in Hohe von schatzungsweise 1,0 Millionen Euro entsprache.

— F0r eine Naherungsschatzung des jahrlichen Zeitaufwands (z. B. flir das Freihalten von
brennfahigen Vegetationsresten) wird davon ausgegangen, dass perspektivisch ein
Zeitaufwand in Hohe von etwa drei Stunden pro Gebaude entsteht. In der Summe

ergabe sich somit ein jahrlicher Zeitaufwand in H6he von rund 15 Tausend Stunden.

Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Vor- Paragraph; Bezeichnung der Vorgabe; Rechen- Jahrlicher Rechen- Einmaliger

gabe | Artder Vorgabe weg - Erfullungs- | weg - Erfullungs-

jahrliche aufwand einmaliger | aufwand
Aufwands- | (in Tsd. Aufwand (in Tsd.
anderung Euro) Euro)

421 | §l1llaAbs.2Satz1BWaldG; Beantragung | PersK.: 54 0
der Genehmigung eines Kahlschlags | 2.000 * 45
(Abs. 1); Informationspflicht Minuten/60

* 36 Euro
pro Stunde;

4.2.2 | Anderung/Erganzung des BWaldG; iiber- 0 PersK.: 32.400
sichtsartiges Vertraut machen mit neuen 600.000 *
bundesrechtlichen Bestimmungen (einma- 90 Minu-
lig); ten/60 * 36

Euro  pro
Stunde;

4.2.3 | 882Abs.1Satz2BWaldGi.V.m.den 889 | PersK.: -504 0
Abs. 1a und 11a Abs. 1 und 2; Entlastung | 3.500 * -
durch Ausnahmeregelungen fir die Pflege | 240 Minu-
und Erhaltung von Flachen, die als Wald | ten/60 * 36
nach § 2 Absatz 1 Satz 3 gelten; Euro  pro

Stunde;

4.2.4 | § 14b Abs. 3 BWaldG; Betreiber von Anla- | PersK.: 1.800 SachK.: 10.000
gen/Einrichtungen missen vorbeugende | 20.000 * 2.000 *
MaRnahmen zum Schutz angrenzender | 180 Minu- 5.000 Euro;

Walder gegen Brandgefahren ergreifen; ten/60 * 30
Euro pro
Stunde;

4.2.5 | Anderung/Erganzung des BWaldG; Einar- 0 PersK.: 3 * | 27
beitung, Uberpriifung und Abgleich der je- 9.000 Mi-
weils eigenen forstlichen Zertifizierungs- nuten/60 *
standards mit den neuen Vorgaben des 59,3 Euro

pro Stunde;
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BWaldG sowie — sofern erforderlich — Ent-
wicklung und Abstimmung entsprechend
Uberarbeiteter Zertifizierungsstandards;

4.2.6 | Anderung/Erganzung des BWaldG; Schu- 0 PersK.: 500 | 89
lung (in drei Zertifizierungsorganisationen) * 180 Minu-
in den angepassten Zertifizierungsstan- ten/60 *
dards; 59,3 Euro
pro Stunde;
4.2.7 § 14a Abs. 2 BWaldG ; Beantragung der | PersK.: 32 0

Genehmigung fur das erstmalige Auswei- | 500 * 120
sen oder Markieren von Wander-, Reit- o- | Minuten/60
der Radwege, Sport- oder Lehr-pfaden auf | * 31,8 Euro
bestehenden Wegen im Wald; Informati- | pro Stunde;
onspflicht

4.2.8 | § 14a Abs. 3 BWaldG; Digitale Routenan- | PersK.: 185 0

bieter sind auf Verlangen des Waldbesit- | 15.000 *
zers oder der zustdndigen Behdrde ver- | 20 Minu-
pflichtet, eine digital ausgewiesene Route | ten/60 * 37
auf einer bislang weglosen oder pfadlosen | Euro  pro
Grundflache im Wald zu entfernen oder zu | Stunde;
andern (hier: digitale Routenanbieter). ; In-
formationspflicht

4.2.9 | § 14a Abs. 3 BWaldG; Digitale Routenan- | PersK.: 360 0

bieter sind auf Verlangen des Waldbesit- | 10.000 *
zers oder der zustdndigen Behdrde ver- | 60  Minu-
pflichtet, eine digital ausgewiesene Route | ten/60 * 36
auf einer bislang weglosen oder pfadlosen | Euro  pro
Grundflache im Wald zu entfernen oder zu | Stunde;

andern (hier: Waldbesitzer). ; Informati-

onspflicht
Summe (in Tsd. Euro) 1.927 42.516
davon aus Informationspflichten (in Tsd. Euro) 631
Summe, 1:1 Umsetzung von EU Recht (in Tsd. Euro) 0
Anzahl der Vorgaben 9
davon Informationspflichten 4

Hauptbetroffene Normadressaten dieses Regelungsvorhabens in der Wirtschaft sind ins-
besondere die

1.

2.

Waldbesitzer,

Betreiber von bestimmten, im oder am Wald liegenden Anlagen oder Einrichtungen,
von denen Brandgefahren fir umliegende Walder ausgehen kénnen (siehe 8§ 14b Ab-
satz 3 BWaldG),

forstliche Zertifizierungsorganisationen (hier: Umstellungsaufwand),

Dritte, die erstmalig auf bestehenden Wegen im Wald Wander-, Reit- oder Radwege,
Sport- oder Lehrpfade ausweisen oder markieren (siehe § 14a Absatz 2 BWaldG) oder
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die als Routenanbieter, eine digital ausgewiesene Route auf einer bislang weglosen
oder pfadlosen Grundflache im Wald auf Verlangen des Waldbesitzers oder der zu-
standigen Behorde zu entfernen oder zu &andern haben (siehe 8§ 14a Absatz 3
BWaldG).

Bezuglich kleiner und mittlerer Unternehmen wurde der KMU-Test durchgefiuhrt. Kleine und
mittlere Unternehmen werden durch den Entwurf nicht besonders belastet. Der Erfillungs-
aufwand betrifft alle Unternehmen gleichsam. Die Normadressaten der Novelle sind zu ei-
nem Uberwiegenden Anteil kleine und mittlere Unternehmen; sie sind in der nachfolgenden
Betrachtung des Erfillungsaufwandes der Wirtschaft inbegriffen. Zur Umsetzung des
Rechtsvorhabens und der Erreichung des Gesetzeszwecks, der Erhaltung des Waldes, sei-
ner Schutzgiter und Okosystemleistungen, sind daher keine Regelungsalternativen oder
Unterstitzungsmalnahmen angezeigt. Ein GrofR3teil des zu erbringenden Erfillungsauf-
wand entsteht durch Zeitaufwéande der Normadressaten fur die Informationspflicht. Durch
eine Informationskampagne wirden die Zeitaufwéande nicht entfallen, im Gegenteil, es wir-
den zusatzliche Aufwendungen fur die Informationskampagne entstehen.

Zu 1 (Erfullungsaufwand fiir Waldbesitzer):

Einige der im BWaldG neu vorgesehenen Regelungen bilden im Wesentlichen das nach
den waldrechtlichen Bestimmungen der Lander so oder ahnlich bislang bereits geltende
Recht ab (siehe unten). Gleichwohl gibt es einige neue Aspekte, die im bisherigen Recht
bislang nicht oder abweichend geregelt sind.

Waldbesitzer sind von folgenden Regelungen betroffen, die behdrdliche Genehmigungs-
vorbehalte vorsehen. Die nachfolgend ermittelten Schatzwerte fir den Mehraufwand, wel-
cher daraus den Normadressaten entstehen kann, mindern sich um die Anzahl der Falle,
in denen (a) entsprechende Pflichten oder Vorgaben bereits im jeweiligen Landesrecht vor-
geschrieben sind, sowie (b) um die Félle, in denen Waldbesitzer eine solche MalRnhahme
auf Grund eigenen Entschlusses ohnehin nicht oder nur in besonders begriindeten Aus-
nahmen in Betracht ziehen. Letzteres trifft bereits fir eine grol3ere Zahl von Waldbesitzern
Zu.

— §1la Absatz 2 Satz 1 BWaldG (Kahlschlage): Zur Abschatzung des Erfiillungsauf-
wands fur Waldbesitzer, die einen Kahlschlag auf einer Flache von mehr als einem
Hektar vornehmen mdchten, wird im Sinne einer Naherungsschatzung davon ausge-
gangen, dass bundesweit durchschnittlich etwa 2.000 Félle zu erwarten sind. Der Zeit-
aufwand fir die Antragstellung (einschlieRlich der Zusammenstellung der hierzu erfor-
derlichen Unterlagen) wird mit im Mittel auf rund 45 Minuten zu je 36,00 Euro pro
Stunde (Wirtschaftszweig A ,Land- und Forstwirtschaft, Fischerei“, Betriebsleiterauf-
gabe (hohes Qualifikationsniveau)) geschatzt. Somit ergibt sich ein bundesweiter Er-
fullungsaufwand fur die Waldbesitzer in Hohe von jahrlich etwa 54 Tausend Euro (siehe
Tabelle, Ziffer 4.2.1).

— §14a Absatz 3 BWaldG: Digitale Routenanbieter sind auf Verlangen des Waldbesit-
zers oder der zustandigen Behdorde verpflichtet, eine digital ausgewiesene Route auf
einer bislang weglosen oder pfadlosen Grundflache im Wald zu entfernen oder zu an-
dern. Fur den Waldbesitzer ist dies keine Pflicht, sondern eine Option, die er nach ei-
genem Ermessen nutzen kann. Da es sich um einen véllig neuen Regelungsbereich
handelt, gibt es hier keine Erfahrungswerte, auf die sich die nachfolgende Abschatzung
stutzen kann. Fir eine N&aherungsschéatzung wird davon ausgegangen, dass jahrlich
bundesweit insgesamt etwa 15.000 Félle zu erwarten sind, bei denen ein entsprechen-
des Entfernungs- oder Anderungsverlangen in etwa zwei Drittel der Falle von betroffe-
nen nichtstaatlichen Waldbesitzern und in einem Drittel der Félle (rund 5.000) von den
Landern vorgetragen wird. Der diesbezlgliche Bearbeitungsaufwand fur den Waldbe-
sitzer wird im Durchschnitt mit etwa 60 Minuten pro Fall veranschlagt. Bei Zugrundele-
gung eines Lohnsatzes von 36,00 Euro Euro je Stunde (Betriebsleiteraufgabe) ergibt
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sich somit perspektivisch ein zuséatzlicher Aufwand von jahrlich etwa 360 Tausend Euro
(siehe Tabelle, Ziffer 4.2.9).

— Zudem entsteht fur die nicht-staatlichen Waldbesitzer und die forstlichen Dienstleister
ein einmaliger Umstellungsaufwand, um sich mit den neuen bundesrechtlichen Best-
immungen vertraut zu machen. Der hiermit verbundene (einmalige) Erfullungsaufwand
ist ad hoc kaum zu beziffern, denn er hangt maRRgeblich davon ab, wie gro3 die von
einem Waldbesitzer oder forstlichen Dienstleister ihm bewirtschaftete Waldflache ist,
wie intensiv dieser den Wald bewirtschaftet sowie inwieweit er entsprechende Vorga-
ben unabhangig von dieser Gesetzesanderung auf Grund eigener Uberlegungen oder
z. B. im Rahmen betrieblicher Zertifizierungen bereits aufgegriffen und umgesetzt hat.

Als Néherungsschéatzung wird angenommen, dass sich etwa ein Drittel der Waldbesit-
zer sowie alle forstlichen Dienstleister (insgesamt ca. 0,6 Millionen Personen) zu je
36,00 Euro (Betriebsleiteraufgabe) im Durchschnitt etwa jeweils 90 Minuten einen
Uberblick zu den fiir sie jeweils relevanten Bestimmungen verschaffen. Somit ergibt
sich ein Umstellungsaufwand von schéatzungsweise etwa 32,4 Millionen Euro (siehe
Tabelle, Ziffer 4.2.2).

Beziglich einer Alternativenprifung wird auf Abschnitt 11l (Alternativen) verwiesen.

Den neuen Erfillungsaufwanden gegeniber stehen Entlastungen der Waldbesitzer, die
sich aus der Neuregelung des BWaldG und hier insbesondere aus dem Zusammenspiel
der Neuregelung und Klarstellungen in Bezug auf Flachen, die nach § 2 Absatz 1 Satz 3
nunmehr als Wald gelten, und die zu deren Pflege und Erhaltung notwendigen Mal3hahmen
ergeben (siehe Ausnahmeregelungen insbesondere bei den §8 9 Absatz 1a und 11a Ab-
satz 1 und 2 BWaldG). Hier werden Zeitersparnisse (z. B. fur auf Grund der Neuregelung
kinftig entfallende Genehmigungen) erwartet. Im Sinne einer N&herungsschatzung wird
davon ausgegangen, dass von diesen Regelungen im Nichtstaatswald jahrlich etwa 3.500
ha Flache dieser Lebensraumtypen betroffen sind. Bei einer geschétzten Zeitersparnis von
durchschnittlich etwa vier Stunden pro Hektar MaRhahmenflache und einem durchschnittli-
chen Stundensatz von 36,00 Euro (Betriebsleiteraufgabe) ergibt sich eine Minderbelastung
in Hohe von etwa -504 Tausend Euro pro Jahr (siehe Tabelle, Ziffer 4.2.3).

Zu 2 (Betreiber von bestimmten, im oder am Wald liegenden Anlagen oder Einrichtungen,
von denen Brandgefahren fiir umliegende Walder ausgehen kénnen, siehe 8 14b Absatz 3

BWaldG):

Fur Betreiber von im oder am Wald liegenden Anlagen oder Einrichtungen kann nach § 14b
Absatz 3 BWaldG Erfullungsaufwand dadurch entstehen, dass sie im Rahmen des Zumut-
baren verpflichtet werden, geeignete vorbeugende MalRnahmen zum Schutz der umliegen-
den Walder gegen Brandgefahren zu ergreifen. Perspektivisch kdnnen hier sowohl einma-
lige MaRnahmen (z. B. Ertlichtigung einer feuerwehrtauglichen Zufahrt oder Anlage einer
Regenwasserzisterne) als auch nach Bedarf wiederkehrende Mal3nahmen (z. B. Freihalten
von Waldbrandschutzstreifen) in Frage kommen.

Fur eine Naherungsschatzung wird davon ausgegangen, dass von der Regelung nach
§ 14b Absatz 3 BWaldG bundesweit etwa 20.000 Anlagen oder Einrichtungen betroffen
sein kdonnten: Umstellungsaufwand fir die Errichtung von dem Waldbrandschutz dienende
Infrastrukturen, soweit eine solche nicht bereits ohnehin vorhanden ist. Als eine Naherungs-
schatzung wird davon ausgegangen, dass bei rund 10 Prozent dieser Anlagen und Einrich-
tungen ein (einmaliger) Nachristbedarf mit einem mittleren Investitionsbedarf von durch-
schnittlich etwa 5.000 Euro pro Anlage/Einrichtung entstehen kann, was einem (einmaligen)
Umstellungsaufwand in Hohe von schatzungsweise 10 Millionen Euro entspréache (siehe
Tabelle, Ziffer 4.2.4).



-23- Bearbeitungsstand: 19.07.2024 09:23

Hinzu kommt perspektivisch der Erfullungsaufwand fur wiederkehrende MalRnahmen (so-
weit solche nicht bereits ohnehin regelmanig durchgefuhrt werden): Pro Anlage/Einrichtung
durchschnittlich drei Arbeitsstunden pro Jahr Mehraufwand zur Uberpriifung und Instand-
haltung der waldspezifischen Brandschutzmal3nahmen der jeweiligen Anlage: Bei ca.
20.000 Féllen ergabe sich somit ein jahrlicher Erfullungsaufwand in Hohe von ca. 60.000
Stunden zu je 30 Euro/Stunde bzw. rund 1,8 Millionen Euro pro Jahr.

Beziglich einer Alternativenprifung wird auf Abschnitt 11l (Alternativen) verwiesen.

Zu 3 (forstliche Zertifizierungsorganisationen):

Die Anderung des BWaldG bedeutet furr die forstlichen Zertifizierungsorganisationen (hier
insb. PEFC, FSC und Naturland), dass sie sich mit den neuen Bundesvorgaben vertraut
machen, diese mit ihren Standards fur eine nachhaltige Waldbewirtschaftung abgleichen
und ggf. im Lichte der neuen Bestimmungen des BWaldG anpassen missen (einmaliger
Umstellungsaufwand).

Als eine Naherungsschatzung wird davon ausgegangen, dass den Zertifizierungsorganisa-
tionen im Durchschnitt folgender Erfiillungsaufwand (einmaliger Umstellungsaufwand) ent-
steht:

— Einarbeitung, Uberpriifung und Abgleich der jeweils eigenen forstlichen Zertifizierungs-
standards mit den neuen Vorgaben des BWaldG sowie — sofern erforderlich — Entwick-
lung und Abstimmung entsprechend Uberarbeiteter Zertifizierungsstandards: Etwa 150
Stunden zu je 59,30 Euro (Wirtschaftszweig J ,Information und Kommunikation®, Ex-
perten, (hohes Qualifikationsniveau)) fur jeweils drei Zertifizierungsorganisationen: ca.
27 Tausend Euro (siehe Tabelle, Ziffer 4.2.5).

— Schulung von bundesweit schatzungsweise ca. 500 Mitarbeitern und Auditoren (in drei
Zertifizierungsorganisationen) in den angepassten Zertifizierungsstandards (einmaliger
Umstellungsaufwand): etwa drei Stunden zu je 59,30 Euro (Wirtschaftszweig J ,Infor-
mation und Kommunikation®, Experten, Experten (hohes Qualifikationsniveau)) pro Ex-
perte, ergibt bei 500 Personen einen Schulungsbedarf in H6he von rund 89 Tausend
Euro (siehe Tabelle, Ziffer 4.2.6).

Zu 4 (Dritte, die Wege oder Routen im Wald anlegen, markieren oder digital anzeigen):

— 8§ 14a Absatz 2 BWaldG: Dritte, die auf bereits bestehenden Wegen im Wald erstmalig
Wander-, Reit- oder Radwege sowie Sport- oder Lehrpfaden ausweisen und markieren,
bendtigen hierzu eine Genehmigung der zustandigen Behorde. Diese Regelung ist so
oder dhnlich in neun Landern (z. B. 8 37 Absatz 5 LWaldG-BW, § 28 Absatz 8 LWaldG-
MV oder Artikel 28 Absatz 3 LNatSchG-BY) bereits geltendes Recht. Diese Lander
reprasentieren rund 8,9 Millionen Hektar Wald bzw. 78 Prozent der Gesamtwaldflache
Deutschlands.

Ein Erfullungsaufwand entsteht somit nur fir die Gbrigen 22 Prozent der Waldflache.
Fur eine Naherungsschatzung wird davon ausgegangen, dass hier jahrlich etwa 500
Féalle zu erwarten sind. Fir die nach 8§ 14a Absatz 2 BWaldG kinftig erforderliche Ein-
holung der entsprechenden Genehmigung wird ein Erfullungsaufwand bzw. Mehrauf-
wand in Héhe von etwa zwei Stunden pro Fall veranschlagt. Bei 31,80 Euro je Stunde
(Wirtschaftszweig | ,Gastgewerbe®, hohes Qualifikationsniveau) ergibt sich somit ein
jahrlicher Erfullungsaufwand in Hohe von schatzungsweise etwa 32 Tausend Euro
(siehe Tabelle, Ziffer 4.2.7).

— 8§ 14a Absatz 3 BWaldG: Digitale Routenanbieter sind auf Verlangen des Waldbesit-
zers oder der zustandigen Behdorde verpflichtet, eine digital ausgewiesene Route auf
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einer bislang weglosen oder pfadlosen Grundflache im Wald zu entfernen oder zu an-
dern. Da es sich um einen véllig neuen Regelungsbereich handelt, gibt es hier keine
Erfahrungswerte, auf die sich die nachfolgende Abschétzung stitzen kann. Fir eine
Né&herungsschéatzung wird davon ausgegangen, dass jahrlich bundesweit rund 15.000
Falle zu erwarten sind, in denen betroffene Waldbesitzer oder die zustandige Behérde
beim digitalen Routenanbieter ein entsprechendes Entfernungs- oder Anderungsver-
langen vortragen. Der diesbeziigliche Prif- und Bearbeitungsaufwand fir den digitalen
Routenanbieter wird im Durchschnitt mit etwa zwanzig Minuten pro Fall veranschlagt.
Bei Zugrundelegung eines Lohnsatzes von 37 Euro je Stunde (Wirtschaftszeig M ,Er-
bringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen®;
mittleres Qualifikationsniveau) ergibt sich somit perspektivisch ein zusatzlicher Auf-
wand von 185 Tausend Euro (siehe Tabelle, Ziffer 4.2.8).

Weitere Vorschriften mit potentiellen Erfullungsaufwandsédnderungen:

Dagegen sind die Pflichten und Genehmigungsantrage nach

— 8§ 9b BWaldG (Pflicht zum Ausgleich),

— §10a BWaldG (weitere Vorschriften zur Erstaufforstung),

— 8§ 1la BWaldG (weitere Vorschriften zur Bewirtschaftung des Waldes),
— §11b BWaldG (Schutz des Waldbodens),

— §11d BWaldG (Schutz vor biotischen und abiotischen Schaden) sowie
— 8§ 14b Absatz 2 (Waldbrandschutz)

so oder ahnlich bereits in den Landeswaldgesetzen der Lander geregelt. Daher entsteht
dem Normadressaten an dieser Stelle kein nennenswerter neuer, zusatzlicher Erfullungs-
aufwand. Auch wenn hier in den Landern teilweise unterschiedliche Verpflichtungsgrade
bestehen, wird diesbeziiglich eine Anderung des Erfiillungsaufwands durch die im BWaldG
neu aufgenommenen Regelungen (Ausgestaltung hier nicht vorgeschrieben) fur die Be-
troffenen nicht erwartet.

Durch die Vorgabe, bei der Erstaufforstung (siehe § 10a) sowie bei der Wiederaufforstung
(siehe § 11a Absatz 1) durch Saat oder Pflanzung standortgerechte Forstpflanzen zu ver-
wenden, wird kein nennenswerter neuer, zusatzlicher Erfillungsaufwand erwartet: Einer-
seits kann der Waldbesitzer in Abh&éngigkeit vom jeweiligen Waldstandort in der Regel auch
weiterhin zwischen mehreren lokal standortgerechten Baumarten, Herkinften und Mi-
schungsverhaltnissen wahlen. Andererseits ist der Kaufpreis fiir forstliches Vermehrungs-
gut, das den Anforderungen des Forstvermehrungsgutgesetzes entspricht, im konkreten
Fall aber fir einen spezifischen Waldstandort als nicht standortgerecht anzusehen ist, nicht
per se ginstiger. Hinzu kommt, dass — unabhangig von der jeweils verwendeten Forstpflan-
zenart — insbesondere bei der ganz tiberwiegend angewandten Pflanzung ein Gberwiegen-
der Anteil der Kosten auf die Arbeitskosten und die in der Regel erforderlichen Schutzmaf3-
nahmen gegen Wildverbiss entfallen.

Insgesamt ergeben sich somit auf Grund dieser Abschatzung des Erfullungsaufwands fir
die Wirtschaft die folgenden Betréage:

— Umstellungsaufwand (einmalig): rund 42,5 Millionen Euro sowie

— jahrlicher Erfullungsaufwand: rund 2,0 [1,927] Millionen Euro.
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Der jahrliche Erfullungsaufwand stellt eine Belastung nach der one in, one out-Regelung
der Bundesregierung dar, welche im Lauf der Legislaturperiode ausgeglichen wird.

Erfallungsaufwand der Verwaltung

Vor- Paragraph; Bezeichnung der Vor- | Rechenweg - Jahrlicher Rechenweg Einmaliger
gabe | gabe; Art der Vorgabe jahrliche Auf- Erflllungs- - Erfillungs-
wandsande- aufwand (in | einmaliger aufwand
rung Tsd. Euro) Aufwand (in Tsd.
Euro)
431 88 2 Abs. 1 Satz 2 BWaldG i.vV.m. PersK.: 45 * - -14.803 0
den 88 9 Abs. 1a und 11a Abs. 1 2.570,7 Minu-
und 2; Entlastung durch Entfall ten/60 * 107,25
von Waldumwandlungsverfahren Euro pro
und der entsprechenden Ersatz- Stunde;
aufforstung fur militarische Fla- SachK.: 45 * -
chen; Bund 324.356 Euro;
4.3.2 88 2 Abs. 1 Satz 2 BWaldG i.vV.m. PersK.: 1 *- -1.726 0
den 88 9 Abs. 1a und 11a Abs. 1 3.766 Minu-
und 2; Entlastung durch Entfall ten/60 * 107,25
von Waldumwandlungsverfahren Euro pro
und der entsprechenden Ersatz- Stunde;
aufforstung fiir NNE-Flachen; SachK.: 1 *-
Bund 1.719.120
Euro;
433 8 2 Abs. 2 Nr. 6 Buchstabe a PerskK.: 82 * - -18.938 0
BWaldG; Entlastung durch Her- 1.856 Minu-
ausnahme von militdrischem Frei- | ten/60 * 107,25
gelande aus dem Waldbegriff; Euro pro
Bund Stunde;
SachK.: 82 * -
227.634,15
Euro;
434 | 82Abs.2Nr. 6 Buchstabe b PerskK.: 10 *- | 2 606 0
BWaldG; Entlastung durch Her- 2.448 Minu-
ausnahme von Bunkeranlagen ten/60 * 107,25
aus dem Waldbegriff; Bund Euro pro
Stunde;
SachK.: 10 * -
265.200 Euro;
435 | Anderung des BWaldG; Vertraut 0 PersK.: 773
machen mit neuen bundesrechtli- 4.200 * 240
chen Bestimmungen (einmalig); Minuten/60 *
Land 46,03 Euro
pro Stunde;
4.3.6 | 882ADbs.1Satz2BWaldGi.V.m. | PerskK.:1.500 * | 459 0
den 88 9 Abs. 1aund 11a Abs. 1 -360 Minu-
und 2; Entlastung durch Klarstel- ten/60 * 51
lung und Sonderregelungen fir Euro pro
bestimmte Sachverhalte (Fiskal- Stunde;
verwaltung); Land
4.3.7 | 882 Abs. 1 Satz 2 BWaldG i.v.m. | PersK.:3.800 * | 1 163 0
den §8 9 Abs. 1a und 11a Abs. 1 | ~360 Minu-
und 2; Entlastung durch Klarstel- | t€n/60 * 51
lung und Sonderregelungen fiir Euro pro
bestimmte Sachverhalte (Forstbe- | Stunde;
hérde); Land
4.3.8 | 82Abs.2Nr. 6 Buchstabe a PersK.:82 *- | g 0
BWaldG; Entlastung durch Her- 360 Minuten/60
ausnahme von militérischem Frei- | * 51 Euro pro
geldnde aus dem Waldbegriff; Stunde;
Land
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4.3.9 § 9a Abs. 3 Satz 3 BWaldG; perio- | PersK.: 3.000 * | 57g 0
dische Vegetationsgutachten 240 Minuten/60
durchfiihren; Land * 48,16 Euro

pro Stunde;

4.3.10 | 8 11a Abs. 2 BWaldG; Bearbei- PersK.: 4.000 * | 153 0
tung neuer Genehmigungsvorbe- 45 Minuten/60 *
halt (hier: Kahlschlag); Land 51 Euro pro

Stunde;

4.3.11 | 8 11c Abs. 3 BWaldG; Berlicksich- | PersK.: 2.500 * | gg 0
tigung der Waldbelange bei fiir 45 Minuten/60 *
den Wald relevanten Entscheidun- | 51 Euro pro
gen zur Wasserbenutzung; Land Stunde;

4.3.12 | 814b Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 PersK.: 15.000 | 1 974 SachK.:75 * | 1.875
BWaldG; Betreiber von Anla- * 180 Minu- 25.000 Euro:
gen/Einrichtungen miissen vor- ten/60 * 28,3
beugende MalRnahmen zum Euro pro
Schutz angrenzender Walder ge- Stunde;
gen Brandgefahren ergreifen;

Bund

4.313 8 14b Abs. 3 Satz 1 BW61|dG; Be- PersK.: 5.000 * 446 SachK.: 250 2.500
treiber von Anlagen/Einrichtungen | 180 Minuten/60 *10.000
mussen vorbeugende MaRnah- * 29,7 Euro pro Euro:
men zum Schutz angrenzender Stunde;

Waélder gegen Brandgefahren er-
greifen; Land

4.3.14 | 814b Abs. 2 BWaldG; erstmalige | Persk.: 500 * | 7g 0

Ausweisung und Markierung von 60 Minuten/60 *
Wander-, Reit- oder Radwegen, 51 Euro pro
von Sport- und Lehrpfaden auf be- | Stunde;
stehenden Wegen aulRerhalb be-

reits ausgewiesener Wanderwege;
Land

4.3.15 | 8 14b Abs. 3 BWaldG; Bearbei- PersK.: 5.000 * | 555 0
tung der Entfernung/Anderung von | 60 Minuten/60 *
digital ausgewiesenen Route auf 51 Euro pro
einer bislang weglosen oder pfad- | Stunde;
losen Grundflache im Wald; Land

Summe (in Tsd. Euro) -36.983 5.148

davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro) -36.889 1.875

davon auf Landesebene (in Tsd. Euro) -94 3.273

Anzahl der Vorgaben 15

Bund

Die vorliegende Anderung des BWaldG umfasst fir den Bund als Waldbesitzer sowie als
Vorhabentrager sowohl zusatzliche Erfiilllungsaufwande als auch zum Teil deutliche Entlas-
tungen. Der Erfullungsaufwand fir den Bund wird eingeschétzt wie folgt:

— Aus den Anderungen im Kapitel 1 BWaldG (Allgemeine Vorschriften) werden fir den
Bund erhebliche Entlastungen erwartet. Diese ergeben sich insbesondere in Bezug auf
Flachen,

— die nach 8§ 2 Absatz 1 Satz 3 nunmehr als Wald gelten sowie
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— die nach § 2 Absatz 2 Nummer 6 kinftig nicht (mehr) als Wald gelten.

Bei Tiret 1 wird flr den Bund — ebenso wie fir andere fir die Erhaltung dieser Lebens-
raumtypen verantwortliche Waldbesitzer oder Trager (z. B. Lander oder Naturschutz-
einrichtungen) — die notwendige Pflege und Erhaltung von erhaltungsbedurftigen und
im Wald liegenden oder mit ihm verbundenen Offenland-Lebensraumtypen nach § 2
Absatz 1 Satz 3 maf3geblich erleichtert, indem nachfolgend bei den 88 9 Absatz 1a so-
wie 11a Absatz 1 und 2 BWaldG die fiir deren Pflege und Erhaltung erforderlichen Aus-
nahmeregelungen getroffen werden.

Bei Tiret 2 ergibt sich fur den Bund eine weitere Entlastung infolge der Herausnahme
bestimmter, der Landes- und Biindnisverteidigung dienender Flachen aus dem Wald-
begriff.

In beiden Fallen ergibt sich mehrfacher Entlastungseffekt: Einerseits entfallen die bis-
her erforderlichen, aufwendigen Verwaltungsverfahren (Bund als Malinahmentrager,
und Lander als Genehmigungsbehérden) und andererseits entfallen die mit diesen Ver-
fahren verbundenen Nebenbestimmungen wie z. B. Ersatzaufforstung von hierzu ei-
gens bereitzustellenden waldfreien Flachen. Zudem bewirken diese Entlastungseffekte
der vorgesehenen Regelung auch eine wesentliche Beschleunigung bei der Umset-
zung entsprechender Vorhaben des Bundes.

Eine exemplarische Abschatzung der Bundesanstalt flir Immobilienaufgaben (BImA)
kommt hierzu zu folgenden Ergebnissen:

— Zu 82 Absatz 1 Satz 3 (Wald, hier: Offenland-Lebensraumtypen) in Verbindung
der Ausnahmeregelung bei & 9 Absatz 1a (Umwandlung von Wald): Die Neurege-
lung bewirkt, dass Offenland-Lebensraumtypen, die im Wald liegen oder mit ihm
verbunden sind, als Wald im Sinne des BWaldG gelten. Zugleich mit 8§ 9 Absatz 1la
angeordnet, dass die zur Pflege und Erhaltung dieser Offenland-Lebensraumtypen
erforderliche Beseitigung von Forstpflanzen nicht als Waldumwandlung gilt. Damit
wird fur eine solche Pflegemalinahme keine Ersatzaufforstung erforderlich. Hier-
durch wird bei Pflege- und Erhaltungsmal3nahmen dieser Offenland-Lebensraum-
typen sowohl Personalaufwand fiir die Abstimmung mit den Behérden sowie even-
tuell notwendige, aufwendige Verwaltungsverfahren (z. B. ggf. Umweltvertraglich-
keitsprifungen) sowie fir die Suche oder Beschaffung von Ersatzaufforstungsfla-
chen gespart. Zudem entféllt der Aufwand flir die Bereitstellung einer entsprechen-
den Flache (z. B. Ankauf von Fremdflachen: ca. 50.000 Euro pro ha) sowie fir die
Durchfiihrung einer Ersatzaufforstung (Material- und Lohnkosten: ca. 32.000 Euro
pro ha). Bei bisher ansonsten UVP-pflichtigen Vorhaben entfallt kiinftig zudem der
Aufwand fir die Beauftragung einer UVP-konformen Kartierung: ca. 2.000 Euro
pro ha).

Entsprechende Entlastungen ergeben sich (a) fur militarisch genutzte Flachen so-
wie (b) fur Naturerbe-Bund-Flachen (unterschiedliche Haushaltstitel, siehe unten).

— Zu a (militArisch genutzte Flachen, siehe Tabelle, Ziffer 4.3.1): Durch die bis-
herige Regelung werden jahrlich etwa 45 Waldumwandlungsverfahren fur eine
militarisch genutzte Flache von insgesamt ca. 179 ha verursacht. Daflr ent-
stehen durchschnittlich Kosten in Hohe von jahrlich rund -14,8 Millionen (-0,2
Millionen Euro Personalkosten fur die Verfahren und -14,6 Millionen Euro
Sachkosten (inkl. UVP-Kartierungen, Gutachten und Ersatzaufforstungen)).
Mit der gesetzlichen Neuregelung (Neudefinition) werden diese Gebiete zu-
kiinftig anders behandelt und die fiir die Waldumwandlung verbunden Kosten
entfallen. Entlastet werden hier jeweils die Haushalte des BMV(g flr Bundes-
wehr-Flachen sowie der flr die Betreuung der Gaststreitkrafte vorgesehene
Haushalt der BImA bei Flachen der Gaststreitkréfte.
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— Zu b (Naturerbe-Bund-Flachen, siehe Tabelle, Ziffer 4.3.2): Mit der gesetzli-
chen Neuregelung gelten die 0. g. Ausnahmeregelungen auch fir diese Ge-
biete; damit entfallen die fir die Waldumwandlung verbunden Kosten in Hohe
von rund
-1,8 Millionen Euro (-7 Tausend Euro Personalkosten und -1,719 Millionen
Euro Sachkosten durch Ersatzaufforstungen (insb. fur die Beschaffung/Bereit-
stellung von Flachen und die Durchfiihrung entsprechender Ersatzaufforstun-
gen)) entstehen. Entlastet wird der Haushalt des BMUV.

Zu 8 2 Absatz 2 Nummer 6 Buchstabe a und b (Herausnahme bestimmter, der
Landesverteidigung dienender Fldchen aus dem Waldbegriff, siehe Ziffern 4.3.3
und 4.3.4 der Tabelle): Auf diesen Flachen hat die nach § 45 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 BWaldG privilegierte Zweckbestimmung Vorrang. Gleichwohl entstehen auf-
grund der bisherigen Regelung dem Bund in relevantem Umfang (siehe nachfol-
gend) Aufwendungen dafir, eine sachgerechte Aufgabenwahrnehmung der o. g.
vorrangigen Bundeszwecke sicherzustellen.

Die bei § 2 Absatz 2 Nummer 6 Buchstabe a und b erfolgte Neuregelung schafft
hier Abhilfe, indem sie regelt, dass die dort genannten Flachen nicht als Wald gel-
ten, auch dann, wenn und unabhangig davon, inwieweit sie eventuell mit Forst-
pflanzen bewachsen sind. Damit wird zudem die nach § 45 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 BWaldG privilegierten Zweckbestimmung dieser Flachen umgesetzt. Dies
bewirkt, dass auf solchen Grundflachen die Bestimmungen des BWaldG, hier ins-
besondere § 9 BWaldG (Waldumwandlung), 8§ 9b (Pflicht zum Ausgleich) sowie
§ 11a (hier mit den Aspekten Wiederaufforstungspflicht und Kahlschlagverbot)
nicht anzuwenden sind, wenn Forstpflanzen zu beseitigen sind, welche eine be-
stimmungsgemalie Nutzung dieser Flache beeintrachtigen. Damit entfallt die Not-
wendigkeit entsprechender Waldumwandlungsverfahren (inkl. aufwendiger Ver-
waltungsverfahren, Umweltvertraglichkeitspriufungen, Ersatzflachenbeschaffun-
gen (z. B. durch Ankauf von Fremdflachen) und Wieder- oder Ersatzaufforstun-

gen).

Entsprechende Entlastungen ergeben sich (a) fir nach der militdrischen Nutzungs-
planung als Freigelandeflachen ausgewiesene Flachen sowie (b) fir Bunkeranla-
gen:

— Zu a (militdrische Freigelédndeflachen, siehe Tabelle, Ziffer 4.3.3): Durch die
bisherige Regelung werden jahrlich etwa 82 Waldumwandlungsverfahren flr
eine militarisch genutzte Flache von insgesamt ca. 219 ha verursacht. Durch
die Neuregelung bzw. Klarstellung entfallen diese Verfahren mitsamt der da-
mit fir den Bund verbundenen Kosten in H6he von jahrlich rund -18,9 Millio-
nen Euro (davon: -0,3 Millionen Euro Personalkosten und -18,7 Millionen Euro
Sachkosten) durch Ersatzaufforstungen fir entfallene Waldumwandlungsver-
fahren (inkl. UVP-Kartierungen und Gutachten) und Ersatzaufforstungen
(insb. fir die Beschaffung und Bereitstellung von Flachen und die Durchfiih-
rung entsprechender Ersatzaufforstungen). Entlastet wird der Haushalt des
BMVg fir Bundeswehr-Flachen sowie der Haushalt der Gaststreitkrafte und
der BImA bei Flachen der Gaststreitkrafte.

— Zu b (Bunkeranlagen, siehe Tabelle, Ziffer 4.3.4): Durch die bisherige Rege-
lung werden jahrlich etwa zehn Waldumwandlungsverfahren fir eine milita-
risch genutzte Flache von insgesamt etwa 33 ha verursacht. Durch die Neu-
regelung bzw. Klarstellung werden diese Verfahren vermieden mitsamt der
damit fir den Bund verbundenen Kosten in H6he von jahrlich rund -2,7 Millio-
nen Euro (davon -44 Tausend Euro Personalkosten und -2,7 Mio. Euro Sach-
kosten) durch entfallene Waldumwandlungsverfahren (inkl. UVP-Kartierungen
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und Gutachten) und Ersatzaufforstungen (insb. fur die Beschaffung und Be-
reitstellung von Flachen und die Durchfiihrung entsprechender Ersatzauffors-
tungen). Entlastet wird der Haushalt des BMVg fur Bundeswehr-Flachen so-
wie der Haushalt der Gaststreitkrafte und der BImA bei Flachen der Gaststreit-
kréafte.

— Bei Kapitel 2 BWaldG (Erhaltung des Waldes) wird der mit den Ergédnzungen verbun-
dene Erfillungsaufwand fur den Bund als Waldbesitzer oder als Vorhabentrager tber-
wiegend als gering eingeschatzt: Die Mehrzahl der hier vorgesehenen Erganzungen
entsprechen so oder ahnlich bereits weitgehend dem geltenden (Lander)Recht. Zudem
bleiben die spezifischen Vorgaben fir Anwendung des Gesetzes in besonderen Féllen
und die Bestimmungen fir die Anwendung des Gesetzes in besonderen Fallen (§ 45
BWaldG) unveréandert bestehen.

Zu 8§ 14b Absatz 3 Nummer 6 BWaldG (militarische Anlagen): Fir diese Anlagen be-
stehen bislang bereits hohe Anforderungen an die Brandsicherheit. Gleichwohl kann
perspektivisch fur einen Teil dieser Anlagen sowohl Umstellungsaufwand als auch re-
gelmagiger Erfillungsaufwand entstehen (siehe Tabelle, Ziffer 4.3.12):

— Beziglich des Umstellungsaufwandes (z. B. fur die Ertlichtigung einer feuerwehr-
tauglichen Zufahrt oder Anlage/Erneuerung einer Regenwasserzisterne) wird fur
eine Naherungsschatzung davon ausgegangen, dass sich ein (einmaliger) Nach-
ristbedarf flr 5 Prozent der rund 1.500 militdrischen Liegenschaften (hier: 75 Ob-
jekte) mit einem mittleren Investitionsbedarf von durchschnittlich etwa 25.000 Euro
pro Anlage/Einrichtung ergeben kann, was einem (einmaligen) Umstellungsauf-
wand in Hohe von schéatzungsweise 1,9 Millionen Euro entspréche.

— FUr eine Naherungsschatzung des jahrlichen Erfillungsaufwands (z. B. fur das
Freihalten von Waldbrandschutzstreifen) wird davon ausgegangen, dass fir rund
5 Prozent der Liegenschaftsflache (hier: ca. 15.000 Hektar) perspektivisch ein
Mehraufwand zur Uberpriifung und Instandhaltung der waldspezifischen Brand-
schutzmafRnahmen der jeweiligen Liegenschatft in Hohe von etwa drei Stunden pro
Hektar (Lohnkosten Bund, einfacher Dienst: 28,30 Euro/Stunde) entsteht. In der
Summe ergdbe sich somit ein jahrlicher Erfullungsaufwand in Héhe von rund
1,3 Millionen Euro pro Jahr.

Insgesamt ergibt sich auf Basis der hier vorgenommenen Naherungsschéatzungen fiir den
Bund ein einmaliger Umstellungsaufwand in H6he von schitzungsweise etwa 1,9 Millionen
Euro sowie eine jahrliche Entlastung (negativer Erflllungsaufwand) in H6he von etwa -36,9
Millionen Euro pro Jahr.
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Lander

Der zusatzliche Erfullungsaufwand fur die Lander wird eingeschatzt wie folgt:

Die Anderung des BWaldG bedeutet fiir die Lander, dass sie sich sowohl in ihrer Funk-
tion als Hoheits- und Verwaltungsbehotrde sowie als Fiskalverwaltung mit den neuen
Bundesvorgaben vertraut machen mussen. Der diesbezlgliche Umstellungsaufwand
wird im Rahmen einer Naherungsschatzung eingeschatzt wie folgt:

Als Naherungsschéatzung wird angenommen, dass rund 4.200 Landesforstbedienstete
hierzu eine jeweils halbtagige Schulung (4 Stunden) erhalten. Bei schatzungsweise
3.780 Bediensteten des gehobenen Dienstes (Stundensatz: 43,9 Euro) und rund 420
Bediensteten des hoheren Dienstes (Stundensatz: 65,2 Euro) ergibt sich hier ein Um-
stellungsaufwand in H6he von etwa 0,8 Millionen Euro (siehe Tabelle, Ziffer 4.3.5).

In Bezug auf die Erhaltung und Pflege der in 8 2 Absatz 1 Satz 3 neu geregelten FFH-
Offenland-Lebensraumtypen gelten fur die Lander die diesbezlglichen Ausfiihrungen
fur den Bund entsprechend (siehe oben). Dabei werden die Lander doppelt entlastet:
Zum einen als Waldbesitzer fiur Manahmen, die sie auf eigenen Flachen im Lan-
deswald selbst verantworten und zum anderen in ihrer Funktion als zustandige Be-
horde fir entsprechende Erhaltungs- und PflegemalRnahmen, die auf den Flachen an-
derer Waldbesitzer erforderlich werden:

— Hinsichtlich der Lander als Waldbesitzer (Fiskalverwaltung) wird fur eine Nahe-
rungsschatzung davon ausgegangen, dass von diesen Regelungen jahrlich etwa
1.500 ha im Staatswald der Lander betroffen sind und sich dabei pro Hektar eine
durchschnittliche Zeitersparnis von jeweils vier Stunden des gehobenen Dienstes
(Stundensatz: 43,9 Euro) und zwei Stunden des héheren Dienstes (Stundensatz:
65,2 Euro) ergibt (gewichteter Stundensatz: 51,-- Euro). Somit ergibt sich eine jahr-
liche Minderbelastung der Landesforsten in Hohe von durchschnittlich rund -459
Tausend Euro pro Jahr (siehe Tabelle, Ziffer 4.3.6).

— Hinsichtlich der Lander als zustandige Behdrde fur die forstbehoérdliche Aufsicht
Uber die Ubrigen Waldbesitzer (inkl. Bundeswald) ergibt sich eine deutliche Entlas-
tung dadurch, dass auf Grund der Neuregelung kiinftig erhebliche Abstimmungs-
bedarfe, Verwaltungsverfahren und Stellungnahmen fur entsprechende Maf3nah-
men im Nichtstaatswald entfallen, was z. B. nicht nur die fir den Wald zustéandigen
sondern auch die fir den Naturschutz zustandigen Behoérden entlastet. Als eine
Naherungsschatzung wird davon ausgegangen, dass von dieser Regelung jahrlich
etwa 3.800 ha Waldes betroffen sind, die nicht Landeswald sind. Bei einer ge-
schatzten durchschnittlichen Zeitersparnis von etwa jeweils vier Stunden des ge-
hobenen Dienstes (Stundensatz: 43,9 Euro) und zwei Stunden des hdéheren Diens-
tes (Stundensatz: 65,2 Euro, gewichteter Stundensatz: 51,-- Euro) ergibt sich eine
jahrliche Minderbelastung der Landesbehérden (Wald- und Naturschutz) in Hohe
von durchschnittlich rund -1,2 Millionen Euro pro Jahr (siehe Tabelle, Ziffer 4.3.7).

In Bezug auf 8§ 2 Absatz 2 Nummer 6 (Herausnahme bestimmter, der Landes- und
Bindnisverteidigung dienender Flachen aus dem Waldbegriff) werden die Lander
ebenfalls entlastet, indem die bisher erforderlichen Verwaltungsverfahren in Bezug auf
entsprechende Bundesflaichen auch landerseitig entfallen. Als Naherungsschatzung
davon ausgegangen, dass von dieser Regelung jahrlich etwa 82 Félle betroffen sind
(siehe oben). Bei einer geschatzten durchschnittlichen Zeitersparnis von etwa jeweils
vier Stunden des gehobenen Dienstes (Stundensatz: 43,9 Euro) und zwei Stunden des
hoheren Dienstes (Stundensatz: 65,2 Euro, gewichteter Stundensatz: 51,-- Euro) ergibt
sich eine jahrliche Minderbelastung der Landesbehdrden in Hohe von durchschnittlich
etwa -25 Tausend Euro pro Jahr (siehe Tabelle, Ziffer 4.3.8).
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Nach § 9a Absatz 3 Satz 3 BWaldG haben die Lander periodische Vegetationsgutach-
ten oder vergleichbare Untersuchungen durchzufiihren. Entsprechende Vegetations-
gutachten sind in den meisten Landern forst- oder jagdgesetzlich oder durch unterge-
setzliche Regelungen bereits etabliert und gangige Praxis; diese Lander reprasentieren
rund 89 Prozent der Waldflache. Ein zuséatzlicher Erflllungsaufwand fallt somit nur fur
die Ubrigen 11 Prozent der Waldflache an.

Fir eine Naherungsschéatzung wird angenommen, dass auf Grund der Neuregelung im
Durchschnitt der o. g. Teilflache jahrlich insgesamt rund 3.000 Vegetationsgutachten
zusatzlich erforderlich sind. Diese Fallzahl folgt der gangigen Praxis z. B. in Bayern
oder Baden-Wirttemberg, wo die Gutachten ,periodisch® nur alle drei Jahre durchge-
fuhrt werden. Der Zeitaufwand fur die behdrdenseitige Erstellung dieser Gutachten
(einschlieB3lich Aulienaufnahme und zugehdrige Dokumentation/Verschriftlichung) wird
auf durchschnittlich etwa 4 Stunden geschétzt, die zu 80 Prozent auf einen Mitarbeiter
des gehobenen Dienstes (Stundensatz: 43,90 Euro) und zu 20 Prozent auf einen Mit-
arbeiter des hdheren Dienstes (Stundensatz: 65,20 Euro) entfallen (gewichteter Stun-
densatz: 48,16 Euro). Somit ergibt sich hier ein Erflllungsaufwand in Hohe von jahrlich
etwa 578 Tausend Euro (siehe Tabelle, Ziffer 4.3.9).

Bezlglich einer Alternativenpriifung wird auf Abschnitt 11l (Alternativen) verwiesen.

8 14b Absatz 3 Nummer 1 bis 6 BWaldG: Sofern die Lander im oder am Wald entspre-
chende Einrichtungen (z. B. Forsthauser, Maschinenhallen oder sonstige Betriebsge-
baude, Anlagen oder Einrichtungen) betreiben, kann hier Erflllungsaufwand entste-
hen. Die Zahl derartiger Landeseinrichtungen wird bundesweit auf rund 5.000 ge-
schatzt. Fur diese Anlagen bestehen aufgrund bestehender andere Rechtsvorschriften
(zum Teil auch aus den jeweiligen Landeswaldgesetzen) bislang bereits hohe Anfor-
derungen an die Brandsicherheit. Gleichwohl kann perspektivisch fiir einen Teil dieser
Anlagen sowohl Umstellungsaufwand (siehe Tiret 1) als auch regelmaRiger Erfullungs-
aufwand (siehe Tiret 2) entstehen.

— Fur eine Naherungsschatzung des Umstellungsaufwandes (z. B. Ertiichtigung ei-
ner feuerwehrtauglichen Zufahrt oder Anlage/Erneuerung einer Regenwasserzis-
terne oder Loschwasserentnahmestelle) wird davon ausgegangen, dass die ganz
uberwiegende Mehrzahl dieser Einrichtungen aufgrund der bereits geltenden ein-
richtungs- bzw. anlagenspezischen Brandschutzvorgaben den Anforderungen des
§ 14b Absatz 3 BWaldG entspricht und ein (einmaliger) Nachriistbedarf allenfalls
fur etwa 5 Prozent der dieser Einrichtungen (hier: ca. 250) besteht. Wird hier ein
mittlerer Investitionsbedarf in Héhe von durchschnittlich etwa 10.000 Euro pro Ein-
richtung angenommen, so ergabe sich hier ein (einmaligen) Umstellungsaufwand
in Hohe von schéatzungsweise etwa 2,5 Millionen Euro (siehe Tabelle, Ziffer
4.3.13).

— Flr eine Naherungsschatzung des auf Grund der Neuregelung zusatzlich erforder-
lichen jahrlichen Erfullungsaufwands wird davon ausgegangen, dass fir die o. g.
5.000 Landeseinrichtungen perspektivisch ein Mehraufwand zur Uberprufung und
Instandhaltung der waldspezifischen Brandschutzmafinahmen der jeweiligen Ein-
richtung in H6he von etwa drei Stunden pro Einrichtung (Lohnkosten Land, einfa-
cher Dienst: 29,70 Euro/Stunde) entsteht. In der Summe ergdbe sich somit ein
jahrlicher Erfullungsaufwand in Hohe von rund 446 Tausend Euro pro Jahr (siehe
Tabelle, Ziffer 4.3.13).

Beziglich einer Alternativenprifung wird auf Abschnitt 11l (Alternativen) verwiesen.
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Zu: Bearbeitung neuer Genehmigungsvorbehalte:

Mit der Anderung des BWaldG ergeben sich folgende neue, nun durch Bundesrecht vorge-
gebene Genehmigungsvorbehalte, die von den Landern zu administrieren sind. Die nach-
folgend als N&herungsschatzung ermittelten Werte fur den Mehraufwand, welcher daraus
den Landern entstehen kann, mindern sich um die Anzahl der Félle, in denen entspre-
chende Pflichten oder Vorgaben bislang bereits im jeweiligen Landesrecht vorgeschrieben
waren.

— 8§ 1la Absatz 2 BWaldG (neuer bundesrechtlicher Genehmigungsvorbehalt fur Kahl-
schlage): Hier bestehen zum Teil bereits sehr unterschiedliche Landerregelungen. Als
Né&herungsschétzung wird davon ausgegangen, dass bundesweit durchschnittlich etwa
4.000 Falle zu erwarten sind. Der Zeitaufwand fir die behdrdenseitige Bearbeitung und
Genehmigung der entsprechenden Antrage wird mit im Mittel auf rund 45 Minuten ge-
schatzt, die je zu zwei Teilen auf einen Mitarbeiter des gehobenen Dienstes (Stunden-
satz: 43,90 Euro) und zu einem Teil auf einen Mitarbeiter des héheren Dienstes (Stun-
densatz: 65,20 Euro) entfallen. Somit ergibt sich hier bei einem gewichteten spezifi-
schen Stundensatz aus hD und gD in H6he von 51,00 Euro ein bundesweiter Erfll-
lungsaufwand fur die Lander in H6he von jahrlich etwa 153 Tausend Euro (siehe Ta-
belle, Ziffer 4.3.10).

— §11c Absatz 3 BWaldG (Ricksichthahme der Waldbelange bei fir den Wald relevan-
ten Entscheidungen zur Wasserbenutzung): Als eine Naherungsschéatzung wird davon
ausgegangen, dass hier bundesweit mit jahrlich etwa 2.500 Fallen zu rechnen ist. Der
Zeitaufwand fur die behodrdenseitige Bearbeitung und Genehmigung der Antrage wird
mit im Mittel auf rund 45 Minuten geschatzt, die je zu zwei Teilen auf einen Mitarbeiter
des gehobenen Dienstes (Stundensatz: 43,90 Euro) und zu einem Teil auf einen Mit-
arbeiter des hoheren Dienstes (Stundensatz: 65,20 Euro) entfallen (gewichteter spezi-
fischer Stundensatz aus hD und gD: 51,00 Euro). Somit ergibt sich hier ein bundeswei-
ter Erfullungsaufwand fur die Lander in Hohe von jahrlich etwa 96 Tausend Euro (siehe
Tabelle, Ziffer 4.3.11).

— §14a Absatz 2 BWaldG: Dritte, die auf bereits bestehenden Wegen im Wald erstmalig
Wander-, Reit- oder Radwege sowie Sport- oder Lehrpfaden ausweisen und markieren,
bendtigen hierzu eine Genehmigung der zustandigen Behorde. Diese Regelung ist so
oder ahnlich bereits geltendes Recht in den Landern Baden-Wirttemberg, Bayern,
Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Saarland, Sachsen
und Thiringen. Die Waldflache dieser Lander summiert sich auf 8,856 Millionen Hektar
bzw. rund 78 Prozent der Gesamtwaldflache Deutschlands.

Ein Erflllungsaufwand entsteht somit nur fir die Gbrigen 22 Prozent der Flache. Fir
eine Naherungsschétzung wird davon ausgegangen, dass hier jahrlich etwa 500 Falle
zu erwarten sind. Fir die behdrdenseitige Bearbeitung der nach 8 14b Absatz 2
BWaldG nun erforderlichen Genehmigung wird ein Erfillungsaufwand in Héhe von
etwa 60 Minuten pro Fall veranschlagt, die je zu zwei Teilen auf einen Mitarbeiter des
gehobenen Dienstes (Stundensatz: 43,90 Euro) und zu einem Teil auf einen Mitarbeiter
des hoheren Dienstes (Stundensatz: 65,20 Euro) entfallen (gewichteter spezifischer
Stundensatz aus hD und gD: 51,00 Euro). Somit ergibt sich hier ein bundesweiter Er-
fullungsaufwand fur die Lander in Hohe von jahrlich rund 26 Tausend Euro (siehe Ta-
belle, Ziffer 4.3.14).

— §14a Absatz 3 BWaldG: Digitale Routenanbieter sind auf Verlangen des Waldbesit-
zers oder der zustandigen Behorde verpflichtet, eine digital ausgewiesene Route auf
einer bislang weglosen oder pfadlosen Grundflache im Wald zu entfernen oder zu an-
dern. Da es sich um einen voéllig neuen Regelungsbereich handelt, gibt es hier keine
Erfahrungswerte, auf die sich die nachfolgende Abschéatzung abstitzen kann. Fir eine
Néherungsschéatzung wird davon ausgegangen, dass jahrlich bundesweit rund 15.000
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Falle zu erwarten sind, bei denen das ein entsprechendes Entfernungs- oder Ande-
rungsverlangen in etwa zwei Drittel der Falle von betroffenen nichtstaatlichen Waldbe-
sitzern und in einem Drittel der Falle (rund 5.000) von den Landern (entweder als Wald-
besitzer oder als Behdrde) beim digitalen Routenanbieter vorgetragen wird. Der lan-
derseitige Bearbeitungsaufwand wird im Durchschnitt mit etwa 60 Minuten pro Fall ver-
anschlagt, die je zu zwei Teilen auf einen Mitarbeiter des gehobenen Dienstes (Stun-
densatz: 43,90 Euro) und zu einem Teil auf einen Mitarbeiter des hoheren Dienstes
(Stundensatz: 65,20 Euro) entfallen (gewichteter spezifischer Stundensatz aus hD und
gD: 51,00 Euro). Somit ergibt sich hier ein bundesweiter Erfullungsaufwand fir die Lan-
der in HOhe von jahrlich rund 255 Tausend Euro (siehe Tabelle, Ziffer 4.3.15).

In Bezug auf die bei § 44 auf Bundesebene neu vorgesehene besondere Gemeinwohlver-
pflichtung des Staatswaldes ist fir die Lander keine nennenswerte Aufwandsanderung zu
erwarten: Die Staatsforstbetriebe der Lander sind aufgrund geltender landesrechtlicher VVor-
gaben ohnehin bereits vorbildlich zu bewirtschaften.

Insgesamt ergibt sich fur die Lander ein einmaliger Umstellungsaufwand in Hohe von schat-
zungsweise etwa 3,3 Millionen Euro sowie eine jahrliche Entlastung (neqgativer Erfillungs-
aufwand) in H6he von schatzungsweise -94 Tausend Euro pro Jahr.

Kommunen

Die Gemeinden und Gemeindeverbanden erhalten durch die Anderung des BWaldG keine
neuen Aufgaben oder Zustandigkeiten. Insoweit entstehen ihnen diesbeziglich keine Kos-
ten.

Der einmalige Umstellungsaufwand fur das Forstpersonal waldbesitzender Gemeinden,
sich mit den neuen Regelungen des BWaldG vertraut zu machen, ist bereits unter dem
oben genannten Umstellungsaufwand der Wirtschaft miterfasst (siehe Tabelle, Ziffer 4.2.2).

5. Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau-
cherpreisniveau, werden nicht erwartet.

Beziglich kleiner und mittlerer Unternehmen wurde der KMU-Test durchgefuhrt. Kleine und
mittlere Unternehmen werden durch den Entwurf nicht besonders belastet. Der Erfiillungs-
aufwand betrifft alle Unternehmen gleichsam. Die Normadressaten sind zu einem Uberwie-
genden Anteil kleine und mittlere Unternehmen; sie sind in der Betrachtung des Erfullungs-
aufwandes der Wirtschaft (siehe oben) inbegriffen. Zur Umsetzung des Rechtsvorhabens
und der Erreichung des Gesetzeszwecks, der Erhaltung des Waldes und seiner Okosys-
temleistungen, sind daher keine Regelungsalternativen oder Unterstitzungsmafnahmen
angezeigt. Ein Grofteil des zu erbringenden Erflllungsaufwands entsteht durch Zeitauf-
wande der Normadressaten fir die Informationspflicht. Durch eine Informationskampagne
wirden die Zeitaufwénde nicht entfallen, im Gegenteil, es wirden zusatzliche Aufwendun-
gen fur die Informationskampagne entstehen.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Auswirkungen auf Verbraucherinnen und Verbraucher, gleichstellungspolitische und demo-
grafische Auswirkungen sind nicht zu erwarten.
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VII.  Befristung; Evaluierung

Zur Befristung: Das BWaldG ist bereits seit dem Jahr 1975 in Kraft; es gilt unbefristet. Die
unbefristete Geltung schafft insbesondere die Voraussetzungen dafir, dass die Zielsetzun-
gen des Gesetzes, die auf Dauer angelegt sind, verwirklicht werden kdénnen.

Zur Evaluierung: Das Bundesministerium fur Erndahrung und Landwirtschaft (BMEL) wird
das Vierte Gesetz zur Anderung des Bundeswaldgesetzes zehn Jahre nach Inkrafttreten
evaluieren.

Als Datenquelle dienen insbesondere die Ergebnisse der Walderhebungen nach § 41a
BWaldG sowie die Befunde der nach § 41 Absatz 3 zu erstellenden Berichte zur wirtschaft-
lichen Situation der Forstwirtschaft. Zusatzlich kénnen Befragungen der betroffenen Behor-
den und Forstbetriebe Informationen liefern.

Ebenso besteht die Mdglichkeit, die vom Gesetz Betroffenen beziglich der Handhabbarkeit

und ihren Erfahrungen mit den geénderten Bestimmungen des Bundeswaldgesetzes zu

befragen. Zu den Betroffenen gehéren etwa:

— Waldbesitzer,

— Betreiber von bestimmten, im oder am Wald liegenden Anlagen oder Einrichtungen,
von denen Brandgefahren fir umliegende Wélder ausgehen kénnen (siehe 8§ 14c Ab-
satz 3),

— forstliche Zertifizierungsorganisationen sowie

— digitale Diensteanbieter, die von der Léschung oder Anderung von Routen durch an-
sonsten weglose Waldflachen betroffen sind (siehe § 14a Absatz 3).

Lander, kommunale Spitzenverbédnde und Fachverbande werden, soweit betroffen, zur
Frage der Zielerreichung in geeigneter Weise eingebunden.

Daneben kdnnen die Ergebnisse der Nachmessung des Erfullungsaufwands, die vom Sta-

tistischen Bundesamt durchgefiihrt wird, zur Bewertung der Entlastungen der Verwaltung
herangezogen werden.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Bundeswaldgesetzes)
Zu Nummer 1

Die Bezeichnung des Gesetzes wird mit Blick auf veranderte Herausforderungen und Rah-
menbedingungen geandert und so zum Ausdruck gebracht, dass das Gesetz mit den nach-
folgenden Anderungen angesichts der Klima- und Biodiversitatskrise nunmehr starker auf
den Schutz und die Erhaltung der Okosystemleistungen ausgerichtet wird.

Zu Nummer 2
Mit Nummer 1 wird § 1 BWaldG mit Blick auf veranderte Herausforderungen und Rahmen-

bedingungen neu gefasst, wobei der Grundgedanken der bisherigen Fassung beibehalten
wird.
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Der bislang aus drei Nummern bestehende Gesetzeszweck wird modernisiert und auf nun-
mehr vier Nummern erweitert. Dabei bleibt die Grundstruktur des § 1 BWaldG mit den zent-
ralen Elementen ,Walderhaltung“ (Nummer 1), ,Férderung der Forstwirtschaft® (Nummer 2)
sowie ,Interessensausgleich“ (Nummer 3) mit entsprechender Uberarbeitung erhalten.

Zu 8 1 Nummer 1

Die neue Nummer 1 bestimmt als zentralen Zweck dieses Gesetzes, den Wald auch in
Verantwortung fur kiinftige Generationen dauerhaft zu erhalten. Die Neufassung greift den
Inhalt der bisherigen vollinhaltlich auf. Die bisher in § 1 Nummer 1 BWaldG ebenfalls ent-
haltenen Vorgaben, den Wald ,erforderlichenfalls zu mehren und seine ordnungsgemale
Bewirtschaftung nachhaltig zu sichern®, werden nunmehr in der neuen Nummer 2 aufge-
griffen (siehe dort).

Die Aufzahlung in Nummer 1 Buchstabe a bis ¢ benennt die zentralen Waldfunktionen und
damit die Aspekte, die im Mittelpunkt der Zweckbestimmung ,Walderhaltung“ stehen. Die
Aufzahlung greift den bisher in § 1 BWaldG enthaltenen Dreiklang der ,Nutz-, Schutz- und
Erholungsfunktion® auf und prazisiert diesen. Dabei bleibt die grundséatzliche Gleichrangig-
keit der Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktion erhalten. Der im Nachfolgenden verwendete
Begriff der ,Okosystemleistungen des Waldes* umfasst die Gesamtheit der hier genannten
Waldfunktionen. Er umfasst im Ubrigen auch die in der Neufassung nicht mehr genannten
Aspekte ,Landschaftsbild“ und ,Agrar- und Infrastruktur. Die Okosystemleistungen werden
im Ubrigen im neu eingefiigten § 9a Absatz 2 weiter konkretisiert.

Zu 8 1 Nummer 1 Buchstabe a

Die in 8 1 BWaldG bisher enthaltene Formulierung der ,Bedeutung des Waldes fiir die Um-
welt, insbesondere fir die dauernde Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes® wird nun unter
dem Buchstaben a ,Okosystem*, ,wichtige natlrliche Lebensgrundlage®, ,Lebensraum fiir
die wildlebende Tier- und Pflanzenwelt* konkretisiert.

Mit Blick auf die Klimakrise neu aufgenommen werden in Buchstabe a die Okosystemleis-
tungen des Waldes als ,naturlicher Kohlenstoffspeicher®. Zur Verdeutlichung der Bedeu-
tung dieser Aspekte macht das Thinen-Institut die nachfolgenden Angaben: Die Einbin-
dung von Kohlenstoff in den Wald bzw. die Emission von CO; aus dem Wald unter Einbezug
folgender Kompartimente erfasst:

organische oder mineralische Bdden,

ober- und unterirdische lebende Biomasse,

Streu (z. B. Laub und Nadeln, Blitenreste oder Reste von Samen und Friichten),

Totholz sowie

Waldbrand.

Zudem erfasst werden Lachgasemissionen (N.O) aus Waldbranden, Drainage organischer
Bdden und Mineralisierung in Mineralbéden sowie Methanemissionen (CH4) aus Waldbrén-
den und Drainage organischer Boden.

Zur Frage, wie viel CO, der Wald in Deutschland im Jahr aus der Atmosphare entnimmt
und zu der Entwicklungsprognose fir die kommenden Jahrzehnte, macht das Thinen-Insti-
tut folgende Angaben:
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— Die CO2-Einbindung in den Waldern betrug im Jahre 2022 -39.769 Kilotonnen (kt) CO»-
Aquivalente (Quelle: NID 2024 — Nationales Inventardokument zum Deutschen Treib-
hausgasinventar 1990 — 2022: https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-ener-
gie/treibhausgas-emissionen). Dies entspricht etwa 39,8 Millionen Tonnen CO-Aqui-
valenten.

— Ausschlaggebend fur die Einbindungen im Wald (2022) sind die Entwicklungen bei der
Biomasse (69,6 Prozent), den mineralischen Boden inkl. Streu (21,8 Prozent) und beim
Totholz (8,6 Prozent). Treibhausgas-Quellen entstehen durch Drainage, Mineralisie-
rung und Waldbrande. Die Quellen tragen mit 7,4 Prozent einen nur geringen Anteil zur
Treibhausgasbilanz im Wald bei. In der lebenden Biomasse und im Totholz wurden
zwischen 2012 und 2017 netto pro Jahr 13,2 Millionen Tonnen Kohlenstoff bzw. 48,4
Millionen Tonnen CO,-Aquivalente zusatzlich im Wald eingebunden. Bezieht man wei-
terhin die aktuellen Bindungsraten fir den Boden und die Streu ein, so entlasten die
deutschen Walder die Atmosphéare um 62 Millionen Tonnen CO: jahrlich. Sie kompen-
sieren damit die nationalen Treibhausgasemissionen um 7 Prozent.

— Die zukinftige Entwicklung der Kohlenstoffaufnahme im Wald wird durch den Trend
zur Waldflachenmehrung (v. a. durch naturliche Sukzession) leicht positiv beeinflusst.
Dem gegenuiber steht ein Uberwiegend alterungsbedingter Zuwachsrickgang, so dass
die Netto-Neueinspeicherung von Kohlenstoff voraussichtlich in den nachsten Jahren
erst gleichbleiben und dann zurtickgehen wird (siehe Tabelle 102 im Projektionsbericht
2023 der Bundesregierung, S. 236).

Tabelle 102:  Entwicklung der Treibhausgasemissionen im Sektor LULUCF nach Quellgruppen zwi-
schen 2019 und 2050 im MMS

Kategorie 2019 ‘ 2025 ‘ 2030 ‘ 2035 ‘ 2040 ‘ 2045 ‘ 2050
Mio. t CO2-Aq.
Wald 524 | -602| -60,2| -603| -583| -564| -54,7
Ackerland 17,4 17,0 16,9 16,2 16,2 16,2 16,1
Grinland 19,8 21,0 19,0 18,0 19,4 18,7 19,1
Feuchtgebiete 5,1 4.6 3,9 3,3 2,8 2,9 3,0
Siedlungen 1,3 1,6 1,9 2,1 2,2 2,3 2,3
Holzprodukte -6,1 3,6 0,9 0,0 -0,4 -0,7 -0,8
Gesamt 150 | -125| -17,7| -206| -181| -17,0| -150

Quelle: (UBA 2022b), Modellrechnungen Thiinen-Institut

Zur Frage, wie viel CO2 heute im Wald gebunden ist und zu der diesbeziiglichen Entwick-
lungsprognose fur die kommenden Jahrzehnte macht das Thiinen-Institut folgende Anga-
ben:

— Die Kohlenstoff-Inventur im deutschen Wald aus dem Jahr 2017 zeigte folgende Er-
gebnisse: In Waldbestédnden waren 2017 1.264 Millionen Tonnen Kohlenstoff gebun-
den, davon 1.230 Millionen Tonnen in der lebenden Biomasse und 33,6 Millionen Ton-
nen im Totholz (Quelle: bwi.info; Treibhausgasinventar 2017, AFZ-DerWald 14/2019
sowie Riedel T., Stimer W, Hennig P., Dunger K., Bolte A. (2019). Wélder in Deutsch-
land sind eine wichtige Kohlenstoffsenke, AFZ-DerWald 14/2019: 14-18).


https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/treibhausgas-emissionen
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/treibhausgas-emissionen
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— Die grof¥flachigen Kalamitaten der letzten Jahre (Sturm, Dirre und Insekten) traten erst
nach der Kohlenstoffinventur ab Herbst 2017 auf. Sie konnten somit in die Ergebnisse
der Kohlenstoffinventur 2017 und in die darauf aufbauende Projektion nicht einfliel3en.
Der aktuelle Vorrat wird mit der Auswertung der Bundeswaldinventur 2022 vorliegen.
Es ist davon auszugehen, dass er unter dem der Kohlenstoffinventur 2017 liegt. Zur
zuklnftigen Entwicklung wird dann auf Grund der neuen Datenlage eine neue Abschat-
zung erforderlich.

Die Klimaschutzleistung des Waldes wird darlber hinaus durch die Holzverwendung be-
stimmt. Der LULUCF (land use, land use change and forestry)-Sektor kann auf Basis der
In- bzw. Outputs der einzelnen Quellgruppen als Senke oder Quelle fur Treibhausgase wir-
ken. Zum LULUCF-Sektor zahlen u. a. Wélder und Holzprodukte. Abhangig von den ver-
schiedenen Arten der Landnutzung gibt es innerhalb des Sektors sowohl Senken als auch
Quellen. Als Senken kdnnen vitale, nachhaltig bewirtschaftete Walder, in denen die Baume
Kohlenstoff aus der Atmosphére einbinden und langfristig im Wald bzw. in Holzprodukten
speichern, fungieren.

Zu 8 1 Nummer 1 Buchstabe b

Die in 8§ 1 BWaldG bisher enthaltene Formulierung ,wirtschaftlicher Nutzen (Nutzfunktion)*
wird prazisiert durch die Formulierung ,Wirtschaftsfaktor fir Einkommen und Beschafti-
gung, insbesondere im landlichen Raum, und als nachhaltige Rohstoffquelle (Nutzfunk-
tion)“. Auch dieser Aspekt ist aus gesellschaftlicher und volkswirtschaftlicher Sicht ein in-
tegraler, gleichrangiger und unverzichtbarer Teil der Okosystemleistungen des Waldes.

Der Wirtschaftsbereich ,Forst und Holz" bietet Einkommen fiir rund 2 Millionen Waldbesitzer
sowie fur rund eine Million Beschéftigte in rund 112.000 Unternehmen der Branche. Holz
aus nachhaltiger Waldbewirtschaftung ist fir die Forstbetriebe die bedeutendste Einkom-
mensquelle und gleichzeitig die Rohstoffbasis fir unsere Holzwirtschaft und ein wichtiger
erneuerbarer Energietrager. Im Jahr 2020 erwirtschaftete der Wirtschaftsbereich einen Um-
satz von 181 Milliarden Euro bei einer Bruttowertschopfung von 58 Milliarden Euro. Die
Anteile der Forst- und Holzbranche an der gesamten Volkswirtschaft liegen zwischen
1,9 Prozent bei Bruttowertschépfung und rund 2,2 Prozent der Beschaftigten. Damit hat der
Wirtschaftsbereich ,Forst und Holz" in einem hochindustrialisierten Land wie Deutschland
eine im Hinblick auf Umsatz und Arbeitsplatze hohe Bedeutung und gehdrt insbesondere
in waldreichen landlichen Regionen zu den bedeutendsten Wirtschaftsbereichen. Gerade
in strukturschwachen Regionen bieten die Unternehmen der Branche Arbeitsplatze und
Entwicklungsperspektiven.

Zu 8 1 Nummer 1 Buchstabe ¢

§ 1 Nummer 1 Buchstabe c greift den bisher in § 1 BWaldG enthaltenen Aspekt der ,Erho-
lung der Bevolkerung® auf. Eine reprasentative Umfrage des Bundesministeriums fir Er-
nahrung und Landwirtschaft im Jahr 2016 (zitiert in: Waldbericht der Bundesregierung 2017,
Kapitel 3.6.3, BT-Drs. 18/13530 vom 07.09.2017) ergab:

— 93 Prozent der Bevolkerung sucht den Wald regelmafig und dann vor allem zur Erho-
lung auf; etwa zwei Drittel machen mindestens einmal pro Monat einen Waldbesuch
(68 Prozent); knapp ein Drittel besucht den Wald sogar mindestens dreimal pro Monat
(29 Prozent).

— Im gewogenen Mittel kommt jeder Deutsche jahrlich auf rund 28 Waldbesuche zur Er-
holung.

— Spazierengehen und Wandern sind bei der Teilgruppe, die mindestens einmal pro Mo-
nat in den Wald gehen, mit 82 Prozent die mit Abstand beliebtesten Freizeitaktivitaten
im Wald. An zweiter Stelle steht die Naturbeobachtung (45 Prozent), an dritter Stelle
Verhaltnis Wandern zu Radfahren 1:5 -> Pro funf Wanderwege eine MTB Strecke !?

Das deutsche Wanderinstitute weil3t fir das Saarland schon 69 allein 69 PREMIUM Wanderwege aus. Wo sind die
14 PREMIUM Mountainbikestrecken???? (Saarbriicken, Pur, Hoxberg, Perl ca 5)


Verhältnis Wandern zu Radfahren 1:5 -> Pro fünf Wanderwege eine MTB Strecke !?

Das deutsche Wanderinstitute weißt für das Saarland schon 69 allein 69 PREMIUM Wanderwege aus. Wo sind die 14 PREMIUM Mountainbikestrecken???? (Saarbrücken, Pur, Hoxberg, Perl ca 5)
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das Sammeln von Pilzen oder Beeren (26 Prozent). Weitere Aktivitdten werden selte-
ner genannt (in absteigender Reihenfolge: Joggen/Laufen: 20 Prozent; Walderleben
mit Kindern, Hund ausfiihren, Radfahren: je 17 Prozent; Brennholz machen: 7 Prozent;
Geocaching und Reiten: je 2 Prozent; freiwillige Naturschutzarbeit: 1 Prozent).

— Im Durchschnitt dauert ein Waldbesuch knapp zwei Stunden.
Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

Diese Erganzung konkretisiert die in 8 2 Absatz 1 Satz 2 BWaldG gF enthaltenen ,weiteren
mit dem Wald verbundene und ihm dienende Flachen® mit Blick auf Flachen mit hier konkret
bezeichneten gemeldeten natirlichen Offenland-Lebensraumtypen.

Solche Flachen sind haufig in einem engen raumlichen Bezug in den Wald eingebettet und
integraler Teil einer vielfaltigen Waldlandschaft. Sie sind zudem von besonderem natur-
schutzfachlichen Wert, weshalb ihnen im Kontext dieses Gesetzes eine Sonderstellung zu-
kommt. Sie sollen daher ausdrticklich in ihrer jeweiligen Eigenschaft und Auspragung er-
halten bleiben und nicht vollflachig mit Forstpflanzen aufgeforstet oder einer natirlichen
Sukzession Uberlassen werden.

Daher werden sie — sofern sie im Wald liegen oder als unmittelbar angrenzende mit ihm als
natiirliche Bestandteile der Waldlandschaft verbunden sind (siehe Erlauterung unten) —
rechtlich dem Wald zugeordnet und unabhangig von ihrem Schutzstatus nach Naturschutz-
recht zusétzlich auch unter den Schutz des BWaldG gestellt. Durch den Einbezug dieser
Flachen zum Wald bleiben andere, fir diese Okosysteme spezifische Regelungen (z. B.
des Naturschutzes oder Wasserrechts) unberihrt; sie gelten weiterhin und zusatzlich.

Eine zentrale waldrechtlich relevante Mal3nahme zur Erhaltung dieser offenen oder halbof-
fenen Flachen ist vielfach die Beseitigung der aus dem umliegenden Wald einwandernden
Forstpflanzen. Um eine sachgerechte Freihaltung und damit Erhaltung dieser Flachen zu
ermdglichen, sind entsprechende Ausnahmen erforderlich und vorgesehen, z. B. in Bezug
auf Umwandlungen (siehe 8§ 9 Absatz 1a), auf die Wiederaufforstungspflicht (siehe § 11a
Absatz 1 Satz 3) sowie auf den Kahlschlag (siehe § 11a Absatz 2 Satz 2).

Die hier genannten Flachen gelten allerdings nur als Wald im Sinne dieses Gesetzes, so-
fern diese Flachen im Wald liegen oder mit ihm verbunden sind (r&umlicher oder funktio-
neller Zusammenhang). Um eine Flache, die aul3erhalb des Waldes liegt, als eine mit dem
Wald verbundene Flache anzusehen, sollten insbesondere folgende Voraussetzungen ge-
geben sein:

1. Es sollte eine enge rdumliche Verbindung mit dem Wald im Sinne von raumlich unmit-
telbar angrenzend vorliegen.

2. Zudem sollte ein funktioneller Zusammenhang in dem Sinne bestehen, dass die betref-
fende Flache als natlrlicher Bestandteil der jeweiligen Waldlandschaft angesehen wer-
den kann. Hinweise auf einen derartigen funktionellen Zusammenhang kénnen z. B.
sein, dass

— die betreffende Flache und der angrenzende Wald ein zumindest in Teilen gemein-
sames Arteninventar aufweisen,

— die Populationen zumindest teilweise in einem wechselseitigen Austausch stehen
(z. B. genetisch oder durch wechselseitiges Aufsuchen des Waldes als Uberwin-
terungsquartier oder Raum fur die Futtersuche oder Fortpflanzungsrevier) oder
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— dass der Wald die 6kologischen Bedingungen der angrenzenden Flache maf3geb-
lich pragt (z. B. Mikroklima oder Wasserhaushalt).

Die Frage, wie weit eine solche dkologische Wechselwirkung besteht bzw. als Begriindung
fur eine Zuordnung der betreffenden Flache zum Wald herangezogen werden kann, kann
nur ortlich — unter Einbezug der jeweiligen 6rtlichen Gegebenheiten — beantwortet werden.
Eine Zuordnung zum Wald endet jedenfalls dort, wo ein wesentlicher Einfluss des angren-
zenden Waldes bzw. ein 6kologischer Zusammenhang nicht mehr gegeben ist.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa
Redaktionelle Anderung.
Zu Doppelbuchstabe bb

Die Regelung ist neu im BWaldG. Die Ergénzung adressiert die bestimmungsgemafe Nut-
zung von Flachen, die nationalen Sicherheitsinteressen dienen, wie z. B. erforderliche
Sichtachsen in militdrischen Schiel3bahnen oder tbererdete und mit Geholzen bewachsene
Bunker. Anliegen der Landes- und Blundnisverteidigung haben auf diesen Flachen Vorrang.
Sie werden daher ausdrticklich vom Waldbegriff ausgenommen.

Die Vorgaben der neuen Nummer 6 Buchstabe b beziglich der mit dieser Regelung nun-
mehr entfallenen Waldeigenschaft von der Landes- und Biindnisverteidigung dienenden
Flachen gelten auch fir entsprechende Bauwerke, die von hierzu qualifizierten zivilen Her-
stellern oder Wirtschaftsunternehmen im Auftrag der Bundeswehr, der NATO oder der
Gaststreitkrafte zur Herstellung, Lagerung oder zur Vorbereitung auf den Transport oder
den Einsatz von militarischer Munition oder Waffen unterhalten oder betrieben werden.

Zu Nummer 4

Es wird klargestellt, dass die Vorschriften des Zweiten Kapitels des Bundeswaldgesetzes
vom 2. Mai 1975 (BGBI. | S. 1037), das zuletzt durch Artikel 112 des Grundgesetzes vom
10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) geandert worden ist, weiterhin Rahmenvorschriften fir
die Landesgesetzgebung sind und die Lander damit verpflichtet bleiben, den Bestimmun-
gen des Zweiten Kapitels des Bundeswaldgesetzes vom 2. Mai 1975 (BGBI. | S. 1037), das
zuletzt durch Artikel 112 des Grundgesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) gean-
dert worden ist, entsprechende Vorschriften einschliel3lich geeigneter Entschadigungsre-
gelungen zu erlassen oder bestehende Vorschriften anzupassen.

Zu Nummer 5

Diese Ergénzung in Form einer Ausnahmeregelung ist Teil der in § 2 Absatz 1 Satz 3 ent-
haltenen Sonderregelung in Bezug auf die Pflege und Erhaltung der dort genannten Le-
bensraumtypen: Die Beseitigung von Forstpflanzen zur Pflege und Erhaltung dieser Fl&-
chen gilt nicht als Umwandlung. Diese Regelung ist fir die Umsetzung der Natura 2000-
Managementplane zur Erflllung der Verpflichtungen aus der FFH-Richtlinie erforderlich
und soll die Erhaltung von gesetzlich geschitzten Offenland-Lebensraumtypen des An-
hang | der FFH-Richtlinie erleichtern.

Zu Nummer 6

Mit den §8 9a und 9b werden die Bestimmungen des § 9 mit Blick auf aktuelle Erfordernisse
weiter konkretisiert. Erg&nzt werden neue Bestimmungen zu

— 8 9a (Weitere Vorschriften zur Erhaltung des Waldes) und
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— 8§ 09a (Pflicht zum Ausgleich).
Zu 8§ 9a (Weitere Vorschriften zur Erhaltung des Waldes)
Zu 8 9a Absatz 1

Absatz 1 greift den in 8 1 enthaltenen zentralen Gesetzeszweck der Walderhaltung auf und
Uberflihrt diesen in Gestalt eines allgemeinen Grundsatzes in einen konkreten Normauftrag.
Dieser Grundsatz ist allgemein (siehe z. B. nachfolgende Ausfliihrungen zu den Normad-
ressaten) und abstrakt; er bedarf der weiteren Konkretisierung. Diese erfolgt nachfolgend
insbesondere durch die Bestimmungen der 88 9a und 9b, 10a, 11a bis 11d sowie 14a und
14b.

Der allgemeine Grundsatz der Walderhaltung umfasst auch Waldflachen, bei denen der
Waldbesitzer auf eine forstliche Nutzung zeitweise oder dauerhaft verzichtet: Auch fur sol-
che Waldflachen gilt das allgemeine Gebot der Walderhaltung und der Gefahrenabwehr.

Absatz 1 ist wegen seiner hohen Bedeutung als allgemeiner Grundsatz des Naturschutz-
rechts im Sinne von Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 GG anzusehen. Diese Regelung
ist fir die Erhaltung der natirlichen Lebensgrundlage ,Wald®, der biologischen Vielfalt sowie
als MalRBnahme zur Sicherung und Funktionsfahigkeit des Naturhaushaltes — und damit fur
die Erreichung der Ziele dieses Gesetzes unerlasslich.

Die Normadressaten dieser Regelung sind:

— die fur den Wald zustandige Behorde: Sie Uberwacht die Einhaltung der Vorschriften
dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen;

— der Waldbesitzer: Er wirkt durch seine Waldbewirtschaftung unmittelbar auf den Wald
und seine Okosystemleistungen ein, wobei die Waldbewirtschaftung hier weit zu fassen
ist und neben aktiven Handlungen auch den aussetzenden Forstbetrieb sowie den Nut-
zungsverzicht umfasst;

— weitere Akteure, soweit diese durch ihr Handeln oder Unterlassen - direkt oder auch
mittelbar — in relevantem Umfang Einfluss auf den Wald oder seine Okosystemleistun-
gen nehmen. Normadressat ist somit auch, wer z. B.

o Wald fur andere Nutzungen (z. B. fur Siedlung, Gewerbe oder Infrastruktur) rodet
und umwandelt,

0 durch Eingriffe in den Wasserhaushalt oder in die Luftreinhaltung auf den Wald ein-
schlieRlich seiner mafRgeblichen Bestandteile (siehe unten) oder seine Okosystem-
leistungen unmittelbar einwirkt oder als Genehmigungsbehdérde oder Planungstra-
ger entsprechende Entscheidungen genehmigt, zulasst oder zu verantworten hat
sowie

— wer als Besucher oder anderer Benutzer in erheblichem Mal3 auf den Wald einwirkt.

Als maRgebliche Bestandteile des Waldes und damit als ,Schutzgiter des Waldes® anzu-
sehen sind insbesondere:

1. der aufstockende Waldbestand einschlie3lich der sonstigen waldtypischen Vegetation,
2. der Waldboden einschlie3lich der Bodengesundheit und der Bodenlebewelt,

3. die waldtypische Biodiversitat,
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4. der im Wald und unterhalb des Waldes liegende Wasserkérper als Teil des Land-
schaftswasserhaushalts und

5. das Waldinnenklima.

Diese Aspekte werden mit dem Begriff der Okosystemleistungen des Waldes nur unzu-
reichend abgebildet: Das Vorhandensein der o. g. Bestandteile des Waldes ist Vorausset-
zung fiir die Okosystemleistungen des Waldes, die Okosystemleistungen des Waldes wer-
den durch diese Schutzguter des Waldes und deren Wechselwirkungen bewirkt.

Inhaltlich sind diese Schutzguter des Waldes bereits vom geltenden BWaldG umfasst. Sie
werden hier — auch angesichts der Klima- und Biodiversitatskrise — besonders genannt, um
zu verdeutlichen, dass der Wald auch rechtlich umfassend als komplexes Okosystem zu
betrachten ist (,mehr” als die Summe seiner Baume).

— Zu Nummer 1 (Aufstockender Waldbestand einschlie3lich der sonstigen waldtypischen
Vegetation): Die Summe der aufwachsenden B&dume bilden den aufstockenden Wald-
bestand. Der Baum als GroR3pflanze erzeugt Pflanzenmasse, Sauerstoff und Holz, er
bindet Kohlenstoff, schiitzt den Boden und wirkt maRigend auf das Klima in seinem
Umfeld. Der Baum ist Lebensraum, Produktionsmittel und Trager vieler waldtypischer
Okosystemleistungen. In der Summe vervielfacht sich die Wirkung der Einzelbaume
eines Waldbestandes; sie erzeugen ein geschlossenes Kronendach, erméglichen das
Waldinnenklima (siehe Ausfiihrungen zu Nummer 5) und sind damit maRgebliche Tra-
ger der waldspezifischen Lebensbedingungen und Okosystemleistungen.

— Zu Nummer 2 (Waldboden einschlie3lich der Bodengesundheit und der Bodenlebe-
welt): Der Waldboden einschlieB3lich der Bodengesundheit und der Bodenlebewelt ist
von herausgehobener Bedeutung fiir das Okosystem Wald und seine zahlreichen Oko-
systemleistungen sowie fur die nach 8§ 1 zu verwirklichenden Zwecke dieses Gesetzes
(siehe auch Ausflihrungen zu § 11a).

— Zu Nummer 3 (Waldtypische Biodiversitat): Dies umfasst die Vielfalt der Waldlebens-
raume und Strukturen, die Gesamtheit der waldtypischen Fauna und Flora sowie die
genetische Vielfalt.

— Zu Nummer 4 (Wasserkorper): Der Wasserkorper ist ein fir die Gesellschaft unver-
zichtbares Schutzgut (insbesondere Trinkwasser), aber auch fur die Walderhaltung im
Klimawandel von zentraler Bedeutung: Steht nicht ausreichend Wasser zur Verfligung,
so gerat das Waldotkosystem in Gefahr (siehe auch Ausfiihrungen zu § 11b).

—  Zu Nummer 5 (Waldinnenklima): Das Waldinnenklima ist ein zentrales, waldpragendes
Element der Waldokosysteme in unserer Klimazone. Zahlreiche Waldeigenschaften
und Okosystemleistungen des Waldes hangen mafgeblich von einem waldtypisch ge-
schlossenen Kronendach und dem Waldinnenklima ab. Das Waldinnenklima ist weit-
gehend staubfrei, weitgehend frei von Abgasen und angereichert mit sekundaren Pflan-
zenstoffen (Phytonziden); es weist eine héhere Luftfeuchtigkeit sowie gegeniiber dem
Offenland abgemilderte Temperaturverlaufe auf. Das Waldinnenklima ist maRgeblich
an den positiven Erholungs- und Gesundheitswirkungen eines Waldaufenthaltes betei-

ligt.

Gesundheit und Vitalitat der Waldtkosysteme einschliel3lich ihrer mafigeblichen Bestand-
teile sind elementare Voraussetzungen dafiir, dass der Wald und seine Okosystemleistun-
gen bestmdglich erhalten bleiben und von der Allgemeinheit und den Waldbesitzern genutzt
werden kdnnen. Diese Bestimmung ist angesichts der Klima- und Biodiversitatskrise zent-
ral, um die Waldtkosysteme langfristig zu erhalten und zu schitzen.
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Der hier enthaltene allgemeine Grundsatz umfasst jedwede Nutzung und Benutzung des
Waldes: Die Waldbewirtschaftung sowie sonstige Benutzungen des Waldes durfen nur so
ausgeuibt werden, dass der Wald und seine Okosystemleistungen dadurch nicht erheblich
beeintrachtigt werden. Diese Vorgabe gilt gleichermafien fur

— die Nutzung/Gewinnung von Rohholz im Rahmen der Waldbewirtschaftung einschliel3-
lich der zeitweisen oder dauerhaften Nicht-Nutzung;

— Forstnebennutzungen: Dies umfasst die Nutzung von Naturgutern des Waldes und des
Waldbodens jenseits der Holzerzeugung, z. B. die Nutzung von Schmuckreisig, Pilzen,
Beeren, Arzneipflanzen, Streu und Gras sowie die Gewinnung von forstlichem Vermeh-
rungsgut, Harz, Terpentin und anderen Baumséften, aber z. B. auch die Waldweide
und die Waldimkerei;

— Benutzungen des Waldes fur von Waldflachen fiir nichtforstliche Zwecke, wie z. B. fur
Klettergarten oder Bestattungswalder;

— das Betreten des Waldes nach § 14 sowie flr

— weitere Formen der Benutzungen des Waldes, wie z. B. das Durchfiihren von Veran-
staltungen oder das Halten und Huten von Tieren im Wald.

Zu 8§ 9a Absatz 2

Absatz 2 stellt eine Verknipfung her zwischen den in 8§ 1 Nummer 1 genannten Waldfunk-
tionen und den ,Okosystemleistungen des Waldes®. Der im Nachfolgenden verwendete Be-
griff der ,Okosystemleistungen des Waldes" umfasst die Gesamtheit der in § 1 Nummer 1
genannten Waldfunktionen. Dabei bleibt die grundsatzliche Gleichrangigkeit der Nutz-,
Schutz- und Erholungsfunktion bzw. der entsprechenden Okosystemleistungen erhalten.

§ 9a Absatz 2 benennt exemplarisch wichtige Okosystemleistungen des Waldes fur die Ge-
sellschaft in Form einer nicht abschlieBenden Aufzéhlung. Die Aufz&hlung greift — auch im
Sinne der Rechtskontinuitat — die in § 1 Nummer 1 BWaldG in der bisher geltenden Fas-
sung (gF) bereits enthaltene Aufzahlung auf, modernisiert und erganzt diese entsprechend
aktueller Erkenntnisse und Herausforderungen.

Zu 8 9a Absatz 2 Nummer 1

Der in § 1 Nummer 1 BWaldG gF enthaltene Begriff ,Klima“ wird prazisiert durch die kon-
krete Benennung der Aspekte ,Klimaschutz, die Anpassung an den Klimawandel und die
Klhlung der Landschaft®. Dies tragt den aktuellen Herausforderungen und Erkenntnissen
der Klimakrise Rechnung. So hat sich das Verstandnis und die Bedeutung dieser Okosys-
temleistung vor dem Hintergrund der Klimakrise signifikant gedndert: Bei Erlass des
BWaldG gF im Jahre 1975 wurden die Klimaleistungen des Waldes vor allem mit Blick auf
seine drtliche Wirkung auf das Lokalklima gesehen. Im Rahmen der Klimakrise sind jedoch
neue Aspekte insbesondere mit Blick auf den globalen Klimaschutz hinzugekommen. Aus
diesem Grund wird der Aspekt des natirlichen Kohlenstoffspeichers auch im Gesetzes-
zweck bei 8 1 Nummer 1 Buchstabe a entsprechend erweitert (Ausfihrungen zur GroRen-
ordnung der Kohlenstoffspeicherung: siehe dort).

Zu 8 9a Absatz 2 Nummer 2

Dieser Aspekt (heimische Erzeugung des nachwachsenden Rohstoffs Holz) istin § 1 Num-
mer 1 BWaldG gF mit dem dort genannten Begriff des ,wirtschaftlicher Nutzen (Nutzfunk-
tion)* ausdrucklich enthalten. Gleichwohl wird er hier als eine — auch weiterhin zentral be-
deutsame — Okosystemleistung prazisiert (vgl. auch 8 1 Nummer 1 Buchstabe b).
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Der Wald dient — neben seiner Eigenschaft als Okosystem und Lebensgrundlage — auch
der heimischen Erzeugung und Versorgung mit dem nachwachsenden Rohstoff Holz. Dies
sichert die Rohstoffbasis der heimischen Holzwirtschaft und leistet einen relevanten Beitrag
zur Deckung der Inlandsnachfrage nach nachhaltig erzeugtem Holz und tragt tber die Spei-
cherung von Kohlenstoff im Holz und insbesondere in langlebigen Holzprodukten zum Kili-
maschutz bei. Mit dem Hinweis auf die heimische Erzeugung wird insbesondere im Kontext
der Klima- und Biodiversitatskrise unterstrichen, dass die heimische Erzeugung von Holz
viele 6kologische Vorteile hat und zur Resilienz der Wertschdpfungskette beitragt.

Der dabei vorgesehene Hinweis auf die ,heimische” Erzeugung beabsichtigt keine handels-
verzerrenden Forderungen oder handelsbeschrankende MalRnahmen zum Schutz der hei-
mischen Produktion gegeniber Einfuhren. Vielmehr soll damit — insbesondere im Kontext
der Klima- und Biodiversitatskrise — unterstrichen werden, dass gerade die heimische Er-
zeugung viele 6kologische Vorteile hat.

Zu 8§ 9a Absatz 2 Nummer 3

Dieser Aspekt (Erhalt der heimischen Tier- und Pflanzenwelt) ist in 8§ 1 Nummer 1
BWaldG gF mit dem dort genannten Begriff der ,Bedeutung flr die Umwelt, insbesondere
fur die dauernde Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes dem Grunde nach enthalten. Der
Aspekt zahlt — wie bereits zu § 1 Nummer 1 Buchstabe a ausgefiihrt — zu den zentralen
Okosystemleistungen des Waldes und wird dem aktuellen Sprachgebrauch folgend ange-
passt, um aktuellen Herausforderungen und Erkenntnissen Rechnung zu tragen. Viele sel-
tene und bedrohte Tier- und Pflanzenarten aber auch sogenannte ,Allerweltsarten” sind auf
naturnahe und strukturreiche Walddkosysteme als Lebensraum angewiesen und brauchen
diese auch zur Anpassung an den fortschreitenden Klimawandel.

Zu 8§ 9a Absatz 2 Nummer 4

Dieser Aspekt (Erholung der Bevdlkerung) wird aus § 1 Nummer 1 BWaldG gF unveréandert
Ubernommen (siehe auch § 1 Nummer 1 Buchstabe c). Die Erholung zahlt zu den wesent-
lichen Okosystemleistungen des Waldes; etwa 90 Prozent der Bevolkerung nimmt den
Wald insbesondere tber die Erholungsnutzung wahr (siehe auch Begriindung zu 8 1 Num-
mer 1 Buchstabe c).

Zu 8 9a Absatz 2 Nummer 5

Dieser Begriff (Wasserhaushalt) wird aus § 1 Nummer 1 BWaldG gF unverandert ibernom-
men; wie beim Klima hat die Bedeutung dieser Okosystemleistung vor dem Hintergrund der
Klimakrise signifikant zugenommen (siehe auch Begriindung zu § 11b).

Zu 8 9a Absatz 2 Nummer 6

Dieser Aspekt (Reinhaltung der Luft) wird aus 8§ 1 Nummer 1 BWaldG gF unveréndert tiber-
nommen.

Zu 8 9a Absatz 3

Satz 1 nimmt die Lander in die Pflicht. Sie haben Vorsorge dafur zu treffen, dass die Erfor-
dernisse der Walderhaltung nach Absatz 1 vor Ort gewahrleistet werden. Dies entspricht
dem Grundsatz der Subsidiaritat und soll in Anbetracht der landerweise z. T. sehr unter-
schiedlichen Naturraumausstattung, Waldverhdltnisse, Bevdlkerungsdichte oder gesell-
schaftlicher Bedurfnisse eine den jeweiligen ortlichen Gegebenheiten und Umsténden ent-
sprechende und angemessene Lésung ermadglichen.
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Satz 2 greift das Ziel auf, dass klimaresiliente Walder entwickelt oder erhalten werden sol-
len. Eine wesentliche Voraussetzung hierfir ist, dass die hierzu dienende natirliche Ver-
jungung ohne Schutzmafnahmen ermdoglicht wird. Bei der Waldverjingung auftretende
Fehlentwicklungen oder Beeintrachtigungen, wie z. B. eine Entmischung durch selektiven
Verlust bestimmter Geholzarten, lassen sich — sofern eine rechtzeitige Gegensteuerung
ausbleibt — kaum noch oder allenfalls nur sehr langfristig korrigieren.

Um die angestrebte Waldentwicklung sicherzustellen, gibt Satz 3 den Landern auf, periodi-
sche Vegetationsgutachten zu erstellen oder andere hierzu entsprechend geeignete Unter-
suchungen durchzufiihren. Mit ihrer Hilfe soll insbesondere der Zustand der Waldverjin-
gung als nachwachsende Waldgeneration erfasst und bewertet werden. Periodische Vege-
tationsgutachten sind im Hinblick auf das Regelungsziel zwingend erforderlich, da die Wald-
verjiingung fur die Erhaltung des Waldes und seiner Okosystemleistungen von zentraler
Bedeutung ist. Periodische Vegetationsgutachten sind daher bereits in mehreren Landern
durch entsprechende Regelungen im jeweiligen Landeswaldgesetz (z. B. § 34 Absatz 2
Satz 2 Nummer 10 LWaldG-MV oder § 24 Absatz 2 Satz 2 LWaldG-SN) oder Landesjagd-
gesetz (§ 34 Absatz 1 JIWMG-BW, § 31 Absatz 7 LJagdG-RP oder § 32 Absatz 1 LJagdG-
TH) gesetzlich etabliert. ,Periodisch* steht hier flr einen von der zustandigen Behorde je
nach den ortlichen Gegebenheiten und Erfordernissen zu bestimmenden Wiederholungs-
turnus.

Zu § 9b (Pflicht zum Ausgleich)

Diese Bestimmung ist neu im BWaldG. Zwar enthalt der Wortlaut des 8§ 9 BWaldG gF bis-
lang keine ausdrtickliche Pflicht zum Ausgleich der nachteiligen Folgen der Umwandlung
fur die Erhaltung des Waldes und seiner Okosystemleistungen, so liegt gleichwohl eine
solche Ausgleichspflicht dieser Bestimmung aber zumindest implizit zugrunde: Anders ware
der in 8 1 Nummer 1 vorgegebene Gesetzeszweck, den Anteil der Waldflache auf der dicht
besiedelten Flache der Bundesrepublik Deutschland trotz vielfacher Inanspruchnahme und
Umwandlung fur andere Flachennutzungen im Gesamtsaldo im Wesentlichen zu erhalten,
nicht zu erreichen. Insofern greift die neue Bestimmung eine von Sinn und Zweck des 8§ 9
BWaldG gF umfasste und im Ubrigen von den Landern im Sinne der Walderhaltung bereits
seit Jahrzehnten geilibte Genehmigungspraxis auf und Uberfiihrt diese — in Anlehnung an
die naturschutzrechtliche Ausgleichspflicht nach § 15 Absatz 2 BNatSchG — als bundesein-
heitliche Norm in den Regelungsbereich des BWaldG. Dies ist erforderlich, weil der Wald
trotz der hohen Bedeutung seiner Okosystemleistungen anhaltend unter dem Druck zur
Umwandlung von Waldflachen fur andere Nutzungsarten steht.

Zu § 9b Absatz 1

Absatz 1 normiert eine Ausgleichspflicht als allgemeinen Grundsatz des Naturschutzrechts
im Sinne von Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 (Klammerzusatz) GG. Die Einordnung
als allgemeiner Grundsatz des Naturschutzrechts folgt aus der besonders hohen Bedeu-
tung des verpflichtenden Ausgleichs von Waldumwandlungen. Diese Regelung ist flr die
Erhaltung der naturlichen Lebensgrundlage ,Wald“, der biologischen Vielfalt sowie als Malf3-
nahme zur Sicherung und Funktionsfahigkeit des Naturhaushaltes — und damit fur die Er-
reichung der Ziele dieses Gesetzes — unerlasslich.

Im Sinne der 6rtlichen Erhaltung des Waldes und seiner Okosystemleistungen diirfte in der
Regel vorzugsweise eine ortsnahe Naturalrestitution anzustreben sein. Im Idealfall kann
hierzu eine andere Flache, die nicht Wald ist und die der im Antrag bezeichneten Flache
nach Grél3e, Lage (insbesondere zu bestehenden Waldflachen), Beschaffenheit und kinf-
tiger Funktion gleichwertig werden kann, aufgeforstet oder durch natirliche Sukzession neu
bewaldet werden. Gleichwohl kann es aber auch Situationen geben, in denen ortsnah eine
entsprechende Flache nicht zu finden ist (z. B. aufgrund hoher Besiedlungsdichte). In sol-
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chen Fallen bleibt nur, den Ausgleich hilfsweise durch andere Mechanismen (z. B. Erstauf-
forstung auRRerhalb des betroffenen Naturraums oder durch geeignete Schutz- oder Gestal-
tungsmafl3nahmen im Wald) zu erwirken.

Zu 8 9b Absatz 2

Satz 1 ertffnet zur Erfullung der in Absatz 1 normierten Ausgleichspflicht erganzend die
— allerdings nur subsidiar vorgesehene — Mdglichkeit, einen finanziellen Ausgleich zu leis-
ten, wenn die nachteiligen Folgen der Umwandlung oder Benutzung fir die Erhaltung des
Waldes oder seiner Okosystemleistungen mit den in Absatz 1 fur einen Ausgleich vorrangig
vorgesehenen MalRnahmen nicht ausgeglichen werden kénnen.

Die Satze 2 und 3 normieren den Auftrag an die Lander, hierzu die Einzelheiten zu regeln.
Im Sinne der Subsidiaritat wird bundesseitig hier bewusst auf weitere Vorgaben verzichtet.
Somit kdnnen die Lander beim Erlass entsprechender Regelungen landesspezifische Be-
sonderheiten und Anforderungen angemessen bertcksichtigen.

Zu 8§ 9b Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass Ausgleichspflichten im Zusammenhang mit der naturschutzrecht-
lichen Eingriffsregelung im Sinne der 88 13 bis 19 BNatSchG unberunhrt bleiben, aber anre-
chenbar sind.

Um auch in der Praxis Doppelkompensationen zu vermeiden, ist die waldrechtliche Kom-
pensation im Zuge der Eingriffsregelung grundsatzlich und vorbehaltlich entsprechender
Landerregelungen auch auRerhalb des betroffenen Naturraums maglich. Im Ubrigen ist die
Thematik einer eventuellen Doppelkompensation im Rahmen der konzentrierenden Geneh-
migungsverfahren (Blndelung der Stellungnahmen der verschiedenen beteiligten Behor-
den) aufzulosen. Dabei kdnnen ,multifunktionale“ MaRnahmen berticksichtigt werden.

Zu Nummer 7

Mit § 10a (Weitere Vorschriften zur Erstaufforstung) werden die Bestimmungen des § 10
mit Blick auf aktuelle Erfordernisse weiter konkretisiert:

Zu § 10a (Weitere Vorschriften zur Erstaufforstung)

Die Erstaufforstung ist eine zentrale Malinahme zur Realisierung des wald- und klimapoli-
tischen Ziels, den Wald wegen seiner vielfaltigen Leistungen fiir das Gemeinwohl in seiner
Flachenausdehnung soweit wie moéglich zu erhalten und zu mehren. Die Erstaufforstung
soll eine Mehrung der Waldflache und damit der Anzahl von langfristig kohlenstoffbinden-
den Forstpflanzen bewirken, was zu einem langfristigen Aufbau von zusatzlichen Kohlen-
stoffspeichern, zur Verbesserung der Biodiversitat, zur Produktion des Rohstoffs Holz und
zu anderen Okosystemleistungen und damit zum Erreichen der nationalen Ziele zur Treib-
hausgasminderung beitragt. Auf diese Weise kbénnen zudem Vernetzungseffekte in der Ag-
rarlandschaft zum Biotopverbund geschaffen werden. Somit liegt die Erstaufforstung grund-
satzlich im o6ffentlichen Interesse. Die Erstaufforstung ist zudem unverzichtbar, um unver-
meidbare Waldverluste durch Ersatzaufforstung auszugleichen, und so einem langfristigen
Schwund der Waldflache Deutschland entgegenzuwirken und den Wald mit seinen Oko-
systemleistungen zu erhalten.

§ 10a konkretisiert die Bestimmungen zur Erstaufforstung mit Blick auf aktuelle Erforder-
nisse weiter:

Satz 1 enthalt die als ,Leitsatz* formulierte neue Vorgabe, wonach die Erstaufforstung zu
dem Ziel beitragen soll, klimaresiliente Walder mit iberwiegend heimischen Forstpflanzen
zu begrinden. Diese Vorgabe adressiert eine zentrale Herausforderung und ist angesichts
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der Bedeutung des Waldes und seiner Okosystemleistungen insbesondere erforderlich, um
den Herausforderungen der Klimakrise angemessen zu begegnen und die mit der Klima-
krise einhergehenden Risiken bereits in der Phase der Erstaufforstung so weit wie moglich
einzugrenzen. Sie wird nachfolgend durch Satz 3 (verpflichtende Vorgabe der Standortge-
rechtigkeit) weiter konkretisiert (siehe unten).

Der Begriff ,heimisch® ist in Bezug auf Forstpflanzen in der forstlichen Fachliteratur etabliert
und hinreichend beschrieben (siehe z. B. Schmidt et al. 2002: Liste der im norddeutschen
Tiefland typischen Waldgefal3pflanzen, die Waldbau-Richtlinien der Lander sowie eine Pub-
likation des wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages ,Zur Foérderung
fremdlandischer Baumarten in heimischen Wald- und Forstgebieten® (Aktenzeichen: WD 8
- 3000 - 112/18 vom 24. Oktober 2018).

Satz 2 stellt klar, dass eine Erstaufforstung wahlweise durch nattrliche Sukzession, Saat
oder Pflanzung erfolgen kann. Eine natirliche Sukzession im Sinne dieser Bestimmung
bezeichnet dabei einen vom Menschen (im Wesentlichen) unbeeinflussten bzw. ungesteu-
erten natlrlichen Ablauf der Vegetationsentwicklung. Im Gegensatz dazu ist die Naturver-
jungung ein waldbauliches Verfahren, das einer gezielten waldbaulichen Steuerung unter-
liegt. Die Naturverjungung wird vor allem im Rahmen der Wiederaufforstung, also im Wald,
angewendet.

Satz 3 bestimmt erstmals auf Bundesebene, dass bei der Erstaufforstung durch Saat oder
Pflanzung standortgerechte Forstpflanzen zu verwenden sind. Diese Vorgabe ist vor dem
Hintergrund der durch die Klimakrise bedingten grof3flachigen Waldschéaden notwendig, um
mdglichst zu vermeiden, dass durch eine nicht standortgerechte Baumartenwahl bei der
Erstaufforstung Bestande begriindet werden, die ein hohes Risiko haben, bei kiinftigem
Extremwetter abzusterben. Die Vorgabe tragt dazu bei, standortbedingte waldbauliche Ri-
siken bestmdglich zu mindern. Was ortlich jeweils standortgerecht ist, ist unter Beriicksich-
tigung der konkreten regionalen Gegebenheiten zu beurteilen, wobei diese Beurteilung in-
folge der Klimakrise zudem einer dynamischen Entwicklung unterliegt.

Zu Nummer 8

Die Bestimmungen des § 11 (Bewirtschaftung des Waldes) werden mit Blick auf aktuelle
Erfordernisse weiter konkretisiert. Erganzt werden neue Bestimmungen zu

§ 11a (Weitere Vorschriften zur Bewirtschaftung des Waldes),

8 11b (Schutz des Waldbodens),

8 11c (Schutz des Wasserhaushalts) und

§ 11d (Schutz vor biotischen und abiotischen Schaden).
Zu 8§ 11a (Weitere Vorschriften zur Bewirtschaftung des Waldes)

Mit § 11a Absatz 1 (Weitere Vorschriften zur Bewirtschaftung des Waldes) werden die Best-
immungen des 8§ 11 mit Blick auf aktuelle Erfordernisse in Bezug auf die Bereiche Wieder-
aufforstung und Kahlschlag weiter konkretisiert:

Zu 8§ 1l1a Absatz 1

Dasin § 11 Absatz 1 Satz 2 BWaldG gF enthaltene Gebot der Wiederaufforstung ist fur die
Erhaltung des Waldes und seiner Okosystemleistungen essenziell: Die Pflicht zur Wieder-
aufforstung ist eine der wichtigsten MaRnahmen zur Konkretisierung und Umsetzung des
des in § 1 Nummer 1 enthaltenen Gesetzeszwecks, den Wald in seiner Flachenausdeh-
nung und die Okosystemleistungen des Waldes vor Ort zu erhalten.
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Satz 1 enthalt die als ,Leitsatz* formulierte neue Vorgabe, wonach die Wiederaufforstung
zu dem Ziel beitragen soll, klimaresiliente Walder mit Uberwiegend heimischen Forstpflan-
zen zu begrinden. Diese Vorgabe adressiert eine zentrale Herausforderung und ist ange-
sichts der Bedeutung des Waldes und seiner Okosystemleistungen insbesondere erforder-
lich, um den Herausforderungen der Klimakrise angemessen zu begegnen und die mit der
Klimakrise einhergehenden Risiken bereits in der Phase der Waldverjingung so weit wie
moglich einzugrenzen.

Satz 2 konkretisiert diese Zielvorgabe durch eine verpflichtende Vorgabe der Standortge-
rechtigkeit weiter, soweit die Wiederaufforstung durch Saat oder Pflanzung erfolgt. Diese
Vorgabe ist vor dem Hintergrund der durch die Klimakrise bedingten grof3flachigen Wald-
schaden notwendig, um moglichst zu vermeiden, dass durch nicht standortgerechte Baum-
artenwahl bei der Wiederaufforstung Bestéande begriindet werden, die ein hohes Risiko ha-
ben, bei kiinftigem Extremwetter abzusterben. Die Vorgabe tragt dazu bei, standortbedingte
waldbauliche Risiken bestmdglich zu mindern. Was ortlich jeweils standortgerecht ist, ist
unter Berucksichtigung der konkreten regionalen Gegebenheiten zu beurteilen, wobei diese
Beurteilung infolge der Klimakrise zudem einer dynamischen Entwicklung unterliegt.

Die in Satz 3 enthaltene Ausnahmeregelung ist Teil der in 8 2 Absatz 1 Satz 3 enthaltenen
Sonderregelung in Bezug auf die Pflege und Erhaltung der dort genannten Lebensraumty-
pen. Diese Regelung ist fir die Umsetzung der Natura 2000-Managementplane zur Erfiil-
lung der Verpflichtungen aus der FFH-Richtlinie erforderlich und soll die Erhaltung von ge-
setzlich geschiitzten Offenland-Lebensraumtypen des Anhang | der FFH-Richtlinie erleich-
tern.

Zu 8 11a Absatz 2

Die in Absatz 2 neu vorgesehene Regelung zu Kahlschlagen dient der Erhaltung des Wal-
des und seiner Okosystemleistungen. Sie ist eine zentrale MaRnahme zur Realisierung des
in 8 1 Nummer 1 umfassten Ziels, den Wald (und insbesondere auch den Waldboden) we-
gen seiner vielfaltigen Leistungen vor schadlichen Entwicklungen und Einflissen zu bewah-
ren und in seiner Leistungs-, Anpassungs- und Widerstandsfahigkeit als Okosystem zu er-
halten, oder, soweit erforderlich, wiederherzustellen oder zu verbessern. Die Regelung ist
zur Forderung dieses Zwecks erforderlich.

Von Absatz 2 unberihrt bleiben andere spezialgesetzliche Regelungen, auf Grund derer
z. B. notwendige phytosanitare MaRnahmen von der zustéandigen Behdrde zum Schutz vor
Pflanzenschadlingen und insbesondere vor Quarantaneschadlingen nach dem Pflanzen-
schutzgesetz oder auf Grund von EU-rechtlichen Vorgaben, insbesondere der Verordnung
(EU) 2016/2031 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2016 Uber
MaRnahmen zum Schutz vor Pflanzenschadlingen, zur Anderung der Verordnungen (EU)
Nr. 228/2013, (EU) Nr. 652/2014 und (EU) Nr. 1143/2014 des Europaischen Parlaments
und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 69/464/EWG, 74/647/EWG, 93/85/EWG,
98/57/EG, 2000/29/EG, 2006/91/EG und 2007/33/EG des Rates (ABl. L 317 vom
23.11.2016, S. 4) in der jeweils geltenden Fassung, angeordnet werden.

Satz 1 enthdalt das Verbot, einen Kahlschlag auf einer Flache von mehr als einem Hektar
ohne Genehmigung der zustandigen Behdrde vorzunehmen.

Als Kahlschlag ist eine Holzeinschlagsmafinahme anzusehen, die auf einer zusammenhan-
genden Flache von mehr als einem Hektar freiland&hnliche Verhaltnisse bewirkt. Angren-
zende Kabhlflachen und angrenzende noch nicht gesicherte Verjingungsflachen des glei-
chen Waldbesitzers werden dabei mit eingerechnet. Ein Eingriff in einen Baumbestand, der
ohne Vorhandensein einer gesicherten Verjingung den Bestockungsgrad einer Waldflache
auf weniger als 40 Prozent des normalen Vollbestands der betreffenden Baumart bei glei-
chem Alter und gleicher Ertragsklasse herabsetzt, steht einem Kahlschlag gleich.
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Das in Satz 1 normierte Verbot ist erforderlich, weil der Kahlschlag groR3flachig die Forst-
pflanzen und damit das schiitzende Kronendach innerhalb eines kurzen Zeitraums ganz
oder zumindest weitgehend beseitigt. Dies hat vielfaltige nachteilige Folgen fur die Okosys-
temleistungen des Waldes. Diese konnen — je nach Okosystemleistung und GréRe des
Kahlschlags — erheblich sein: Zahlreiche Okosystemleistungen des Waldes hangen maf-
geblich vom Vorhandensein eines waldtypisch geschlossenen Kronendachs und eines Wal-
dinnenklimas ab. Der pl6tzliche Verlust des Kronendaches hat zudem erhebliche Auswir-
kungen, z. B. fir den Energie-, Stoff- und Wasserhaushalt der jeweiligen Waldflache (z. B.
Sonneneinstrahlung, Windeinwirkung, Verdunstung, Humusabbau oder massive Freiset-
zung von Stickstoff). Diese Folgewirkungen kénnen — je nach Okosystemleistung — erheb-
lich variieren und bis zu mehreren Jahrzehnten nachwirken. Die 6kologisch nachteiligen
Folgewirkungen lassen nach, sobald sich die nachfolgende Verjiingung etabliert hat und
wieder ein geschlossenes Kronendach bildet. Andere Folgewirkungen, wie der Verlust von
alten Biotopbaumen, kdnnen dagegen sehr lange nachwirken.

Nicht als Kahlschlag anzusehen sind dagegen HolzeinschlagsmalRhahmen, die
1. einer gesicherten Verjingung dienen,

2. der Erhaltung oder Bewirtschaftung historischer Waldnutzungsformen, wie insbeson-
dere dem Niederwald, dem Mittelwald oder dem Hutewald dienen,

3. der Anlage, Pflege oder Entwicklung von Waldrandern oder Waldsaumen dienen,

4. aus Griunden der Verkehrssicherung erforderlich sind,

5. derWaldbrandvorsorge oder der Vorbeugung oder Bekéampfung von Waldbréanden, ins-
besondere durch Anlage von Brandschutzschneisen oder der Beseitigung und Sanie-

rung von durch Waldbrand verursachten Schaden, dienen,

6. notwendig sind, um den verbleibenden Baumbestand und benachbarte Walder vor bio-
tischen oder abiotischen Schaden zu schiitzen oder zu erhalten,

7. dem Erhalt des wirtschaftlichen Wertes oder der wirtschaftlichen Nutzung von in Folge
biotischer oder abiotischer Schaden flachig abgestorbener Baume dienen, sofern dabei
mindestens funf Prozent des Derbholzes auf der Flache verbleiben,

8. dem Schutz, der Pflege, Erhaltung oder Wiederherstellung von
— nach § 2 Absatz 1 Satz 3 als Wald geltenden Flachen,
— nach § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes gesetzlich geschiitzten Biotopen oder

— nach § 44 des Bundesnaturschutzgesetzes Lebensrdumen streng geschiitzter Ar-
ten

dienen, sofern die MaBRhahme mit der fur Wald sowie der fir Naturschutz zustéandigen
Behdrde abgestimmt ist oder in einer naturschutzfachlichen Planung (,Natura 2000“-
Management-, Pflege- und Entwicklungs- oder Naturerbe-Entwicklungsplan) festgelegt
ist.

Zu 8§ 11b (Schutz des Waldbodens)

Die Bestimmungen des 8§ 11b zum Schutz des Waldbodens sind neu im BWaldG. Eine sol-
che ausdrickliche waldspezifische Regelung besteht auf Bundesebene bislang nicht. Das
Prinzip der ,Pfleglichkeit* speziell in Bezug auf den Waldboden insbesondere durch die
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Anwendung angepasster bestands- und bodenschonender Forsttechnik und entsprechen-
der Holzernteverfahren wird zudem in vielen landesrechtlichen Definitionen einer ordnungs-
gemalen Waldbewirtschaftung ausdriicklich genannt, und ist damit auf Landerebene be-
reits weitgehend geltendes Recht.

Die hier vorgesehenen Regelungen zum Schutz des Waldbodens sind erforderlich, um den
Waldboden entsprechend seiner Bedeutung angemessen zu schiitzen (weitere Ausflhrun-
gen hierzu nachfolgend bei Absatz 1). Damit werden einige der bestehenden Regelungen
des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) fir die Forstwirtschaft erstmals auf Bun-
desebene weiter konkretisiert. Hierzu soll eine im Waldrecht neue bundeseinheitliche Vor-
gabe zum Schutz des Waldbodens geschaffen werden. Ziel ist eine klare, fir den Anwen-
dungsbereich ,Wald“ konsistente und fir die Normadressaten nachvollziehbare Regelung.
Diese dient somit der unmittelbaren Umsetzung der diesbeziiglich in 8 1 Nummer 1 um-
fassten Zwecke dieses Gesetzes und konkretisiert, wie und mit welchen MalRnahmen diese
Ziele erreicht werden sollen, ohne dabei den Bezug zu BBodSchG und BBodSchV aufzu-
|6sen.

In Bezug auf das Verhéltnis des BWaldG zum Bodenschutzrecht des Bundes bleibt das
Bodenschutzrecht des Bundes subsidiar und ergénzend anwendbar:

— Die Regelungen des BWaldG gehen als speziellere Regelung fur den Waldboden-
schutz vor, soweit sie Einwirkungen auf den Boden regeln.

— Soweit die bei 8§ 11b vorgesehenen Bestimmungen Einwirkungen auf den Waldboden
nicht regeln, bleiben die fir den Waldboden geltenden Bestimmungen des Bundes-
Bodenschutzgesetzes und der auf Grund des Bundes-Bodenschutzgesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen, insbesondere die Regelungen zum Auf- und Einbringungs-
verbot von Materialien im Waldboden, unberihrt. Dies gilt insbesondere fir die Be-
griffsbestimmungen des § 2 BBodSchG sowie z. B. fiir die Regelungen zum Auf- und
Einbringungsverbot von Materialien in der zum 1. August 2023 novellierten Bundesbo-
denschutzverordnung.

Die Bestimmungen des § 11b dienen dem Schutz

— des Waldbodens als Standort fiir Forstpflanzen oder Wasserfilter und -speicher (insb.
chemische oder physikalische Eigenschaften),

— desWaldbodens als Wurzel- bzw. Lebensraum fiir in oder auf dem Waldboden lebende
Pflanzen, Pilze, Tiere oder sonstige Organismen sowie

— der in oder auf dem Waldboden lebende Pflanzen, Pilze, Tiere oder sonstige Organis-
men.

Neben den in den § 11b vorgesehenen Regelungen tragen weitere Bestimmungen dieses

Gesetzes direkt oder indirekt oder in ihrem Zusammenwirken zum Bodenschutz in der

Waldbewirtschaftung bei. Hierzu z&hlen insbesondere

— die Zielvorgabe des Waldumbaus hin zu klimaresilienten Wéaldern mit tberwiegend hei-
mischen Forstpflanzen (z. B. 8 10a (Erstaufforstung) und 8§ 11a Absatz 1 Satz 1 (Wie-
deraufforstung)),

— der weitgehende Verzicht auf Kahlschlage (siehe § 11a Absatz 2),

— der Schutz des Wasserhaushalts (siehe § 11c),

— der Schutz vor biotischen und abiotischen Schaden (siehe § 11d) sowie
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— der Waldbrandschutz (siehe § 14b).
Zu 8§ 11b Absatz 1

Mit Absatz 1 wird die herausgehobene Bedeutung des Waldbodens fiir die nach § 1 zu
verwirklichenden Zwecke dieses Gesetzes festgestellt. Diese Klarstellung ist ein fiir die An-
wendung und Auslegung der Bestimmungen dieses Paragraphen mal3geblicher Leitsatz.

Der Waldboden ist fiir das Okosystem Wald und seine zahlreichen Okosystemleistungen
von zentraler Bedeutung. Er ist Wurzelraum fir Waldb&ume und die waldtypische Flora und
zugleich Lebensraum fir Tiere, Pilze und Mikroben, Wasserspeicher und -lieferant, Koh-
lenstoff-Speicher und -Senke. Walder schitzen den Boden. Mit ihrem Wurzelwerk fixieren
Waldbaume, Straucher und Bodenpflanzen den Boden bis in Bodentiefen von einem Meter
und mehr. Dadurch sichern sie die Boden vor Erosion. Umgekehrt ist ein gesunder Wald-
boden die Grundlage fiir das Waldwachstum und die waldtypischen Okosystemleistungen.
Der natirliche Aufbau des Waldbodens bietet einen optimalen Lebensraum fir viele Bo-
denorganismen, die eine komplex vernetzte Lebensgemeinschaft mit den Baumen bilden.
Zudem erfillt der Waldboden in besonderem MaRRe auch die Mehrzahl der in 8 2 Absatz 2
Nummer 1 und 2 BBodSchG genannten Bodenfunktionen.

Der Waldboden ist somit von zentraler Bedeutung fir das Okosystem Wald und fir seine
Okosystemleistungen, bis hin zur Klimaresilienz des Waldékosystems. Zudem ist der Bo-
den eine nicht erneuerbare Ressource; einmal beeintrachtigt, sind seine Funktionen fur das
Waldokosystem nur &ulRerst langwierig oder ggf. auch Uberhaupt nicht wiederherstellbar.

Zu 8 11b Absatz 2

Absatz 2 konkretisiert die Vorgabe des Absatzes 1 dahingehend, dass Vorsorge gegen das
Entstehen schadlicher Bodenveranderungen zu treffen ist, die durch die Nutzung auf dem
Grundstuck oder in dessen Einwirkungsbereich hervorgerufen werden kdnnen, soweit dies
auch im Hinblick auf den Zweck der Nutzung des Grundstiicks verhaltnismafig ist. Schad-
liche Bodeneinwirkungen im Rahmen der Waldbewirtschaftung sind, soweit es geht, zu ver-
meiden oder ggf. zu vermindern, lassen sich aber unter Umstanden auch unter Bertcksich-
tigung des Zweckes der Nutzung des Grundstlicks nicht ganzlich ausschliefl3en.

Absatz 2 definiert somit die Vorsorgepflicht nach § 7 BBodSchG spezifisch flr den Anwen-
dungsbereich ,Wald“. Hierzu werden insbesondere die Vorgaben der §§1, 6 und 7
BBodSchG fir den Bereich der Waldbewirtschaftung umgesetzt.

§ 7 BBodSchG ist Ausdruck des umweltrechtlichen Vorsorgeprinzips und des Grundsatzes
der Nachhaltigkeit. Die Vorsorge bewegt sich im Vorfeld der Gefahrenabwehr und soll be-
reits Wirkung entfalten, bevor die Schwelle zur Gefahr einer schadlichen Bodenverénde-
rung Uberschritten wird. Diese Vorverlagerung der Verantwortlichkeit ist fir ein funktionsfa-
higes Umweltrecht unabdingbar.

Die Vorsorgepflicht umfasst zahlreiche Aspekte, wie z. B. einen verantwortungsvollen Um-
gang in Bezug auf

— das Befahren des Waldbodens mit Forstmaschinen (siehe Absatz 3),

— den Eintrag von Fremdmaterialien (z. B. Bodenschutzkalkung),

— die Verwendung von forstlichen Hilfsmitteln, die aus biologisch nicht abbaubaren Ma-
terialien bestehen (z. B. Drahtzaune oder Wuchshiillen aus Kunststoff); diese sind aus

dem Wald zu entfernen und sachgerecht zu entsorgen, wenn sie ihren Zweck erfullt
oder ihre Funktion verloren haben.
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Zu 8 11b Absatz 3

Satz 1 enthalt im Sinne eines Leitsatzes das Gebot, den Waldboden bei der Waldbewirt-
schaftung so weit wie moglich zu schonen. Wie das konkret aussehen soll, wird in den
nachfolgenden Bestimmungen konkretisiert.

Satz 2 Nummer 1 und 2 Ubertragt die Regelung des § 1 BBodSchG in den waldrechtlichen
Kontext und konkretisieren in Bezug auf den forstlichen Maschineneinsatz, was von diesem
Gebot der Vorsorge gegen das Entstehen schadlicher Bodenveranderungen umfasst wird.
Nummer 1 und 2 adressieren Malinahmen, die bei unsachgemanRer Durchfiihrung leicht zu
einer dauerhaften Beeintrachtigung des hiervon lokal betroffenen Waldbodens fuhren kén-
nen. Hierbei im Mittelpunkt steht der Schutz des Waldbodens und insbesondere der Bo-
denstruktur vor Zerstérung und Verdichtung durch den unsachgemafen Einsatz von Forst-
maschinen (Befahrungsschaden). Die Struktur des Waldbodens soll erhalten werden. So-
weit ein Befahren mit Forstmaschinen erforderlich ist, sollen damit ggf. verbundene schad-
liche Bodenverénderungen so weit wie moglich vermieden werden: Der Boden kann — je
nach Bodenart, Skelettanteil, Bodenfeuchtigkeit oder Bodenfrost — sehr unterschiedlich
empfindlich gegen Bodenverdichtung sein. Auch die Art, Grof3e und technische Ausstattung
der jeweils eingesetzten Maschine spielt eine Rolle.

Die Vorsorgepflicht umfasst in Bezug auf den Einsatz von Forstmaschinen insbesondere,
dass z. B.

vor Maflinahmenbeginn alternative Verfahren gepruft werden,

— nur solche Maschinen eingesetzt werden, die mit bodenschonender Technik ausgerus-
tet sind und dem Stand der Technik entsprechen,

— mit Kraftstoffen und Betriebsmitteln sachgerecht und dkosystemvertraglich umgegan-
gen wird (einschlieBlich Vorsorge fir Leckagen und Havarien, z. B. durch Vorhalten
von Olauffangwannen flr GroBmaschinen),

— der Wald nur in dem auf das erforderliche Maf3 beschrankten Umfang erschlossen und
befahren wird; eine bedarfsgerechte FeinerschlieBung ist somit eine zentrale Mal3-
nahme der Vorsorge gegen Bodenschéaden.

Zu 8 11c (Schutz des Wasserhaushalts)
Diese Bestimmung ist neu im BWaldG.

Die Regelung ist erforderlich: Wasser ist fir den Wald eine lebensnotwendige Ressource.
Der Wald und seine Okosystemleistungen hangen mafgeblich von einer hinreichenden
Wasserversorgung ab. Wassermangel, z. B. infolge von langeren Diirre- und Hitzephasen,
kénnen den Wald einschlief3lich seiner malRgeblichen Bestandteile (siehe Ausfiihrungen zu
§ 9a Absatz 1) und seine Okosystemleistungen erheblich beeintrachtigen und auch gefahr-
den. Infolge der Klimakrise ist mit einer deutlichen Zunahme und Haufung von Extremwet-
terereignissen zu rechnen, die insbesondere bei lAnger anhaltenden Dirre- und Hitzepha-
sen den Bodenwasserspeicher tiefgrindig erschépfen und den Wald unter Wassermangel-
stress setzen. Derartige Szenarien kénnen fiir den Wald und seine Okosystemleistungen
vor allem dort zur akuten Bedrohung werden, wo die Grundwassersituation auf Grund von
Wasserableitungen und —entnahmen, z. B. durch Be- und Entwésserungseinrichtungen so-
wie Tiefbrunnen, ohnehin bereits angespannt oder der Bodenwasserspeicher erschopft ist.
Mehr Wasser im Waldboden zu halten, ist daher zentral fUr eine erhohte Klimaresilienz bzw.
fur das Uberleben der Waldbestande in der Klimakrise.
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Zugleich spielt der Wald eine zentrale Rolle im Landschaftswasserhaushalt, z. B. fir die
Wasserspeicherung, die Wasserrickhaltung bei Niederschlagen, fir die Filterung und Spei-
sung des Grundwassers, fur die Trinkwassergewinnung, den Hochwasserschutz sowie fiir
das Lokalklima (z. B. durch Befeuchtung und Kiihlung der Umgebungsluft). Immerhin ca.
70 Prozent der Trinkwassergewinnung héngen in Deutschland am Grundwasser; im Wald
liegende Wasserschutzgebiete leisten hierzu einen wesentlichen Beitrag. Insbesondere in
den Wassergewinnungsgebieten der Metropolen und Ballungsgebiete sind die Folgen einer
hohen Wassergewinnung fur den Wald bereits seit Langerem sichtbar. Diese sind waldge-
fahrdend und mit waldbaulichen bzw. forstlichen Mal3nahmen nicht oder allenfalls nur sehr
bedingt behebbar.

Perspektivisch zeichnet sich zudem ab, dass die Walder infolge der Klimakrise in Verbin-
dung mit einem anhaltend hohen und sich tendenziell weiter erhéhenden Wasserbedarf fiir
Siedlung, Landwirtschaft und Industrie zunehmend starker unter Wasserstress geraten
konnen. Die nachfolgenden Bestimmungen dienen dem Ziel, diesen erwarteten und fir den
Wald Uberlebensnotwendigen Entwicklungen mit den Mitteln des BWaldG zu begegnen.
Insofern ist diese Bestimmung Ausfluss und Konkretisierung des in § 9a Absatz 1 enthalte-
nen Auftrages, den Wald und seine Okosystemleistungen zu erhalten und insbesondere
Gefahren und Entwicklungen, die den Wald und seine Okosystemleistungen erheblich be-
eintrachtigen oder schadigen kénnen, abzuwehren. Wassermangel gehort zu den direkten
und existenziellen Bedrohungen fir den Wald.

Zu 8 11c Absatz 1

Satz 1 bestimmt, dass die Wasserspeicher- und die Wasserhaltekapazitéat des Waldbodens
erhalten und nach Moglichkeit verbessert werden sollen. Die Zielvorgabe ist darauf gerich-
tet, dort, wo es mit zumutbaren Maflinahmen moglich ist, die Mdglichkeit zu Verbesserung
der Wasserspeicher- und die Wasserhaltekapazitat des Waldbodens zu nutzen.

Normadressaten sind hier

— die Waldbesitzer: Im Bereich der Waldbewirtschaftung hat z. B. die Wahl der verwen-
deten Forstpflanzen einen groRen Einfluss auf den Wasserhaushalt: Laub- und Laub-
mischbestande sind hier vorteilhafter als z. B. Nadelreinbestande. Aber auch die Ver-
meidung von Kahlschlagen und von befahrungsbedingten Bodenverdichtungen (siehe
jeweils dort) tragen unmittelbar auch zum Schutz des Wasserhaushalts bei. Weiterhin
hat er die Mdglichkeit, den Oberflaichenabfluss, z. B. durch in seiner Verantwortung
liegenden Graben zu beeinflussen (siehe Satz 2),

— alljene, die Wasser aus dem Wald ableiten, entnehmen oder nutzen sowie

— die zustandigen Behdrden und o6ffentlichen Kdrperschaften, die an entsprechenden
wasserrechtlichen Entscheidungen oder Malinahmen beteiligt sind.

Satz 2 konkretisiert die Vorgabe aus Satz 1 mit spezifischen Blick auf die Einwirkmaoglich-
keiten, die ein Waldbesitzer im Rahmen der Waldbewirtschaftung umsetzen kann: Der
Oberflachenabfluss von Niederschlagen aus dem Wald soll gemindert, der Wasserriickhalt
im Wald erhéht und der Bodenwasserspeicher aufgefillt werden, sofern dies erforderlich
und mit zumutbarem Aufwand mdglich ist.

Zu 8 11c Absatz 2
Um Verknappungen des Wasserdargebots und um Klimastressphasen fiir den Wald zu be-

gegnen, ist es unumganglich, soviel Wasser wie mdglich im Wald zu halten und damit die
Klimaresilienz des Waldes zu erh6hen.



-53- Bearbeitungsstand: 19.07.2024 09:23

Absatz 2 adressiert daher die Entwéasserung bzw. Ableitung von Wasser aus dem Wald.
Dies umfasst sowohl die Ableitung von Oberflachenwasser, als auch fur die Ableitung oder
Entnahme von Grundwasser. Absatz 2 richtet sich an alle, die entsprechende MalRhahmen
oder Einrichtungen betreiben oder verantworten.

Andererseits gilt auch hier, dass Wasser dort, wo es im Ubermal vorliegt (z. B. infolge
Uberflutung, Uberstauung oder durch hoch anstehendes Grundwasser), den Wald oder
seine Okosystemleistungen beeintrachtigen kann. Insofern kommt es auch hier maRgeblich
auf die jeweiligen Umstande des Einzelfalles an.

Hierzu wird die Entwasserung des Waldes durch flachenhaft entwassernd wirkende Ein-
richtungen und MaRnahmen untersagt, sofern diese den Wald oder seine Okosystemleis-
tungen erheblich beeintrachtigen konnen und dem keine zwingenden Grunde des Allge-
meininteresses, wie die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung der Bevolkerung, dem
entgegenstehen.

Zu 8§ 11c Absatz 3

Die ganzjahrig ausreichende Verflugbarkeit von Bodenwasser im Wurzelraum wird zuneh-
mend zu einem Schlisselfaktor fir die Erhaltung des Waldes oder seiner Schutzgiter
(mafRgebliche Bestandteile, siehe Ausfiihrungen zu § 9a Absatz 1) und seiner Okosystem-
leistungen. Bei der Genehmigung von Wasserbenutzungen und der Benutzung von Wasser
missen kinftig klimawandelbedingte Veranderungen der Wasserverflgbarkeit starker als
bisher einbezogen und beachtet werden. Absatz 3 verpflichtet daher die fir die Benutzung
von Wasser nach 8§ 9 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) zustéandigen Behdrden, Planungs-
und MaRRnahmentrager, entsprechend § 6 Absatz 1 Nummer 2 WHG darauf hinzuwirken,
dass durch Wasserbenutzungen im Sinne des 8§ 9 WHG die Vitalitdt des Waldes und der
aufstockenden Waldbesténde nicht beeintrachtigt wird. Dies soll sicherstellen, dass eine
Benutzung von Wasser nur in einem waldvertraglichen Umfang gestattet wird bzw. erfolgt.

Wassermangelstress fir den Wald kann entscheidend verringert werden, wenn bei der Be-
nutzung des Wasserkorpers ausreichend darauf geachtet wird, dass es auch wahrend kri-
tischer Witterungslagen nicht zu fiur den Wald kritischen Absenkungen des Grundwasser-
spiegels kommt.

Fur den Wald relevante Benutzungen kdnnen insbesondere sein

— das Entnehmen und Ableiten von Wasser aus oberirdischen Gewéassern (8 9 Absatz 1
Nummer 1 WHG),

— das Aufstauen und Absenken von oberirdischen Gewassern (8 9 Absatz 1 Nummer 2
WHG),

— das Entnehmen, Zutageftrdern, Zutageleiten und Ableiten von Grundwasser (8 9 Ab-
satz 1 Nummer 5 WHG),

— das Aufstauen, Absenken und Umleiten von Grundwasser (8 9 Absatz 2 Nummer 1
WHG).

Zu 8 11d (Schutz vor biotischen und abiotischen Schaden)
Diese Bestimmung ist neu im BWaldG.
§ 11d dient insbesondere der Konkretisierung und Umsetzung

— derin § 1 Nummer 1 enthaltenen Vorgabe, den Wald und seine Okosystemleistungen
vor schadlichen Entwicklungen und Einfliissen zu bewahren sowie
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— derin § 9a Absatz 1 enthaltenen Pflicht, Gefahren und Entwicklungen, die den Wald
oder seine Okosystemleistungen erheblich beeintréchtigen oder schadigen kénnen,
abzuwehren.

Die Regelung ist notwendig, da infolge der Klimakrise mit einer deutlichen Zunahme und
Haufung von Ereignissen und Entwicklungen zu rechnen ist, die eine Gefahr fur den Wald
oder seine Okosystemleistungen darstellen: Die Klimakrise verandert die langfristigen
Wuchsbedingungen fir Walder in Deutschland erheblich und erhdht das Risiko von wachs-
tumsmindernden und bestandesbedrohenden Ereignissen. Diese umfassen abiotische Ri-
siken infolge veranderter Klimaverhaltnisse (z. B. Wasserverfligbarkeit oder Vegetations-
zeit) einschlie3lich Extremwetterereignissen (z. B. Hitze- und Trockenperioden, Sturm so-
wie gebietsweise auch Starkregen und Uberflutung; zu Waldbrand: siehe § 14b sowie bio-
tische Risiken durch eine klimabedingte allgemeine Schwachung der Walder (Disposition)
im Zusammenwirken mit z. T. verbesserten Lebens- und Ausbreitungsbedingungen fir hei-
mische, zuwandernde und eingefiihrte Schaderreger (z. B. Massenvermehrungen wald-
schadlicher Insekten) wie auch fir Baumkrankheiten.

Biotische und abiotische Schaden gehdren zu den direkten und existenziellen Bedrohungen
fur den Wald und stehen in gegenseitiger Wechselwirkung. Dies stellt eine grof3e Heraus-
forderung fir den Wald und seine Okosystemleistungen dar.

Satz 1 trifft die Anordnung, dass der Wald vor erheblichen Beeintréchtigungen durch bioti-
sche und abiotische Einwirkungen zu bewahren ist. Dabei muss der Wald nicht vor jedwe-
der Einwirkung bewahrt werden, sondern ausschlief3lich nur vor ,erheblichen Beeintrachti-
gungen®. Die Bewertung dessen, was hierunter im konkreten Fall jeweils fallt, sowie welche
MalRnahmen jeweils als geeignet und fur den Waldbesitzer als zumutbar anzusehen sind,
ergibt sich aus den jeweiligen Umstédnden und Gegebenheiten der konkreten o6rtlichen Si-
tuation.

Satz 2 stellt klar, dass MaRnahmen der Vorbeugung und der Uberwachung Vorrang vor
kurativen MalRnahmen haben sollen.

Normadressat dieser Regelung ist der Waldbesitzer als derjenige, der tber die Sachherr-
schaft sowie Uber die Verfligungsberechtigung verfiigt, notwendige Mal3Bnahmen durchzu-
fuhren oder zu veranlassen.

Nachrangig bzw. subsidiar ist jedoch auch die zustédndige Behdrde Normadressat: Sie hat
— sofern der Waldbesitzer seiner Pflicht zum Waldschutz nicht oder nur unzureichend nach-
kommt oder soweit die Schwelle der Zumutbarkeit Gberschritten ist — die notwendigen An-
ordnungen und MaflRnahmen zu treffen, die zum Schutz vor Gefahren fir den Erhalt des
Waldes oder seiner Okosystemleistungen erforderlich sind. Dabei bleiben bisherige und
kunftige weitergehende Regelungen der Lander in diesem Bereich unberthrt. Dies tragt
dem Umstand Rechnung, dass die Waldverhaltnisse und auch die drohenden Gefahren fir
den Wald oder seine Okosystemleistungen durch biotische und abiotische Einwirkungen
regional und standértlich grof3e Unterschiede aufweisen kénnen.

Von dieser Regelung unberthrt bleiben andere spezialgesetzliche Regelungen, auf Grund
derer z. B. notwendige phytosanitare Malinahmen von der zustindigen Behdrde zum
Schutz vor Pflanzenschéadlingen und insbesondere vor Quarantdneschadlingen nach dem
Pflanzenschutzgesetz oder auf Grund von EU-rechtlichen VVorgaben, insbesondere der Ver-
ordnung (EU) 2016/2031 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober
2016 Uber Mafinahmen zum Schutz vor Pflanzenschéadlingen, zur Anderung der Verord-
nungen (EU) Nr. 228/2013, (EU) Nr. 652/2014 und (EU) Nr. 1143/2014 des Européischen
Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 69/464/EWG, 74/647/EWG,
93/85/EWG, 98/57/EG, 2000/29/EG, 2006/91/EG und 2007/33/EG des Rates (ABI. L 317
vom 23.11.2016, S. 4) in der jeweils geltenden Fassung, angeordnet werden. Zudem gelten
die Bestimmungen des nationalen Pflanzenschutzrechts unmittelbar.
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Zu Nummer 9

§ 12 Absatz 1 Satz 1 eroffnet bislang ausschlieRlich die Méglichkeit, Schutzwald auszuwei-
sen, damit der Wald Gefahren, erhebliche Nachteile oder Beléastigungen fur die Allgemein-
heit abwehrt oder verhiitet. Die hier vorgenommene Erweiterung soll ergdnzend hierzu aus-
driicklich die Méglichkeit eréffnen, den Wald um seiner selbst (z. B. Naturwaldreservat) o-
der bestimmter seiner Okosystemleistungen willen (z. B. Landschaftskiihlung oder Frisch-
luftversorgung) als Schutzwald auszuweisen. Der jeweilige Schutzwald kann dabei einer
besonderen Art der Bewirtschaftung unterworfen werden, wenn dies zur Bereitstellung be-
stimmter Okosystemleistungen oder zur Erhaltung bestimmter Schutzgiiter erforderlich ist.

Zu Nummer 10

Die Aufnahme des § 13a (Kurwald und Heilwald) dient der Anpassung des Gesetzes an
aktuelle Herausforderungen und Entwicklungen. Die medizinisch-therapeutisch vorteilhafte
Wirkung von Waldaufenthalten fiir verschiedenste Krankheitsbilder ist einschlagig belegt.
Einzelne Landeswaldgesetze sehen bereits entsprechende Regelungen fir den Kur- und
Heilwald vor (z. B. Mecklenburg-Vorpommern).

Zu 8 13a (Kurwald und Heilwald)

Mit 8 13a wird den Landern die Mdglichkeit erdffnet, situations- und bedarfsgerechte Lan-
desregelungen zum Kur- und Heilwald zu treffen. Dies umfasst ausdricklich auch die Még-
lichkeit, das allgemeine Betreten des Waldes einzuschranken, sofern dies zum Schutz von
Patienten bei der Therapie im Kurwald oder Heilwald erforderlich ist (siehe zu Absatz 2).

Zu 8 13a Absatz 1

Absatz 1 ertffnet den Landern die Mdglichkeit, Wald nach Mafl3gabe des Absatzes 2 zu
Kurwald oder zu Heilwald zu erklaren, wenn der jeweilige Wald geeignet ist, die genannten
positiven Effekte fur die Gesundheit oder die Behandlung von Erkrankungen zu bewirken.

Zu § 13a Absatz 2

Diese Bestimmung ertffnet den Landern die Mdglichkeit, entsprechend den jeweiligen Ver-
héaltnissen, Bedingungen und Anforderungen zu bestimmen, welche Anforderungen ein
Kurwald oder ein Heilwald im Einzelnen zu erfillen hat. Dabei kdnnen sich, z. B. je nach zu
behandelnder Erkrankung bzw. Indikation, unterschiedliche Anforderungen ergeben.

Je nach Art und Intensitat der angestrebten Nutzung als Kurwald oder als Heilwald kann es
im Interesse des jeweils angestrebten Heilerfolges erforderlich sein, auf diesen Flachen
insbesondere das Betreten durch andere Waldbesucher nach § 14 Absatz 1 Satz 1 sowie
weitere Formen der Benutzung entsprechend den jeweiligen Verhéaltnissen und Bedingun-
gen raumlich oder auch zeitlich ganz- oder teilweise einzuschréanken, damit die vorgesehe-
nen Kur- oder Heilwaldanwendungen sowie waldtherapeutischen MafBhahmen stérungsfrei
durchgefuhrt werden kénnen. Hier geht es insbesondere darum, die Privatsphare der Pati-
enten wahrend der Kur- bzw. Heilanwendung zu schiitzen sowie darum, die therapeutisch
erforderliche Storungsfreiheit der Kur- bzw. Heilbehandlung durch unbeteiligte Dritte zu ge-
wahrleisten. Soweit hierzu das allgemeine Betretungsrecht nach § 14 Absatz 1 Satz 1 oder
weitere Formen der Benutzung eingeschrankt werden sollen, kdnnen die Lander dies ent-
sprechend anordnen. Dabei darf das allgemeine Betretungsrecht aber nur in dem Mal3e
einschrankt werden, wie dies fur die Kur- oder Heilbehandlung unabdingbar ist.

Weitere Regelungen, welche die La&nder in diesem Zusammenhang treffen kénnen, sind
z.B.:
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— Eine zeitliche Befristung der Erklarung zum Kurwald oder zum Heilwald kann in Be-
tracht kommen, da mit der Ausweisung als Kur- oder Heilwald Beschrankungen insbe-
sondere des allgemeinen Betretungsrechts und weiterer Nutzungen verbunden sein
konnen, die im Interesse der Allgemeinheit aufzuheben sind, wenn der Schutzzweck
entfallen ist. Andererseits benétigt der Anbieter von Kur- und Heilwaldangeboten Pla-
nungssicherheit fir einen angemessenen Zeitraum. Dieser Zeitraum kann je nach Art
und Hohe der seitens der medizinisch-therapeutischen Anbieter der jeweiligen Kur- o-
der Heilwaldnutzungen unterschiedlich lang sein und durchaus auch bis zu zwei oder
mehr Dekaden umfassen. Die Vorgabe einer zeitlichen Befristung soll gewahrleisten,
dass in angemessenen Zeitabstanden tberprift wird, inwieweit die Sondernutzung als
Kur- oder Heilwald bzw. die Voraussetzungen fur deren Genehmigung und die damit
verbundenen Einschrankungen fir andere Nutzungen noch vorliegen.

Insofern wéare nach Ablauf einer solche Befristung zu prifen, inwieweit die Vorausset-
zungen fur die Erklarung des Waldes zu Kurwald oder zu Heilwald und fir eine erlas-
sene Beschrankung des Betreten oder anderweitiger Nutzungen weiterhin gegeben
sind. Sofern die Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind, waren diese Beschran-
kungen wieder aufzuheben.

— Soweit im Zusammenhang mit einer Nutzung als Kurwald oder als Heilwald bauliche
Anlagen (z. B. medizinische Notfallstationen, Unterstéande, Sanitaranlagen oder Gera-
teschuppen) und Absperrungen (z. B. Zaune) errichtet werden sollen, so kénnen die
Lander Regelungen dahingehend treffen, dass diese nach dem Ende der Nutzung als
Kur- oder Heilwald zuriickzubauen und vorgenommene Bodenversiegelungen (z. B.
befestigte Behandlungsplatze) zu beseitigen sind. Die Entsiegelung dient zur Wieder-
herstellung der Bodenfunktionen sowie zur Verbesserung des Naturzustandes des
Waldes.

Zu Nummer 11

Die nachfolgend beschriebenen Anderungen dienen der Modernisierung des § 14 BWaldG
(Betreten des Waldes) entsprechend aktuellen Herausforderungen. Zugleich wird damit die
in 8 1 Nummer 1 Buchstabe ¢ enthaltene Zweckbestimmung (,Erholungsraum fir die Be-
volkerung®) weiter konkretisiert.

Die Notwendigkeit fiir diese Anderungen ergibt sich daraus, dass sich die Art und Intensi-
tat der Nutzung des Waldes fir Freizeit und Erholung seit den 1970er Jahren verandert
haben. Daher ist es erforderlich, die diesbeziiglichen Vorgaben

—  zum Schutz des Waldes und seiner Okosystemleistungen,
— zum Schutz berechtigter Anliegen und Interessen der Waldbesitzer sowie
— zum Schutz und Ausgleich unterschiedlicher Erholungsinteressen (Waldbesucher)

entsprechend anzupassen. Dabei bleiben bisherige und kinftige weitergehende Regelun-
gen der Lander in diesem Bereich unberihrt.

Zu Buchstabe a

Die Neufassung von Satz 1 konkretisiert die bisherige Bestimmung des § 14 Satz Absatz 1
Satz 1 BWaldG dahingehend, dass dies (a) einen allgemeinen Grundsatz im Sinne des
Artikels 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 GG darstellt und (b) das Betreten des Waldes zum
Zwecke der Erholung ,auf natur- und gemeinvertragliche Weise“ gestattet wird.

Als Bildung fir nachhaltige Entwicklung sehe ich auch:

1. Menschen im Wald, also einem fiir das Radfahren sicheren Umgebung im Gegensatz Stral3enverkehr, an das
Radfahren als alternatives Verkehrsmittel heranzufuhren.

2. Mountainbiking als coole, actionreiche und sexy Alternative zum Sportwagen oder bulligen SUV im Bewusstsein der
gerade der jungeren Bevolkerung zu verankern.
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Zu (a): Die Einordnung als allgemeiner Grundsatz des Naturschutzrechts ist angelehnt an
§ 59 Absatz 1 BNatSchG und begriindet sich aus der besonderen Bedeutung des Waldbe-
tretens fur die Erholung, die Gesundheit und die Bildung fur nachhaltige Entwicklung. Das
Betreten des Waldes zum Zwecke der Erholung soll den Menschen insbesondere naturver-
tragliches Natur- und Freizeiterleben, naturvertragliche Bewegungsmaoglichkeiten, wie z. B.
Spazieren, Wandern und anderen sportlichen Betatigungen, den Genuss von Waldklima
und Ruhe, zur Steigerung der Gesundheit und des Wohlbefindens sowie Bildung fur nach-
haltige Entwicklung ermdglichen. Hier gibt es geradezu einen Auftrag zum Anbieten der

Freizeitnutzung wie dem dem MTBing
Zu (b): Der konkretisierende Einschub ,natur- und gemeinvertraglich® ist eine wichtige, vom

Gesetzgeber bereits im Jahr 1975 intendierte Bedingung: Jedes nicht natur- oder gemein-
vertragliche Betreten ist nachteilig fiir den Wald oder seine Okosystemleistungen sowie fir
das ,Miteinander im Wald*“. Das Begriffspaar zielt somit auf die Riicksichtnahme gegeniber
der Natur sowie gegeniber anderen Menschen, die den Wald ebenfalls nutzen. Entspre-
chend enthalten nahezu alle Landeswaldgesetze eine derartige Formulierung. Dies wird
nunmehr auch im BWaldG aufgegriffen, da die Inanspruchnahme des von der Bevélkerung
geschatzten Betretungsrechts seit den 1970er Jahren deutlich zugenommen und sich zu-
dem auch wesentlich verandert hat. Zu der urspriinglich vor allem fu3laufigen Walderholung
in Form von Spaziergdngen und Wanderungen sind z.B.in
Gestalt neuer Sportarten wie Mountainbiking oder Geocaching getreten, die z. T. auch ab-
seits der Waldwege stattfinden. Diese fihren — insbesondere in Verbindung mit neuen
Technologien wie leistungsfahige E-Mobilitat, LED-Leuchten (bei nachtlichem Betreten),
GPS-Outdoornavigation, Smartphones sowie Online-Angeboten und -Hinweisen zu einer
intensiveren, zeitlich und raumlich ausgedehnteren und im Einzelfall auch stérungstrachti-
geren Erholungsnutzung als dies bei Verabschiedung des § 14 BWaldG gF im Jahr 1975
der Fall gewesen ist oder absehbar war. Zudem hat die Zahl an Menschen, die den Wald
fur vielfaltige Erholungszwecke nutzen, deutlich zugenommen und damit auch die Konflikt-
potenziale zwischen den verschiedenen Nutzergruppen.
MTBing = Betreten ?

Die hier vorgenommene Klarstellung in Bezug auf ,natur- und gemeinvertraglich® ist des-
halb mit Blick sowohl auf die Interessen der Allgemeinheit sowie insbesondere auch der
Waldbesitzer erforderlich. Inhaltlich ergibt sich aus dem Begriffspaar ,natur- und gemein-
vertraglich® ein an alle Waldbesucher gerichtetes Gebot der Riicksichthahme.

—  Zum Begriff ,naturvertraglich“: Der Begriff entspricht § 2 Absatz 1 in Verbindung mit 8 7
Absatz 1 Nummer 3 BNatSchG und beinhaltet das Gebot der Riicksichtnahme auf den
Wald insbesondere als Okosystem, Naturraum und Lebensstéatte, seiner Tiere und
Pflanzen und seiner Okosystemleistungen. Dementsprechend greifen nahezu alle Lan-
deswaldgesetze den Begriff ,naturvertraglich“ im Kontext des Betretungsrechtes aus-
drucklich auf. Wer sich im Wald aufhalt, hat sich so zu verhalten, dass der Wald und
seine Okosystemleistungen nicht mehr als nach den Umstanden unvermeidbar beein-
trachtigt werden.

Mit Blick auf das in 8 14 Absatz 1 Satz 2 BWaldG normierte Wegegebot ist festzuhal-
ten, dass — die neue MalRgabe der Naturvertraglichkeit des Betretens eng dahingehend
auszulegen ist, dass Feinerschlie3ungslinien, wie z. B. Ruckegassen, sowie Wildwech-
sel, Pirschpfade und sonstige Zugange zu jagdlichen Infrastrukturen EIICINEEE im
Sinne dieser Bestimmung sind. Hierbei geht es — neben dem Schutz des Waldbodens
— insbesondere darum, den Waldtieren stérungsfreie Waldbereiche zu erhalten, aber
auch, Radfahrer, Reiter und Kutschfahrer vor Unféllen zu bewahren sowie den Wald-
besitzern keine weiteren Verkehrssicherungspflichten oder Haftungsrisiken aufzuerle-
gen. Die o. g. FeinerschlieBungslinien und Pfade, insbesondere aber Rickegassen,
sind — anders als das fur das Fahren geeignete Fahrwegenetz — in der Regel nicht als
Verbindungswege oder Rundwege gedacht oder angelegt; viele Rickegassen sind
Sackgassen: Auch FuBgéanger sind hier nur in Ausnahmeféallen unterwegs. Der von
einer Rickegasse erschlossene Waldbereich ist daher fur die Wildtiere eine (bisher)
stérungsarme Rlckzugs- bzw. Ruhezone. Wird eine Riickegasse durch Waldbesucher
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befahren, so geht davon eine Beunruhigung der Wildtiere aus, die Rickzugs- bzw. Ru-
hezone wird beeintrachtigt. Zudem bewegen sich Radfahrer sehr viel schneller als Ful3-
ganger; dies fuhrt zu einer zusatzlichen Beunruhigung der Waldtiere (u. a. schnelle
Annaherung und Uberraschungseffekt). In der Reaktion sind betroffene Tiere starker
gestresst und veradndern ihr Raumnutzungsverhalten, was bei bestimmten Wildtierar-
ten wiederum zu erhdhten Verbiss- und Fegeschaden fuihren kann. Rickegassen sind
zudem wegebautechnisch unbearbeitete, naturbelassene Fahrlinien fir spezielle und
in hochstem Male geldandegangige Forstmaschinen, die sich entsprechend den Ge-
landebedingungen nur langsam bewegen. Im Gegensatz zu den auf ein schnelles Vo-
rankommen ausgelegten Fahrwegen unterscheidet sich die Riickegasse daher fahr-
technisch in der Regel nicht vom tbrigen Waldboden. Hier gibt es z. B. Steine, Stub-
ben, Wurzeln, Aste, Unebenheiten, Dornbiische sowie weitere Fahrhindernisse oder
Stolperfallen, die zudem von Laub, Moos oder Bodenvegetation verdeckt sein kdnnen.
Da eine Riickegasse meist in mehrjahrigen Zeitabstédnden (von oft Giber zehn Jahren)
jeweils nur fur einen kurzen Zeitraum benutzt wird, ist sie zudem fir Laien vielfach
kaum erkennbar und gegenuber der Ubrigen Waldflache kaum abgrenzbar. Nach An-
gaben der Sozialversicherung fir Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) wird
rund ein Viertel der meldepflichtigen Unfélle bei der Waldarbeit durch diese Eigenschaft
des Waldbodens verursacht. Riickegassen und die anderen der oben genannten Linien
und Pfade sind daher aus Griinden der Unfallverhiitung fiir das Radfahren, das Reiten
oder das Kutschfahren nicht geeignet. Daher sind Rickegassen und die anderen der
oben genannten Linien und Pfade SIIEIMMEEE im Sinne dieser Bestimmung. Diese
Klarstellung ist auch zum Schutz der Waldbesitzer vor unberechtigten Verkehrserwar-
tungen (z. B. beziglich der Beschaffenheit und Verkehrssicherheit auf diesen Linien)
und entsprechenden Schadensersatzforderungen erforderlich.

Zum Begriff ,gemeinvertraglich“: Das normierte Recht zum Betreten gilt ausschliel3lich
nur flr das Betreten ,zum Zwecke der Erholung®. Es findet seine Grenze insbesondere
in einer fur die Waldbesitzer und Nutzungsberechtigten sowie andere Waldbesucher
unzumutbaren Nutzung. Wer sich im Wald aufhélt, hat sich daher nicht nur naturver-
traglich zu verhalten (siehe oben), sondern im Sinne der Gemeinvertraglichkeit auch
so, dass der Waldbesitzer und andere Nutzungsberechtigte (z. B. Jagd) sowie andere
Waldbesucher nicht unzumutbar beeintrachtigt werden. Der Waldbesucher hat Riick-
sicht zu nehmen darauf, dass er hat deren

oder mehr als unvermeidbar beeintrachtigt, z. B. durch Beschadigen von forstlichen
oder jagdlichen Einrichtungen, durch Larm, Verunreinigungen oder das unbefugte
Schaffen von Gefahrenquellen. Fir die Nutzung des Waldes durch &ffentliche Grol3-
veranstaltungen oder gewerbsmaRigen Nutzungen gelten mit dem neu eingefiigten
§ 14a weitergehende Bestimmungen (siehe unten).

Zu Buchstabe b

Der bei § 14 Absatz 1 neu eingefligte Satz 3 ist eine erforderliche Klarstellung. Sie ent-
spricht § 60 Satz 2 BNatSchG und verdeutlicht, dass diese Regelung auch fiir das Betreten
des Waldes gilt. Durch die vom Waldbesitzer nicht bzw. nur im engem Rahmen abwehrbare
Betretungsbefugnis werden keine zusatzlichen Sorgfalts- oder Verkehrssicherungspflichten
begriindet. Allerdings stellt dies keine Freistellung von jeglichen Verkehrssicherungspflich-
ten dar, sondern nur in Bezug auf wald- bzw. naturbedingte Gefahren.

Der neue Satz 3 gilt im Ubrigen fiir jedwedes Betreten und jede Benutzung des Waldes zu
Erholungszwecken, insbesondere auch fur

unterschiedliche Betretungsarten (z. B. Radfahren oder Reiten)

die Benutzung von im Wald liegenden und fir Erholungszwecke bestimmten Einrich-
tungen, Anlagen und Geraten wie z. B. Waldlehrpfade, Informationstafeln, Trimm-Dich-
Anlagen, Sitzbénke, Schutzhitten oder Papierkdrbe sowie
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— die Teilnahme an Veranstaltungen im Wald, unabhangig davon, ob der Waldbesitzer
oder die zustandige Behorde die jeweilige Veranstaltung genehmigt hat.

Zu Nummer 12

Die Bestimmungen des § 14 (Betreten des Waldes) werden mit Blick auf aktuelle Erforder-
nisse weiter konkretisiert. Erganzt werden neue Bestimmungen zu

— 8 14a (Anlage und Markierung von Wegen und Routen im Wald) und
— 8§ 14b (Waldbrandschutz).

Die neu erganzten 8§ 14a und 14b dienen dem Schutz des Waldes und seiner Okosystem-
leistungen. Sie sind erforderlich, um das BWaldG mit Blick auf aktuelle Entwicklungen, ins-
besondere in Bezug auf die Erholungsnutzung des Waldes (siehe 88 14a) sowie klimabe-
dingt erhohte Waldbrandrisiken (siehe § 14b), zu modernisieren.

Zu § 14a (Anlage und Markierung von Wegen und Routen im Wald)

Mit dieser Bestimmung wird die Anlage und Markierung von Wegen und Routen im Wald
erstmals bundesweit geregelt. Dabei bleiben bisherige und kiinftige weitergehende Rege-
lungen der Lander in diesem Bereich unberthrt.

Der Wald ist in Deutschland ein beliebter Erholungsraum. Entsprechend intensiv sind Wald-
wege z. B. in das Netz der Wander- oder Radwege eingebunden und als solche markiert.
Seit einigen Jahren kommen verstarkt auch digitale Routen- und Tourenempfehlungen
hinzu. Alle diese Markierungen und Empfehlungen fihren zu einer verstarkten Frequentie-
rung dieser Wege und Routen und zu einem erhdéhten Aufkommen von Waldbesuchern.

Das Markieren von bestehenden Wegen und Routen im Wald nach Absatz 2 dient der Len-
kung der Waldbesucher. Durch Aufnahme z. B. in Wanderkarten oder entsprechenden di-
gitalen Medien, durch Beschreiben und Bewerben in touristischen Publikationen sowie
durch die konkrete Markierung im Wald wird auf eine spezifische, dem individuellen Erho-
lungszweck dienende Betretungsmoglichkeit hingewiesen. Diese wird von Waldbesuchern
gerne genutzt, da sie die Tourenplanung (z. B. Rundwanderungen unterschiedlicher Lange
oder Schwierigkeitsgrade) erleichtert und gezielt zu touristisch interessanten Etappen oder
Sehenswirdigkeiten hinfihrt. Im Ergebnis werden derart ausgewiesene und markierte
Wege und Routen im Wald starker von Waldbesuchern frequentiert als andere Waldwege.

Allerdings erfolgt das Markieren von Wegen und Routen im Wald in der Regel nicht auf
Veranlassung des Waldbesitzers, sondern meist durch Akteure der Touristik, durch ehren-
amtliche Akteure (z. B. ortlicher Wander- und Heimatvereine) oder, oftmals bei digital an-
gelegten Routen, durch Waldbesucher selbst. Bislang hat die Mehrzahl der Lander hierzu
keine Regelungen getroffen.

Deutlich tGiber das Markieren von bereits bestehenden Wegen und Routen im Wald hinaus-
gehen

— einerseits die (reale) Neuanlage eines Weges nach Absatz 1 (z. B. zur Bewirtschaftung
einer ansonsten unzugéanglichen Flache, als Zugang zu einer jagdlichen Einrichtung
oder einer besonderen (Natur)Sehenswirdigkeit oder als Wartungsweg fir eine tech-
nische Anlage) sowie

— andererseits eine digitale Routenausweisung durch eine ansonsten weglose Waldfla-
che nach Absatz 3.
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Eine Beseitigung eines durch einen unbefugten Dritten auf seinem Grundstiick angelegten
Weg oder Pfad kann der Eigentimer der jeweiligen Waldflache mittels der zivilrechtlichen
Anspruchsgrundlage des § 1004 Abs. 1 Satz 1 BGB verlangen. Mit der hier getroffenen
Regelung soll diese Eigentiimerstellung waldrechtlich konkretisiert und dadurch gestérkt
werden. Es erfolgt zudem die Klarstellung, dass eine Beeintrachtigung der Eigentliimer-
rechte auch durch eine digitale Routenausweisung verursacht werden kann, und ein kor-
respondierender Beseitigungsanspruch gegeben ist.

Unabhangig davon kénnen auch Konstellationen auftreten, in denen ein entsprechendes
Vorgehen der zustandigen Behdorde geboten erscheint, weil die digitale Routenausweisung
das Gemeinwohlinteresse der Erhaltung bestimmter Schutzgtiter oder Okosystemleistun-
gen des Waldes beeintrachtigt und z. B. ein Eigentiimer nicht ermittelbar ist. § 14a schliel3t
diese Schutzliicke, indem die Besucherlenkung bundeseinheitlich geregelt wird und Ab-
wehranspriiche gestarkt bzw. geschaffen werden, um den Wald und seine Okosystemleis-
tungen sowie berechtigte Anliegen der Waldbesitzer effektiv zu schiitzen.

Zu § 14a Absatz 1

Das erstmalige Anlegen oder Eréffnen von neuen realen Wegen, Ful3pfaden, Trails oder
Fahrspuren im Wald durch Dritte (z. B. Zufahrten fur Betrieb und Wartung neu errichteter
technischen Anlagen oder jagdlichen Einrichtungen, aber fiir neue Mountainbike-Trails) ist
nur mit Zustimmung des Waldbesitzers zulassig. Dies ist eine Klarstellung des geltenden
Rechts (Eigentum) und u. a. auch erforderlich, damit der Waldbesitzer seine Rechte (z. B.
mit Blick auf einhergehende Verkehrssicherungspflichten oder Haftungsrisiken und Beein-
trachtigungen) wahren sowie seine Erhaltungspflichten beziiglich des Waldes und seiner
Okosystemleistungen erfllen kann.

Zu 8§ 14a Absatz 2

Die erstmalige Ausweisung und Markierung von Wander-, Reit- oder Radwegen, von Sport-
und Lehrpfaden auf bereits bestehenden Wegen auf3erhalb von bereits ausgewiesenen
Wanderwegen bedarf der Genehmigung der zustandigen Behdrde.

Samtliche bestehenden Ausweisungen und Markierungen sowie bisherige und kinftige
weitergehende Regelungen der Lander in diesem Bereich bleiben von dieser Regelung un-
berdhrt. Was waére die Zustandige Behoérde?
Der Genehmigungsvorbehalt biindelt den Aufwand fur die Wegemarkierung dahingehend,
dass der an einer Ausweisung Interessierte (z. B. ein Wanderverein oder ein Touristikan-
bieter) nicht eine unliberschaubare Zahl an Eigentiimern herausfinden und um Erlaubnis
fragen muss, sondern dass er sich hier an die zustéandige Behtrde wenden kann. Die Be-
horde prift in diesem Kontext auch die Belange der konkret betroffenen Waldbesitzer. So
behalt die Behdrde den Uberblick und kann bei Bedarf darauf hinwirken, dass besonders
schutzbedurftige Bereiche im Wald geschont bzw. ausgenommen oder dass schutzbedurf-
tige Interessen der Waldbesitzer angemessen beriicksichtigt werden. Der behdérdliche Ge-
nehmigungsvorbehalt ist im Sinne einer Ubergreifenden Besucherlenkung erforderlich und
insbesondere relevant in Regionen mit hohem Besucheraufkommen sowie in Regionen mit
hohen Anteilen kleinrdumig stark wechselnder Besitzverhaltnisse.

da eine solche angesichts der oft
kleinparzellierten Besitzverhéltnisse oftmals nicht einholbar ware, z. B. wenn der Waldbe-
sitzer oder seine Anschrift nicht bekannt sind. Zudem hatte eine Zustimmungspflicht einen
erheblichen Burokratieaufwand zur Folge.



Was wäre die Zuständige Behörde?
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Zu 8 14a Absatz 3

Diese Regelung ist neu im BWaldG. Sie ist angesichts aktueller technologischer Entwick-
lungen notwendig und darauf gerichtet, den Wald und seine Okosystemleistungen insbe-
sondere in stark frequentierten Bereichen vor einer Uberlastung in Folge einer tbermaRigen
Erholungsnutzung zu bewahren.

Das Anzeigen oder Ausweisen einer Route oder Wegeempfehlung auf einem &ffentlich zu-
ganglichen digitalen Angebot, wie z. B. einem Webportal oder einer hierzu erstellten App,
hat zur Folge, dass (neue) Besucherstrome auf die hiervon betroffenen Waldflachen gelenkt
werden. Da sich das digitale Angebot an einen unbestimmten Personenkreis richtet, kann
dadurch eine potenziell erhebliche Besucheranzahl zum Aufsuchen der jeweiligen Routen
veranlasst werden.

Insbesondere in dem Fall, dass die digital ausgewiesene Route ganz oder teilweise auf
einer in der realen Welt bislang weglosen oder pfadlosen Grundflache im Wald verlauft,
kann dies

— einen unzulassigen Eingriff in die Rechtspositionen des Waldbesitzers darstellen oder
auch

— eine Beeintrachtigung bestimmter, konkret von dieser Routenflihrung betroffenen
Waldflachen oder Okosystemleistungen des Waldes zur Folge haben.

Im Kontext der digitalen Ausweisung von Routen Uber bislang weg- oder pfadlose Waldfla-
chen geht es nicht um eine Abwehr des Waldbetretens an sich, sondern um die Entfernung
oder Anderung einer digitalen Route (ber bislang weglose oder pfadlose Waldflachen und
das Unterbinden eines aller Voraussicht nach héheren Besucheraufkommens auf Flachen,
auf denen ein derart intensiver Gemeingebrauch nicht hingenommen werden muss. Denn
mit der digital ausgewiesenen Route erhoht sich das Risiko nachteiliger Wirkungen fir den
Wald oder seine Okosystemleistungen abseits bereits bestehender Wege oder Pfade.

Eine etwaige Duldungspflicht des Waldbesitzers hinsichtlich der digital ausgewiesen Route
Uber die bislang weg- oder pfadlosen Waldflachen lasst sich nicht aus dem Betretungsrecht
ableiten. Denn dieses umfasst lediglich das physische Betreten zu Erholungszwecken, nicht
jedoch das Kenntlichmachen einer bestimmten Route im digitalen Raum. Im Ergebnis liegt
in den beschriebenen Féllen eine rechtswidrige Beeintrachtigung vor, die der Waldbesitzer
nicht dulden muss.

Wahrend die Anspriiche aus § 1004 BGB nur dem Eigentiimer zustehen, stellt Absatz 3 auf
den Waldbesitzer ab, erfasst also neben dem Eigentiimer des Waldes auch den Nutzungs-
berechtigten, soweit er unmittelbarer Besitzer des Waldes ist, und sieht zudem eine ent-
sprechende Befugnis der zustandigen Behdrde vor. Insbesondere, wenn die Beeintrachti-
gung einer konkreten Waldflache oder der Okosystemleistungen des Waldes zu besorgen
ist, miissen auch die zustandigen Behorden befugt sein, von einem digitalen Routenanbie-
ter die Entfernung oder Anderung einer digital ausgewiesenen Route auf einer bislang weg-
losen oder pfadlosen Grundflache im Wald aus Grinden des Gemeinwohls zu verlangen.

Der digitale Routenanbieter ist als Diensteanbieter im Sinne des § 2 Satz 1 Nummer 1 Te-
lemediengesetz (TMG) zu qualifizieren. Fir eigene Inhalte besteht gemald § 7 Absatz 1
TMG die Haftung nach allgemeinen Grundsétzen. In den hier relevanten Sachverhalten
durfte der Diensteanbieter in der Regel als Zweckveranlasser gefahrenabwehrrechtlich ver-
antwortlich sein (vgl. etwa VG Aachen, Beschluss vom 19. Februar 2021, Az. 5 L 219/20,
juris Rn 93ff.). Auch eine Haftungsprivilegierung fur fremde Informationen gemaf 88 8 bis
10 TMG durfte in den hier relevanten Sachverhalten nicht in Betracht kommen. Sie ware
nach § 10 Satz 1 TMG schon deswegen nicht gegeben, weil ein Léschungsverlangen ge-
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mal § 14a Absatz 3 Satz 2 BWaldG Anforderungen an den seitens des Antragstellers er-
forderlichen Hinweis vorsieht. Bei Beachtung dieser Mal3gaben erlangt der Diensteanbieter
nicht nur Kenntnis des konkreten Sachverhalts, sondern kann diesen auch zielgerichtet
Uberprifen und die durch die digital ausgewiesene Route bewirkte Rechtsverletzung un-
schwer feststellen.

Der allgemeinen Handlungsfreiheit des Erstellers der digitalen Route Art. 2 Abs. 1 GG
(Art. 2 Abs. 1 GG) steht hier das Eigentumsrecht des Waldeigentiimers (Art. 14 Abs. 1 GG)
sowie der staatliche Schutzauftrag hinsichtlich der natirlichen Lebensgrundlagen in Gestalt
des Waldes und seiner Okosystemleistungen (Art. 20a GG) gegeniiber.

Zu § 14b (Waldbrandschutz)

Die Bestimmung des 8§ 14b (Waldbrandschutz) ist neu im BWaldG. Sie dient insbesondere
der Konkretisierung und Umsetzung

— des Gesetzesziels, den Wald und seine Okosystemleistungen vor schadlichen Entwick-
lungen und Einfllissen zu bewahren und in seiner Leistungs-, Anpassungs- und Wider-
standsfahigkeit gesund zu erhalten als Okosystem sowie

— derin § 9a Absatz 1 enthaltenen Vorgabe, den Wald als Okosystem und in seiner Leis-
tungsfahigkeit nachhaltig zu erhalten und insbesondere Gefahren und Entwicklungen,
die den Wald einschlie3lich seiner maf3geblichen Bestandteile (Schutzguter, siehe
Ausfiihrungen zu § 9a Absatz 1) oder seine Okosystemleistungen erheblich beein-
trachtigen oder schadigen kdnnen, abzuwehren.

Die Regelung ist notwendig, da der Waldbrand zu den direkten und existenziellen Bedro-
hungen fur den Wald zahlt. Infolge der Klimakrise ist kiinftig mit einer deutlichen Zunahme
und Haufung von Wetterlagen zu rechnen, die das Waldbrandrisiko erhéhen. Perspekti-
visch wird somit ein erhdhtes Mal3 an Waldbrandprévention erforderlich.

Mit der Steigerung des Waldbrandrisikos steigt auch die Gefahr des Ubergreifens eines
Waldbrandes auf andere Strukturen auf Grund regional zunehmender Siedlungsdichte oder
einem hohen Besucherautfkommen. Waldbrandpréavention dient somit nicht allein der
Walderhaltung, sondern leistet zugleich auch einen Beitrag zum Katastrophen- und Bevol-
kerungsschutz. Eine effiziente Waldbrandpravention erfordert den Einbezug und das Zu-
sammenwirken von waldbaulichen, forstbetrieblichen und infrastrukturellen MalRnahmen.

Mit der vorliegenden Regelung wird jedoch keine umfassende oder abschlieRende Detail-
regelung getroffen: Zu unterschiedlich sind z. B. die naturraumlichen, klimatischen, wald-
baulichen Gegebenheiten und die daraus resultierenden Waldbrandrisiken. Es obliegt da-
her den Landern, bedarfs- und situationsgerechte Bestimmungen zum Schutz vor Wald-
bréanden zu erlassen. Bisherige und kiinftige weitergehende Regelungen der Lander in die-
sem Bereich bleiben daher unberiihrt, beispielsweise

— welche allgemeinen Beschrankungen und Verbote beim Umgang mit Feuer, glimmen-
den oder anderweitig potenziell brandauslésenden Gegenstanden im Wald und in an-
grenzenden Bereichen gelten sollen,

— welche vorbeugenden Malinahmen der Waldbesitzer zum Waldbrandschutz zu ergrei-
fen oder zu dulden hat oder

— unter welchen Voraussetzungen der Wald aus Grinden der Brandvorbeugung und
Brandbekampfung gesperrt und das Betretungsrecht zeitweise ganz oder teilweise ein-
geschrankt werden kann.
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Zu 8 14b Absatz 1

Mit 8§ 14c Absatz 1 wird eine allgemeine Sorgfaltspflicht geschaffen; diese umfasst u. a.
auch die Gefahrenabwehr (hier: vorbeugender Waldbrandschutz). Normadressat dieser
Bestimmung sind der Waldbesitzer und der Waldbesucher. Sie haben im Rahmen ihrer
Mdglichkeiten dafir Sorge zu tragen, dass Waldbrande vermieden werden. Dies gilt insbe-
sondere fur den Umgang mit Feuer, glimmenden oder anderweitig potentiell brandauslo-
senden Gegenstanden im oder am Wald. Neben der Sorgfalt, die von einem umsichtigen
Menschen allgemein erwartet werden kann, sind zusatzlich die von den Landern bereits
erlassenen Bestimmungen zum Schutz des Waldes vor Waldbrénden zu beachten. Weiter-
gehende Regelungen der Lander zum Waldbrandschutz bleiben unberthrt.

Im Kontext dieser Bestimmung umfasst der Begriff ,Waldbesitzer” auch vom Waldbesitzer
z. B. mit Waldarbeiten beauftragte Personen. Auch der Begriff ,Waldbesucher® ist hier weit
auszulegen: Neben dem Waldbesucher, der den Wald nach § 14 Absatz 1 Satz 1 zum Zwe-
cke der Erholung aufsucht, ist hier ,jedermann® adressiert, der sich — unabh&ngig vom An-
lass oder Grund des Aufenthalts — tatsachlich im oder am Wald aufhalt. Als Waldbesucher
im Sinne dieser Bestimmung gelten somit insbesondere

— Personen, die im oder am Wald mit Feuer, glimmenden oder anderweitig potentiell
brandauslésenden Gegenstanden hantieren (z. B. Rauchen, Grillen, Lagerfeuer, Fa-
ckeln sowie Arbeiten mit Schweil3geraten, Trennschleifern oder sonstigen Geraten im
Wald, die Funkenflug verursachen kdnnen),

— Betreiber, Mitarbeiter und Besucher von einer im oder am Wald liegenden Anlage oder
Einrichtung, von der Brandgefahren flr den Wald ausgehen kénnen (z. B. im Rahmen
von Betriebs- oder Wartungsarbeiten der jeweiligen Anlage, s. Absatz 3),

— Personen, die sich auf Flachen, die an den Wald angrenzen, aufhalten und dort mit
Feuer, glimmenden oder anderweitig potentiell brandauslésenden Gegenstanden han-
tieren (z. B. Verbrennen von Ernteresten oder Gartenabféllen, vgl. Absatz 3 Num-
mer 1),

— Personen, die in einem Fahrzeug z. B. auf einer 6ffentlichen StraRe durch den Wald
fahren: Auch sie sind gehalten, z. B. keine glimmenden Zigaretten oder andere bren-
nende Gegenstande aus dem Fahrzeug zu werfen sowie das Fahrzeug bei einem Halt
so abzustellen, dass heil3e Fahrzeugteile keinen Vegetationsbrand auslésen kdnnen.

Zu 8§ 14b Absatz 2

§ 14b Absatz 2 adressiert die besonderen Pflichten insbesondere der Waldbesitzer in Be-
zug auf den vorbeugenden Schutz des eigenen Waldes und der umliegenden Walder gegen
Brandgefahren. Diese Pflichten dienen gleichzeitig der eigenbetrieblichen Risikovorsorge
wie auch dem Schutz der umliegenden Walder bzw. der Allgemeinheit.

Satz 1 ordnet an, dass der vorbeugende Waldbrandschutz auch dem Waldbesitzer obliegt.

Satz 2 konkretisiert die Pflicht aus Satz 1. Dabei wird mit Blick auf die Zumutbarkeit und
VerhaltnismaRigkeit bestimmt, dass sich — in Abhangigkeit vom konkreten ortlichen Wald-
brandrisiko sowie im Rahmen der standértlich, waldbaulich und forstbetrieblich verfugbaren
Maglichkeiten — unterschiedliche Anforderungen beztiglich Art, Intensitat und Ausmal der
jeweils erforderlichen MaRhahmen ergeben kdnnen.

Bisherige und kinftige weitergehende Regelungen der Lander in diesem Bereich (z. B. in
Bezug auf die Anlage und Unterhaltung von fur die Brandabwehr notwendigen Waldwegen,
Waldbrandschutzstreifen und —schneisen oder MaRnahmen der Waldbrandfriiherkennung)
bleiben unberihrt.
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Zu 8 14b Absatz 3

§ 14b Absatz 3 adressiert die besonderen Pflichten des Betreibers von einer im oder am
Wald liegenden Anlage oder Einrichtung, von der besondere Waldbrandrisiken ausgehen
konnen. Er ist unter Berlcksichtigung des konkreten Risikos im Einzelfall verpflichtet, ge-
eignete vorbeugende MalRnahmen zum Schutz der umliegenden Walder gegen Brandge-
fahren zu ergreifen, die von der durch ihn betriebenen Anlage ausgehen.

Diese Regelung fallt nicht in den Regelungsbereich des in die Zustandigkeit der Lander
fallenden ,abwehrenden® Brandschutzes, sondern stellt auf die Waldbrandvorsorge durch
entsprechende einzelbetriebliche Malinahmen ab (praventives Gefahrenabwehrrecht).

Im Rahmen der Genehmigung einer in Satz 1 genannten Anlage oder Einrichtung ist ein
Brandschutzkonzept zu erstellen, welches vorbeugende und abwehrende Mal3nahmen um-
fasst, und das Uber den technischen Anlagenschutz hinausgeht. Die hier geregelte Pflicht
stellt — vorbeugend — auf das konkrete Waldbrandrisiko ab, das im Einzelfall von der jewei-
ligen Anlage oder Einrichtung fiir den angrenzenden Wald ausgeht.

Die hierzu jeweils zur Waldbrandvorbeugung geeigneten Schutzmafinahmen ergeben sich
jeweils aus einer Zusammenschau

— der regionaltypischen Waldbrandrisiken,
— der jeweiligen ortlichen Umsténde und Gegebenheiten,

— der bauarttypischen Brandrisiken der jeweiligen Anlage (einschlieBlich der fur ihre Er-
richtung und Betrieb mal3geblichen bau-, feuerschutzrechtlichen und anderen einschla-
gigen Rechtsvorschriften und Genehmigungen) sowie

— den jeweiligen Landervorschriften zum Waldbrandschutz.

Bisherige und kinftige weitergehende Regelungen der Lander in diesem Bereich bleiben
unberdhrt.

Zu 8§ 14b Absatz 3 Nummer 1

§ 14b Absatz 3 Nummer 1 adressiert im oder am Wald liegende Gebaude mit einer GroRRe
von mehr als drei8ig Kubikmetern Brutto-Rauminhalt, die Freizeit-, Gewerbe- oder Lage-
rungszwecken dienen. Diese Gebaude werden regelmafig von Personen aufgesucht und
entsprechend der jeweiligen Zweckbestimmung genutzt. Mit der Zahl der Besucher, der
Zahl ihrer Fahrzeuge (z. B. heil3e Fahrzeugteile), der Dauer ihres Aufenthalts (z. B. Rau-
chen) sowie infolge der in diesen Gebauden vorhandenen oder gelagerten Einrichtungen
und Materialien steigt das Brandrisiko bzw. die Brandlast fir den angrenzenden Wald.

Die hier vorgesehene Regelung geht davon aus, dass oberhalb der Schwelle von mehr als
dreiBig Kubikmetern Brutto-Rauminhalt das von diesem Gebaude potenziell ausgehende
Brandrisiko fir eine angrenzende Waldflache deutlich erh6ht ist, insbesondere auf Grund
einer potenziell hoheren Zahl sich dort aufhaltender Personen (z. B. Freizeitgebaude wie
Grillhiitten), einer langeren Verweildauer der sich dort aufhaltenden Personen (z. B. Ge-
werbegebaude wie Sagewerke oder Kfz-Werkstatten) oder auf Grund deutlich héherer
Brandlasten infolge der Ansammlung oder Lagerung von brennbaren Materialien (z. B. bei
Lagerschuppen).

Die hier vorgesehene Regelungsschwelle von dreilRig Kubikmetern Brutto-Rauminhalt ori-
entiert sich daran, dass Gebaude unterhalb dieser Schwelle nach den Bauordnungen eini-
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ger Lander baugenehmigungsfrei sind. Aus Grunden der Verhaltnismafigkeit und Zumut-
barkeit wird darauf verzichtet, Gebaude unterhalb der Regelungsschwelle von dreif3ig Ku-
bikmetern Brutto-Rauminhalt in diese Regelung einzubeziehen.

Zu 8 14b Absatz 3 Nummer 2

§ 14b Absatz 3 Nummer 2 umfasst Anlagen, deren Bauweise typischerweise durch Masten
gepragt ist, die mit einer Héhe von mehr als flinfzig Metern teilweise weit Uber die Baum-
kronen hinausragen (z. B. Windkraft-, Energietibertragungs-, Funk- und Telekommunikati-
onsanlagen). Damit einher geht ein entsprechend erhdhtes Risiko fiir Blitzeinschlage. Bei
Windenergieanlagen besteht zudem das Risiko, dass in der hochgelegenen Generatorgon-
del ein Brand auftreten kann, der fir die Brandbek&mpfung unzugéanglich und daher nicht
|6dschbar ist und in dessen Folge brennende Materialien oder Trummer auf den umliegen-
den Wald herunterfallen kdnnen, weshalb dieser Gefahrenbereich nicht zu Léscharbeiten
betreten werden kann.

Zu 8 14b Absatz 3 Nummer 3

Bei den von § 14b Absatz 3 Nummer 3 umfassten Transformatorenstationen und Umspann-
anlagen besteht auf Grund anlagentypisch hoher Stromspannungen eine latente Gefahr,
dass Defekte, Fehlfunktionen oder Unachtsamkeit zu Branden (z. B. durch Spannungstber-
schlag oder Lichtbogen) fihren kénnen.

Zu 8 14b Absatz 3 Nummer 4

Zwar finden sich die in § 14b Absatz 3 Nummer 4 adressierten Photovoltaik-Freiflachenan-
lagen zur Vermeidung von Leistungseinbuf3en durch Schatten- und Laubabwurf der Baume
meist nicht im oder unmittelbar am Wald. Aber auch hier besteht ein anlagentypisch erhéh-
tes Brandrisiko in Verbindung mit der besonderen Herausforderung fir Loscharbeiten bei
einer spannungsfihrenden Anlage.

Zu 8§ 14b Absatz 3 Nummer 5

Insbesondere bei Anlagen, die dem Transport von brennbaren Gasen dienen (z. B.
Gaspipelines und zugehdrige Wartungsanlagen), besteht im Falle einer Beschéadigung,
Fehlfunktion oder Havarie ein erhebliches Brandrisiko fiir den umgebenden Wald.

Zu 8§ 14b Absatz 3 Nummer 6

Bei den in § 14b Absatz 3 Nummer 6 adressierten militdrischen Anlagen und Einrichtungen
konnen vielfaltige charakteristische Brandrisiken bestehen. Dies gilt insbesondere fir Mu-
nitions- und Treibstoffdepots, entsprechenden Lagerungsstellen sowie auf den Schie3bah-
nen und Munitionsabwurfibungsstellen der Truppenubungsplatze (,scharfer Schuss®) oder
dort, wo Truppenverbande im Rahmen von Ubungen und Mandévern biwakieren und die
Soldaten in diesem Rahmen offene Feuer oder Heizgeréte nutzen, um sich zu warmen oder
Essen zuzubereiten. Besonders hohe Brandrisiken bestehen zudem auf mit Altmunition be-
lasteten Waldflachen ehemaliger militarischer Anlagen und Einrichtungen.

Auch von zivilen Schiel3sportanlagen, auf denen Schusswaffen eingesetzt werden, kénnen
Brandrisiken ausgehen.

Zu 8 14b Absatz 3 Nummer 7

Bei den in 8§ 14b Absatz 3 Nummer 7 adressierten Eisenbahnanlagen bestehen besondere
Brandrisiken durch Béschungsbrande. Béschungsbrande entstehen entlang von Eisen-
bahnstrecken insbesondere durch Funkenflug. Bei trockener Witterung kénnen dadurch
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Graser und andere trockene Vegetationsteile im Bereich der Schienenwege in Brand gera-
ten. Ein solches Feuer kann Blsche und Straucher der Umgebung erfassen. Auch von den
Oberleitungen geht ein Brandrisiko aus, insbesondere dann, wenn Baume oder Teile von
ihnen in Kontakt mit einer Oberleitung kommen (Spannungsiiberschlag oder Lichtbogen).
Perspektivisch kdnnten sich weitere Brandrisiken ergeben, wenn kiinftig das Freihalten der
Bahndamme nicht mehr durch den Einsatz von Herbiziden erfolgen kann. Bislang verzichtet
die Bahn auf Grund der damit verbundenen Brandrisiken und auf Grund von Naturschutz-
bestimmungen auf das Abflammen von unerwiinschter Vegetation als moégliches Alterna-
tivverfahren.

Bei den in § 14b Absatz 3 Nummer 7 adressierten Bundes- und Landesstral3en besteht ein
latentes Brandrisiko durch Boschungs- bzw. Vegetationsbrande insbesondere infolge von
fahrlassigem Umgang mit oder dem Herauswerfen von glimmenden Tabakwaren. Auch von
Unfallen und Fahrzeugbranden kdnnen Waldbrandrisiken ausgehen. Zudem kdnnen von
Waldbranden erhebliche Risiken fir die Verkehrsteilnehmer ausgehen. Andererseits sind
diese StralRen fUr das rasche Heranflhren von Feuerwehr und Rettungskréften erforderlich.
Auf Grund ihrer Auspragung kénnen sie im Brandfall zudem wie eine Brandschneise wirken
und fir die Brandbekdmpfung genutzt werden.

Zu § 14b Absatz 4

Absatz 4 enthalt einen Regelungsauftrag an die fir den Brand- und Katastrophenschutz
zustandigen Stellen der Lander dahingehend, dass sie Informationen zum vorbeugenden
Waldbrandschutz nach bundeseinheitlichen Standards erfassen und bereitstellen sollen.

Ziel dieser Regelung ist, die Zusammenarbeit der Feuerwehren und den zustandigen Be-
horden beim vorbeugenden Waldbrandschutz sowie bei der Brandbekéampfung im Brandfall
durch die Bereitstellung von nach bundesweit einheitlichen Standards erfassten Informati-
onen zum vorbeugenden Waldbrandschutz und zur taktischen Waldbrandbekampfung zu
erleichtern. Dies umfasst, auch mit Blick auf eine angestrebte Digitalisierung, z. B. Wald-
brandrisiko— und Waldbrandeinsatzkarten (siehe: Bekanntmachung uber die Festlegung
auf bundeseinheitliche Standards fur Waldbrandeinsatzkarten vom 30. Oktober 2023 (Bun-
desanzeiger AT 15.03.2024 B2)).

Zu Nummer 13

Die bei § 17 neu aufgenommene Nummern 2a und 3a dienen der Anpassung des Gesetzes
an aktuelle Herausforderungen und Entwicklungen.

Zu Buchstabe a

Die neue Nummer 2a (Abstimmung von Vorhaben zur Erzeugung von Produkten, aul3er
Rohholz, und zur Bereitstellung waldbezogener Dienstleistungen) enthdlt eine neue Auf-
gabe. Mit dieser Erweiterung sollen es den Forstbetriebsgemeinschaften ermdglicht wer-
den, kunftig neue Tatigkeitsfelder jenseits der Erzeugung von Rohholz (siehe Beispiele un-
ten) zu erschlieRen und ihr Portfolio entsprechend zu diversifizieren. Dies tragt zur Walder-
haltung bei und hilft den Mitgliedern. Zudem kdnnen damit (neue) Angebote flr solche
Waldbesitzer entwickelt werden, deren forstbetriebliche Zielsetzung nicht oder nicht vorran-
gig auf die Erzeugung von Rohholz ausgerichtet ist (ErschlieRen neuer Akteursgruppen).

Entsprechende MalRnahmen und Dienstleistungsangebote der angeschlossenen Waldfla-
chen, die die Forstbetriebsgemeinschaften damit fir ihre Mitglieder schaffen kénnen, kén-
nen z. B. sein:

— Beratungsangebote fir ein Management im Sinne 6kologischer Anforderungen (z. B.
im Bereich des Natura 2000-Managements oder anderer europarechtlicher Vorgaben)
oder
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— besitzibergreifende Abstimmung, Koordinierung und Vermarktung von waldbezoge-
nen Nicht-Holz-Erzeugnissen und —Dienstleistungen, wie Waldklimaleistungen, Oko-
punkten, Vertragsnaturschutz (z. B. Habitatbdume), Kohlenstoffspeicherung oder An-
gebote zur Gesundheitsforderung und Erholungsnutzung.

Zu Buchstabe b

Die neue Nummer 3a (Durchfiihrung von MalBhahmen fir die Erhaltung und Verbesserung
der Schutzgiter oder der Okosystemleistungen des Waldes) enthalt eine weitere neue Auf-
gabe, die inshesondere darauf abstellt, neben der Erzeugung von Rohholz gezielt weitere
Okosystemleistungen des Waldes zu erhalten oder zu verbessern. Derartige MaRnahmen
dienen der Walderhaltung und kommen der Gesellschaft doppelt zugute: Zum einen in
Form verbesserter Okosystemleistungen und zum anderen mittelbar durch die damit ein-
hergehende Verbesserung der Resilienz der Walddkosysteme gegen Extremwetterereig-
nisse und andere Storfaktoren. Die MalRnahme zielt auch darauf, die eigenbetriebliche Ri-
sikovorsorge zu verbessern.

Dies umfasst unter anderem auch Malinahmen wie zum Beispiel
— die Beschaffung von forstlichem Vermehrungsgut,

— Malinahmen des Waldschutzes oder

— Malinahmen zum inklusive der Pravention von Waldbranden®.

Infolge der Klimakrise sind kiinftig gehauft Situationen und Entwicklungen zu erwarten, de-
nen durch MalRnhahmen nach 8§ 11d (Schutz vor biotischen und abiotischen Schaden) oder
nach § 14b (Waldbrandschutz) begegnet werden muss und bei denen im Anschluss unter
Umstanden erhebliche Waldflachen wieder aufzuforsten sind. Damit Forstbetriebsgemein-
schaften auch kiinftig noch zukunftssicher aufgestellt sind, sollen sie fur ihre Mitglieder ent-
sprechende Mal3nahmen (auch praventiv) im Sinne der eigenbetrieblichen Risikovorsorge
entwickeln und bereithalten.

Zu Nummer 14

Die Ergénzung bei § 28 Absatz 2 ist eine zeitgemalRe Modernisierung dahingehend, dass
die Mitglieder oder die Aufsichtsbehdrde die Einberufung einer Verbandsversammiung
nicht nur schriftlich, sondern kiinftig — im Sinne einer digitalen Kommunikation — auch elekt-
ronisch verlangen kénnen.

Dagegen ist die bei § 24 Absatz 1 Satz 3 BWaldG enthaltene Vorgabe der Schriftform aus
Grinden der Rechtssicherheit fir alle Beteiligten auch weiterhin erforderlich (rechtssicherer
Nachweis); angesichts der Tragweite der hier geregelten Erklarung kann hier die Méglich-
keit einer elektronischen Erklarung nicht eréffnet werden.

Zu Nummer 15

Die Ergénzung einer neuen Nummer 6 bei § 37 Absatz 3 BWaldG dient der Anpassung des
Gesetzes an aktuelle Herausforderungen und Entwicklungen.

Zu Buchstabe a

Redaktionelle Anderung.
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Zu Buchstabe b

Mit der neuen Nummer 6 wird bei § 37 Absatz 3 BWaldG als weiterer Zweck konkret die
Unterstutzung der Mitglieder bei der Erfillung ihrer Aufgaben benannt. Damit werden die
Dienstleistungen, die die Vereinigungen fur ihre Mitglieder Gbernehmen dirfen, um admi-
nistrative Aufgaben erweitert (z. B. Buchflhrung, Mitgliederverwaltung). Die Erledigung sol-
cher Aufgaben an einer zentralen Stelle erhéht ihre professionelle Durchfihrung und ent-
lastet die oft ehrenamtliche Geschaftsfuhrung der (kleineren) Forstbetriebsgemeinschaften.
Diese kdnnen ihre Kapazitaten damit verstarkt fir operative Aufgaben vor Ort einsetzen.
Damit kann eine Forstwirtschaftliche Vereinigung kinftig auch die administrativen Aufgaben
kleinerer Forstbetriebsgemeinschaften mit unzureichender Personalausstattung Uberneh-
men und so als professionell organisierte Dachorganisationen der Forstbetriebsgemein-
schaften agieren.

Zu Nummer 16

§ 40a (Befugnisse der zustéandigen Behdrde) ist neu im BWaldG. Diese Bestimmung ist auf
Grund der Erfahrungen des grof3flachigen Absterbens von Waldbestanden durch die Fol-
gen der Klimakrise erforderlich.

Satz 1 erméchtigt die zustéandige Behorde, HolzeinschlagsmalRnahmen, mithin auch den
Einschlag von stehendem Totholz, zu verbieten oder zu beschranken, soweit nach grof3fla-
chigen, durch biotische oder abiotische Einwirkungen verursachten Schaden ein besonde-
res offentliches Interesse an der Erhaltung von verbliebenen Baumbestanden besteht, weil
diese erforderlich sind fir die Erhaltung oder Wiederherstellung von besonders bedeutsa-
men Okosystemleistungen des Waldes, die Gewéhrleistung einer Wiederbewaldung oder
den Erhalt eines ortlich besonders pragenden Landschaftsbildes.

An das Vorliegen der Erforderlichkeit sind strenge Anforderungen zu stellen; reine Zweck-
mafigkeitserwagungen begriinden keine Erforderlichkeit. Die Erforderlichkeit beschrankt
dabei den staatlichen Eingriff auf das mildeste sowohl nach raumlicher als auch nach zeit-
licher Ausgestaltung zur Zweckerreichung geeignete Mittel. Im Rahmen der Verhaltnisma-
Rigkeit ist bei der Angemessenheit einer Mal3nahme weiter zu prifen, ob die mit einer Mal3-
nahme einhergehenden Beeintrachtigungen auf3er Verhaltnis zum angestrebten Zweck ste-
hen und deshalb fiir den Betroffenen unzumutbar sind. Im Rahmen einer Giterabwégung
sind dabei die miteinander in Konflikt stehenden Rechtsguter unter Berlcksichtigung aller
relevanten Umsténde des Einzelfalls zu gewichten.

Wird Holzeinschlagsverbot oder eine Holzeinschlagsbeschrénkung erlassen, ist zu prifen,
ob und inwieweit eine Entschadigungs- oder Ausgleichszahlung fur den von der Beschrén-
kung oder dem Verbot von HolzeinschlagsmalBnahmen betroffenen Waldbesitzer zu ge-
wahren ist.

Zu Nummer 17

Die Neufassung und Erganzung der Absatze 4 bis 8 des § 41 (Férderung) dient der Anpas-
sung und Modernisierung des Gesetzes an aktuelle Herausforderungen und Entwicklun-
gen.

Zu 8 41 Absatz 4

Absatz 4 Gbernimmt inhaltlich unverdndert die Regelung des bisherigen Absatz 4; die Zitie-
rung des GAK-Gesetzes wurde redaktionell angepasst.
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Zu 8 41 Absatz 5

Absatz 5 Ubernimmt inhaltlich unveréandert die Regelung des bisherigen Absatz 5; die Zitie-
rung des GAK-Gesetzes wurde redaktionell angepasst.

Zu 8 41 Absatz 6

Diese Regelung ist neu im BWaldG. Sie stellt klar, dass der Bund die Forstwirtschaft Uber
Forderprogramme im Rahmen seiner Zustandigkeit, vor allem fir den nationalen Klima-
schutz (Nummer 1) und fur den nationalen Biodiversitatsschutz (Nummer 2), unterstitzen
kann.

Zu 8§ 41 Absatz 7

Diese Regelung ist neu im BWaldG. Die Bereitstellung und Erhaltung von Erholungsleis-
tungen dient dem Gemeinwohl.

Zu 8§ 41 Absatz 8

Diese Regelung zur Aufklarung tber die Bedeutung des Waldes, seiner Schutzgtter und
Okosystemleistungen ist neu im BWaldG. Sie ist angelehnt an § 2 Absatz 6 BNatSchG.

Adressaten dieser Regelung sind im Rahmen der verfassungsmaBigen Zustandigkeiten
insbesondere die Lander. Der Bund ist hier nur im Rahmen seiner Zustandigkeiten und
Befugnisse adressiert.

,Forderung® im Sinne dieser Bestimmung ist nicht allein die finanzielle Férderung entspre-
chender Aktivitaten und MalBhahmen, sondern insbesondere auch das landerseitige Vor-
halten z. B. von Informationsmaterialien, Webportalen, Fachpersonal und organisatori-
schen Strukturen, welche zur gewiinschten Aufklarung und Bewusstseinsbildung beitragen
konnen.

Hierbei geht es nicht um Erziehung oder schulische Bildung, sondern darum, geeignete
Kommunikationsmafinahmen zu unterstitzen, die entsprechend Satz 1 dazu beitragen, das
allgemeine Verstandnis der Gesellschaft fir die Zwecke des § 1 dieses Gesetzes zu for-
dern. Diese Malinahmen kénnen sehr vielfaltig sein und z. B. Waldfiihrungen, Vortrage,
Aufsatze, Informationsbroschiren und Webportale bis hin zu Walderlebnis-Angeboten um-
fassen.

Inhaltlich geht es insbesondere darum, in einer zunehmend naturfern lebenden Gesell-
schaft das Verstandnis und die gesellschaftliche Akzeptanz fur eine nachhaltige Forstwirt-
schaft, die unterschiedlichen gesellschaftlichen Anforderungen an die Okosystemleistun-
gen des Waldes und das Erfordernis eines ausbalancierten Interessenausgleichs zu erhal-
ten.

Zu Nummer 18
Zu Buchstabe a

Die Ergdnzung des § 41a Absatz 6 Satz 1 (Walderhebungen) dient der Anpassung und
Modernisierung des Gesetzes an aktuelle Herausforderungen und Entwicklungen. Hierzu
wird die in § 41a Absatz 6 Satz 1 enthaltene Ermachtigung des Bundesministeriums fir Er-
nahrung und Landwirtschaft, jeweils auf der Grundlage einer Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates Datenerhebungen zu bestimmten Themenbereichen durchzufih-
ren, entsprechend erweitert.
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Zu 8 4l1a Absatz 6 Satz 1 Nummer 3

§ 41a Absatz 6 Satz 1 Nummer 3 (zu Wirkungszusammenhé&ngen in Walddkosystemen)
wird unverandert tbernommen und fortgefihrt.

Zu 8§ 41a Absatz 6 Satz 1 Nummer 4

Mit Nummer 4 wird die bei § 41a Absatz 6 Satz 1 vorgesehene Erméachtigungsliste um das
Thema ,Waldbrande® erweitert.

Waldbrand ist ein Ereignis, welches den Wald und seine Okosystemleistungen erheblich
beeintrachtigen kann. Auf Grund der Klimakrise erhéhen sich die Waldbrandrisiken und es
muss mit dem verstarkten Auftreten auch groRerer Waldbrande gerechnet werden (siehe
auch Ausfihrungen zu § 14b).

Die bundesweite Erhebung von Waldbranden dient insbesondere dazu, kritische Entwick-
lungen zeitnah zu detektieren, typische Entstehungsmuster und Schwerpunktregionen fir
Waldbrande zu identifizieren sowie auf dieser Basis Handlungsbedarfe, z. B. fur die Wald-
politik sowie zur Verbesserung der Waldbrandpravention, abzuleiten. Auch fiir das Monito-
ring und die Berichterstattung der Treibhausgas-Emissionen sind Daten aus Waldbrander-
hebungen relevant.

Die Erhebung entsprechender Daten auf Bundesebene ist nicht neu; bereits seit dem Jahr
1977 erhebt der Bund mit Unterstitzung der Lander entsprechende Daten. Angesichts zu-
nehmender Waldbrande ist die Relevanz dieser Daten deutlich gestiegen. Die hier vorge-
sehene Ermachtigung soll einen Weg eréffnen, die bestehende Datenerhebung stérker an
den Bedurfnissen des Bundes auszurichten. Ziel ist es, die Entwicklungen des Waldbrand-
geschehens noch starker als bisher bundeseinheitlich zu erfassen und damit eine lander-
ubergreifende Dokumentation und Auswertung zu ermdglichen.

In einer entsprechenden Rechtsverordnung kénnen insbesondere Vorgaben zu Haufigkeit,
Flachengrdofe und Ursachen von Waldbranden sowie zu weiteren, fur die Auswertung rele-
vanten Angaben (z. B. zum betroffenen Waldbestand, zur Besitzstruktur und zu wirtschaft-
lichen Verlusten) geregelt werden. Auch das Meldeverfahren kann in der Rechtsverordnung
geregelt werden.

Zu 8 41a Absatz 6 Satz 1 Nummer 5

Mit Nummer 5 wird die bei § 41a Absatz 6 Satz 1 vorgesehene Ermachtigungsliste um das
Thema ,Biodiversitat im Wald“ erweitert.

Die Biodiversitatserhebung im Wald soll dazu dienen, fir den Wald und die Erhaltung seiner
Okosystemleistungen bedeutsame Entwicklungen und Belastungen, die von den Erhebun-
gen nach den Nummern 1 bis 3 nicht oder nur unzureichend erfasst werden, durch weitere
Untersuchungen zu erheben. Die Biodiversitatserhebung im Wald soll zu der Beobachtung
von Natur und Landschaft nach § 6 des Bundesnaturschutzgesetzes beitragen und diese
Beobachtung um waldspezifische Aspekte wie dem Vorkommen ausgewahlter Arten und
Habitate ergdnzen sowie einen Beitrag zur Klarung von Wechselwirkungen insbesondere
zwischen Biodiversitat, Klimawandel und forstlicher Nutzung leisten.

Die Erhaltung der biologischen Vielfalt ist von sehr hohem gesellschaftlichem Interesse, da
sie eine elementare Grundvoraussetzung fur das Bestehen und die Entwicklung von
Waldokosystemen ist. Sie zu bewahren und ihrer Beeintrachtigung entgegenzuwirken, ist
eine zentrale politische und gesamtgesellschaftliche Herausforderung. Die Waélder in
Deutschland sind als Natur- und Lebensraum fir den Erhalt zahlreicher, auch gefahrdeter
Tier-, Pflanzen- und Pilzarten von herausragender Bedeutung.
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Gleichwohl bestehen zum Zustand und der Entwicklung der biologischen Vielfalt des Wal-
des noch Kenntnislicken. Ein besonderer Informationsbedarf besteht dabei bezlglich der
Einflisse der Waldbewirtschaftung, der Klimakrise, der Luftverunreinigung und dem Einsatz
und Eintrag von Pestiziden auf die waldtypische Biodiversitat. Diese Fragestellungen (z. B.
Zusammenhéange zur Wirkungen von Waldbewirtschaftung, Biodiversitat und Klimaénde-
rung auf bestimmte Artengruppen) kénnen ohne spezifische Erhebung zur Biodiversitéat in
Waldern nicht beantwortet werden.

Die hier vorgesehene Erméachtigung soll einen Weg eréffnen, diese Kenntnisliicken mit Hilfe
einer bundesweiten Biodiversitatserhebung im Wald zu schlieRen. Ziel ist es,

— reprasentative Informationen zum Status und zur Entwicklung der biologischen Vielfalt
in den Waldern Deutschlands, zu den pragenden Einflussfaktoren und deren Wirkungs-
weisen zu gewinnen,

— auf dieser Grundlage Hinweise fur ein noch starker biodiversitatsorientiertes, adaptives
Waldmanagement abzuleiten,

— die Wald- und Naturschutzpolitik des Bundes und der Lander unterstiitzen sowie

zur Erfillung nationaler und internationaler Berichterstattungspflichten beizutragen.

Doppelerhebungen bzw. -strukturen sind dabei nicht vorgesehen oder beabsichtigt. Viel-
mehr soll die Biodiversitatserhebung im Wald auf bestehenden Monitoringprogrammen des
Bundes und der Lander aufbauen und bestehende Kenntnislicken durch daftir notwendige
Erhebungen schlieRen. Die vorhandenen Monitoringprogramme und deren Befunde sollen
unter einem gemeinsamen Rahmen auf Bundesebene zusammengefihrt und auf diesem
Wege Synergieeffekte zwischen bestehenden Programmen und Daten bestmoglich genutzt
werden. Hierzu ist eine enge Zusammenarbeit mit den Landern sowie mit dem Nationalen
Monitoringzentrum zur Biodiversitat und dem Bundesamt fir Naturschutz vorgesehen.

Zu 8 41a Absatz 6 Satz 1 Nummer 6

Mit Nummer 6 wird die bei § 41a Absatz 6 Satz 1 vorgesehene Erméachtigungsliste um das
Thema ,Schutz des Waldes vor Gefahren und krisenhaften Entwicklungen® erweitert.

Die bundesweite Waldschutzerhebung soll eine datenbasierte Entscheidungsgrundlage be-
reitstellen fir

— die (Fruh-)Erkennung von Gefahren und krisenhaften Entwicklungen fur den Wald oder
seine Okosystemleistungen,

— eine erhebungsbasierte Einschatzung von Schadenrisiken oder Gefahrenlagen und
deren Ausmald und Entwicklung,

— die Entwicklung entsprechender Gegenmafinahmen oder sonstiger Mal3hahmen zur
Krisenbewaltigung.

Zu 8 41a Absatz 6 Satz 1 Nummer 7

Mit Nummer 7 wird die bei § 41a Absatz 6 Satz 1 vorgesehene Erméachtigungsliste um das
Thema ,Zustand der Waldmoore* erweitert. Ziel ist es, den Zustand der Waldmoore ist ins-
besondere im Hinblick auf Biodiversitat, Landschaftswasserhaushalt und Klimaschutz zu
erheben.
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Moore sind als natirliche Kohlenstoffspeicher und —senken von Uberragender Bedeutung
fur den Klimaschutz. Deshalb hat die Bundesregierung am 19.10.2022 die Nationale Moor-
schutzstrategie auch mit entsprechenden Zielen und MafRnahmen zur forstwirtschaftlichen
Nutzung von Moorbéden verabschiedet. Gleichwohl gibt es bislang kaum systematische
bzw. belastbare Erhebungen zum Zustand und der Entwicklung von Waldmooren. Zudem
bestehen auf internationaler, européischer und nationaler Ebene Verpflichtungen zur Errei-
chung von Klimaschutzzielen und daraus resultierende Berichtspflichten. Die Wirksamkeit
von KlimaschutzmafRnahmen in Waldmooren kdénnen nur mit Hilfe spezifischer Erhebungen
Uberprift und nachgewiesen werden. Entsprechende Daten dienen damit zugleich auch als
Malstab fir die Umsetzung der vereinbarten Ziele der Nationalen Moorschutzstrategie im
Waldbereich.

Zu 8 41a Absatz 6 Satz 1 Nummer 8

Mit Nummer 8 wird die bei § 41a Absatz 6 Satz 1 vorgesehene Ermachtigungsliste um das
Thema ,wirtschaftlichen Situation der Forstbetriebe® erweitert.

Forstbetriebliche Daten werden als Grundlage fir die Erfullung des gesetzlichen Berichts-
auftrages nach § 41 Absatz 3 sowie fir die Waldpolitik in ihrer gesamten, nach § 1 bestimm-
ten Aufgabenbreite (z. B. Walderhalt, 6ffentliche Forderung der Forstwirtschaft und Interes-
senausgleich) sowie fur weitere Bundeszwecke (siehe nachfolgende Beispiele) bendtigt.

So werden fir die Waldpolitik des Bundes sowie fir weitere Bundeszwecke (siehe unten)
jahrlich die Betriebsergebnisse der Forstbetriebe aller Besitzarten gegliedert nach Eigen-
tumsart, BetriebsgrofRen und Landern sowie getrennt nach Ertrag und Aufwand bendtigt.
Ziel ist es, einen statistisch fundierten Uberblick zu gewinnen tiber

1. die Wirtschaftsergebnisse der Forstbetriebe einschlieBlich der Belastungen aus der
Bereitstellung nicht marktféahiger Okosystemleistungen wie Beitrage zur Biodiversi-
tat und zur Erholung sowie

2. die offentliche Foérderung der Forstwirtschaft.

Zu den weiteren Bundeszwecken z&hlen u. a.

—  Zwecke der Bundesstatistik (z. B. forstwirtschaftliche Gesamtrechnung);

— die Ermittlung und Bereitstellung statistisch belastbarer Daten fir die Ermittlung und
Aktualisierung der jeweils wuchsgebietsspezifischen Bewertungsfaktoren fur die forst-
liche Nutzung (Grundsteuer, Bewertungsgesetz: Anlage 28);

— die Ermittlung und Bereitstellung statistisch belastbarer Daten fir die Ermittlung und
Aktualisierung der Wirtschafts- und Mindestwerte der forstwirtschaftlichen Nutzung
(Erbschaftsteuer, Bewertungsgesetz Anlagen 15 und 15a);

— die Ermittlung der Belastungen aus der Bereitstellung von Okosystemdienstleistungen
in Verbindung mit Einschrdnkungen von Verfigungsrechten der Waldbesitzer als Da-
tengrundlage flr einen Interessenausgleich nach § 1 Nummer 3;

— die Evaluierung von waldpolitischen Mal3nhahmen des Bundes sowie

— die Uberpriifung der (politischen) Wirksamkeit von eingesetzten Bundesmitteln (Priif-
auftrag Bundesrechnungshof).

Die mit Nummer 8 vorgesehene Erméachtigung soll einen Weg erdffnen, diese Datenbedarfe
des Bundes mit Hilfe entsprechender Erhebungen zu schlie3en. Zudem greift diese Bestim-
mung den bereits in § 41 Absatz 3 BWaldG gF enthaltenen Auftrag auf, dem Deutschen
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Bundestag Uber die Lage und Entwicklung der Forstwirtschaft, Gber die zur Férderung der
Forstwirtschaft erforderlichen MalRnahmen sowie die Belastungen aus der Schutz- und Er-
holungsfunktion zu berichten. Voraussetzung fur die vom Deutschen Bundestag erbetene
Berichterstattung, deren Befunde im Ubrigen auch eine wesentliche Grundlage fir die
Waldpolitik der Bundesregierung sind, ist, dass entsprechende Daten erhoben werden.

Weiterhin soll damit die aktuelle Erhebung von forstbetrieblichen Daten Uber das Testbe-
triebsnetz Forst (TBN-Forst) gestarkt werden.

Die Forststrukturerhebung sowie die Holzstatistik mit den jeweiligen Einzelerhebungen in
forstlichen Erzeugerbetrieben und in Betrieben der Holzbearbeitung bleiben davon unbe-
rahrt weiterhin im Agrarstatistikgesetz verankert.

Zu Buchstabe b

Die an der Erhebung malgeblich beteiligten Akteure des Bundes und der Lander sind dem
Haushaltsrecht und insbesondere dem Gebot der Wirtschaftlichkeit verpflichtet und ent-
sprechend an einer bedarfsgerechten, dem Stand der Technik entsprechenden, Synergien
nutzenden und effizienten bzw. optimierten Planung und Durchflihrung der Erhebungen in-
teressiert. Aufwand und Nutzen beziglich der Notwendigkeit einer Walderhebung, ihrer
Fragestellung, Methodenwahl, Periodizitat und sonstigen Ausgestaltung wurden und wer-
den daher sorgfaltig abgewogen. Allerdings besteht ein stark erhdhter und auch veranderter
Datenbedarf auf nationaler und europaischer Ebene, welcher einerseits aus rechtlichen
Verpflichtungen und andererseits aus einem politisch wie auch gesellschaftlich erhthtem
Bedurfnis entsteht, Entwicklungen und Veranderungen, die den Wald, seine Schutzguter
und Okosystemleistungen insbesondere im Zusammenhang mit der Klima- und Biodiversi-
tatskrise betreffen, besser zu verstehen. Bei der Festlegung der Erhebungsmethoden und
—verfahren werden jeweils solche gewahlt, die im Rahmen der verfugbaren Mittel mit ver-
tretbarem Aufwand ein sachgerecht-zielfihrendes Ergebnis erwarten lassen (Wirtschaft-
lichkeit). Dies umfasst u. a. auch Aspekte, wie z. B. Digitalisierung, drohen- oder satelliten-
gestutzte Verfahren der Fernerkundung und Kunstliche Intelligenz.

Zu Nummer 19
Bisher war lediglich ein VerstoRR gegen § 42 Absatz 1 bul3geldbewehrt.

Daruber hinaus soll nunmehr auch ein Verstol? gegen § 11a Absatz 2 Satz 1, mithin gegen
das Verbot, einen Kahlschlag auf einer Flache von mehr als einem Hektar ohne Genehmi-
gung vorzunehmen, als Ordnungswidrigkeit geahndet werden kénnen.

Zu 8§ 43 (BulRgeldvorschriften)
Zu 8§ 43 Absatz 1
Zu 8§ 43 Absatz 1 Nummer 1

Kahlschlage kdnnen erhebliche und womdglich jahrzehntelange Folgewirkungen nach sich
Ziehen, da der Baumbestand nur langsam nachwachst und der plétzliche Verlust des Kro-
nendachs die Okosystemleistungen des Waldes sowie zudem auch den Energie-, Stoff-
und Wasserhaushalt der jeweiligen Waldflache beeintrachtigt. Kahlschlage haben deshalb
ein besonders hohes Schadigungspotenzial, was eine Bufl3geldbewehrung erforderlich
macht. Ein ungenehmigter Kahlschlag lauft daher dem o6ffentlichen Interesse an der Erhal-
tung des Waldes und seiner Okosystemleistungen zuwider.

Zu 8 43 Absatz 1 Nummer 2

Nummer 2 greift den Regelungsgehalt von § 43 Absatz 1 BWaldG gF auf.
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Zu 8 43 Absatz 2

§ 43 Absatz 2 regelt die Bul3geldhdhe. Die Abstufung trégt der Schwere des jeweiligen Ver-
stoRes Rechnung.

Die in Absatz 1 Nummer 1 aufgefiihrte Ordnungswidrigkeit kann den Wald langfristig und
erheblich schadigen oder Menschen bzw. Tiere gefahrden. Der Hochstbetrag der GeldbulRe
tradgt dem Rechnung.

Zu Nummer 20

Mit 8 44 (Besondere Gemeinwohlverpflichtung des Staatswaldes) wird eine neue Bestim-
mung im BWaldG aufgenommen.

Normadressaten sind der Bund und die L&ander einschliel3lich der ihnen zugehdrigen An-
stalten, Stiftungen und sonstigen Einrichtungen, die Waldflachen, die vollstandig oder mehr-
heitlich im Besitz des Bundes und der Lander befinden, verwalten oder betreuen. Die Ge-
meinwohlverpflichtung des Landeswaldes ist bereits — in unterschiedlicher Auspragung —
geltendes Landesrecht. § 44 dient der Schaffung einer bundeseinheitlichen Regelung. Da-
bei bleiben bisherige und kiinftige weitergehende Regelungen der Lander bei Wald, bei
dem es sich nach dem Recht des jeweiligen Landes um Staatswald handelt, unberiihrt.

Zu § 44 (Besondere Gemeinwohlverpflichtung des Staatswaldes)
Zu § 44 Absatz 1

Satz 1 bestimmt, dass der Staatswald dem Gemeinwohl in besonderem Maf3e dienen soll.
Dies beinhaltet insbesondere die Pflicht zur Umsetzung von Artikel 20a GG (Schutz der
natirlichen Lebensgrundlagen) sowie insbesondere der in 8 1 Nummer 1 genannten Ziele.

Satz 2 bestimmt, dass der Staatswald vorbildlich im Sinne der Bestimmungen des ersten
und zweiten Kapitels dieses Gesetzes zu bewirtschaften ist.

Satz 3 bestimmt, dass der Staatswald in angemessener Weise zur Abwehr und Bewaltigung
besonderer, Uberdrtlich bedeutsamer krisenhafte Situationen oder Entwicklungen im Wald,
herangezogen werden soll, in deren Folge eine erhebliche und langanhaltende oder dau-
erhafte Beeintrachtigung des Waldes, seiner Schutzguter oder seiner Okosystemleistungen
zu besorgen ist. Satz 3 ist inhaltlich verbunden mit Satz 4 (siehe unten). Als eine mdgliche
Mafnahme flr einen solchen Fall kdme z. B. eine freiwillige Minderung oder Einschlagszu-
rickhaltung des ordentlichen Holzeinschlages eines Staatsforstbetriebes sowie das Bereit-
stellen von Holzlagerplatzen fur von einer Kalamitat (ebenfalls) betroffene andere Waldbe-
sitzer in Betracht.

Satz 4 bestimmt, dass der Staatswald solchen Aufgaben dienen soll, die besonders auf-
wendig oder langwierig sind, oder die aus anderen Grinden die Leistungsfahigkeit der an-
deren Waldbesitzarten tbersteigen. Typische Aufgaben dieser Art sind z. B. das forstliche
Versuchs- und Forschungswesen, die Sicherung von forstlichen Genressourcen und forst-
lichem Saatgut sowie das Betreiben von o6ffentlich zuganglichen Waldarbeitsschulen oder
entsprechenden Aus- und Fortbildungsangeboten. Dies umfasst z. B. auch, dass der
Staatswald fur Interessierte auch die Mdglichkeit fur ein freiwilliges dkologisches Jahr an-
bieten soll.
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Zu 8§ 44 Absatz 2

Satz 1 bestimmt ein Gebot, dass der Staatswald in seiner bestehenden Flachenausdeh-
nung mindestens erhalten werden soll. Dies umfasst, dass der Bund oder ein Land Wald-
flachen verauf3ern und im Gegenzug Waldflachen an anderer Stelle hinzukaufen oder auf-
forsten kann.

Satz 2 bestimmt, dass eine VeraufRerung von Staatswald an nicht staatliche Trager unter
Beachtung von Satz 1 nur in begriindeten Ausnahmeféllen erfolgen darf. D. h. im Regelfall
scheidet eine solche Veraulierung aus.

Zu 8§ 44 Absatz 3

Normadressat dieser Bestimmung ist der Bund. Er soll entsprechend der Vorgabe der EU-
Biodiversitatsstrategie sowie der Nationalen Biodiversitatsstrategie mindestens zehn Pro-
zent der Waldflachen dauerhaft der natirlichen Entwicklung Gberlassen.

Zu 8§ 44 Absatz 4

Die hier vorgesehenen naturschutzfachlichen Vorgaben und Ziele sollen zur Verbesserung
der Waldbiodiversitat beitragen. Diese Vorgabe ergibt sich aus der besonderen Bedeutung
dieser Habitatstrukturen flr den Natur- und Artenschutz. Was der jeweils angemessene
Umfang ist, entscheidet der jeweilige Verfigungsberechtigte.

Zu Nummer 21
Zu Buchstabe a

Die Ergénzung in 8 46 Absatz 1 geht zurlck auf die Ausfuhrungen im ,Bericht Gber die
Regelungen des § 46 des Bundeswaldgesetzes® auf BT-Drs. 20/7885. Zur Begrindung der
Anderung in Absatz 1 wird dort ausgefiihrt (die im folgenden Zitat genannten Verweise be-
ziehen sich auf das BWaldG gF):

,Die Walder in Deutschland stehen aufgrund des Klimawandels vor grof3en Herausforde-
rungen und haben zugleich eine hohe Bedeutung fiir den Klimaschutz. Fir eine 6konomisch
und 6kologisch nachhaltige Pflege und Bewirtschaftung der Walder ist das Engagement
aller Waldbesitzer und forstwirtschaftlichen Zusammenschliisse notwendig sowie ein fla-
chendeckendes, vielfaltiges und attraktives Angebot an forstwirtschaftlichen Dienstleistun-
gen sowohl durch offentliche Institutionen (staatliche Forstbetriebe und -verwaltungen,
Landwirtschaftskammern) als auch durch private Unternehmen, die in einem fairen Wett-
bewerb miteinander stehen. Wettbewerb auf dem Markt fur forstwirtschaftliche Dienstleis-
tungen fuhrt zu zusatzlichen Investitionen, zur Entwicklung neuer Geschaftsfelder und zu
Anreizen zur Qualitatskontrolle, treibt Innovationen und Digitalisierung voran, ermdglicht
technischen und wirtschaftlichen Fortschritt sowie angemessene Preise und Vertragskon-
ditionen. Entgeltliche Betreuungsangebote durch 6ffentliche Institutionen sowie ein starkes
privates Unternehmertum sind dabei kein Widerspruch, sondern Teil der Lésung. In diesem
Sinne wird der Wettbewerbsgedanke im Absatz 1 hervorgehoben. Das BMEL hat sich im
Einvernehmen mit dem BMWAK dafir entschieden, fir § 46 Absatz 1 BWaldG eine Formu-
lierung ohne das Attribut ,wesentlich vorzuschlagen und damit vom Wortlaut beispiels-
weise des 8§ 40 Absatz 1 Satz 2 BWaldG oder auch des § 3 GWB abzuweichen.

Entscheidend ware die Gesamtwirdigung der tatsachlichen Auswirkungen der Kooperation
bzw. Vereinbarung auf die konkreten Marktverhaltnisse.

Die vorgeschlagene Erganzung des § 46 Absatz 1 BWaldG wirde auch die vom Gesetz-
geber in der Amtlichen Begrindung (siehe Anlage 1) ausdricklich erwinschte Wahlfreiheit
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der Waldbesitzer beziglich der Inanspruchnahme forstwirtschaftlicher Dienstleistungen
und den Zugang zu diesen Dienstleistungen starken.*

Zu Buchstabe b

Die Anderung in § 46 Absatz 3 geht zurlick auf die Ausfiihrungen im ,Bericht Giber die Re-
gelungen des § 46 des Bundeswaldgesetzes® auf BT-Drs. 20/7885. Zur Begriindung der
Anderung in Absatz 3 wird dort ausgefiihrt (die im folgenden Zitat genannten Verweise be-
ziehen sich auf das BWaldG gF):

»Als sektorspezifische Ausnahmeregelung vom allgemeinen Kartellrecht bedarf § 46
BWaldG einer substantiellen Begriindung, nicht nur zum Zeitpunkt ihrer Entstehung, son-
dern fortlaufend. Daher ist eine fortdauernde Evaluierung notwendig, um die Erforderlichkeit
und den tatsachlichen Nutzen der Regelung zu eruieren.

Die erste, sechsjahrige Evaluierung (Zeitraum 2017 bis 2022) hat gezeigt, dass die weiteren
Evaluierungsintervalle zukinftig langer sein sollten als drei Jahre, um die Wirkung der Re-
gelung angemessener beurteilen zu kénnen. Die Forstwirtschaft unterliegt im Vergleich zu
anderen Branchen nur einem langsamen Wandel. Im Interesse einer besseren Aussage-
kraft wird deshalb vorgeschlagen, den zukinftigen Berichtszeitraum von drei auf finf Jahre
zu erhghen.

Zudem wird angeregt, die Regelung an die geanderte Bezeichnung des Bundesministeri-
ums fur Wirtschaft und Klimaschutz anzupassen.*

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)

Dieses Gesetz soll am ersten Tag des sechsten auf die Verkiindung folgenden Kalender-
monats in Kraft treten. Nach Artikel 72 Absatz 3 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 Nummer 2
GG treten Bundesgesetze auf dem Gebiet des Naturschutzes und der Landschaftspflege
mit Rucksicht auf die Abweichungsbefugnis der L&ander im Grundsatz frihestens sechs Mo-
nate nach ihrer Verkiindung in Kraft. Die in Artikel 1 dieses Gesetzes getroffenen Regelun-
gen unterfallen zwar zum Teil nicht der Abweichungsbefugnis der Lander nach Artikel 72
Absatz 3 Nummer 2 GG, im Hinblick auf die Rechtsklarheit fir die betroffenen Anwender
und die Wahrung der Rechtseinheit sollen alle Anderungen des Gesetzes aber zum glei-
chen Zeitpunkt, das heil3t am ersten Tag des sechsten auf die Verkiindung folgenden Ka-
lendermonats in Kraft treten.





